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Der schwierige Weg ZUTF ründung
der Oberrheinischen Kirchenprovinz

1 iruüuhen ahrhundert
Zu einer auischlußreichen Untersuchung*

Von Manired Weitlauff

DIie Zerschlagung der alten Reichskirche mıt ihren iImmediaten un mediaten och-
stittsannexen In der Säkularisation VO  e 802/03 un: die (von Napoleon diktierte)
Umverteilung der Sakularisationsmasse als „Ausgleich“ die „erblichen Reichstür-
sten - die auft dem die revolutionäre Französische Republik SJr ew1lge Zeiten ah-
getretenen“ linken Rheinufer „depossediert“ worden waren! oder uch nicht!
besiegelten nicht L1LUTr das Ende der „Exterritorialität“ der Bischöfe des Reiches, SOI1-
dern uch das Ende der durch den Augsburger Religionsfrieden VO  — 4555 begrün-
deten Konfiessionsstaaten protestantischer un katholischer Provenlienz (deren
DUuS  M Ireilich uch 1mM Refiormationsjahrhundert nicht allerorten vollständig hatte
realisiert werden können). eite katholische Bevölkerungsteile Helen 4I7TC diese
territorialen Verschiebungen Begınn des 19. Jahrhunderts protestantischer
Herrschafit e WI1IE umgekehrt uch IWa 1mM UuCNM, nach Schwaben und Franken
ausgreifenden Königreich Bayern protestantische Bevölkerungsteile katholischer
Herrschafit DIies machte 1ine Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse aufti dem BO-
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Konferenzen“ un! die Neuordnung der Kirche 1ın Deutschland nach der Säkularisation
(= Römische Quartalschrift tür christliche Altertumskunde un: Kirchengeschichte.
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FPriede VO  - Luneville, Februar 1801 Hanns Hubert Hofmann (Hrg.) Quellen
vA Verfassungsorganismus des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation 1495

Freiherr VO Stein-Gedächtnisausgabe XI), Darmstadt 1976, n N oll-
ZU® der 1n Luneville vereinbarten „EntschädigungRS IT Z  Staatskirchentum und Papstkirchentum  im Widerstreit —,  Der schwierige Weg zur Gründung  der Oberrheinischen Kirchenprovinz  im frühen 19.Jahrhundert  Ä Zu einer aufschlußreichen Untersuchung*  Von Manfred Weitlauff  Die Zerschlagung der alten Reichskirche mit ihren immediaten und mediaten Hoch-  stiftsannexen in der Säkularisation von 1802/03 und die (von Napoleon diktierte)  Umverteilung der Säkularisationsmasse als „Ausgleich“ an die „erblichen Reichsfür-  sten“, die auf dem an die revolutionäre Französische Republik „für ewige Zeiten ab-  getretenen“ linken Rheinufer „depossediert“ worden waren! — oder auch nicht! —,  besiegelten nicht nur das Ende der „Exterritorialität“ der Bischöfe des Reiches, son-  dern auch das Ende der durch den Augsburger Religionsfrieden von 1555 begrün-  deten Konfessionsstaaten protestantischer und katholischer Provenienz (deren „Ty-  pus“ freilich auch im Reformationsjahrhundert nicht allerorten vollständig hatte  realisiert werden können). Weite katholische Bevölkerungsteile fielen durch diese  territorialen Verschiebungen am Beginn des 19.Jahrhunderts protestantischer  Herrschaft zu, wie umgekehrt auch —- etwa im neuen, nach Schwaben und Franken  ausgreifenden Königreich Bayern —- protestantische Bevölkerungsteile katholischer  Herrschaft. Dies machte eine Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse auf dem Bo-  * Dominik Burkard: Staatskirche — Papstkirche — Bischofskirche. Die „Frankfurter  Konferenzen“ und die Neuordnung der Kirche in Deutschland nach der Säkularisation  (= Römische Quartalschrift für christliche Altertumskunde und Kirchengeschichte.  53. Supplementband), Rom-Freiburg-Wien (Herder) 2000, 832 S. Ln. geb. ISBN 3-451—-  262533  } Friede von Lungville, 9. Februar 1801. Hanns Hubert Hofmann (Hrg.), Quellen  zum Verfassungsorganismus des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation 1495-  1815 (= Freiherr vom Stein-Gedächtnisausgabe XII), Darmstadt 1976, 323-325. — Voll-  zug der in Luneville vereinbarten „Entschädigung ... aus dem Schoß des Reiches“ ent-  sprechend dem Verteilungsplan des Reichsdeputations-Hauptschlusses, Regensburg,  25. Februar 1803. Ebd. 329-358. - Manfred Weitlauff, Der Staat greift nach der Kirche.  Die Säkularisation von 1802/03 und ihre Folgen, in: Ders. (Hrg.), Kirche im 19. Jahr-  hundert (= Themen der Katholischen Akademie in Bayern), Regensburg 1998, 15-53.  ZKG 112. Band 2001/2aQaus dem des Reiches“ eNTL-
sprechend dem Verteilungsplan des Reichsdeputations-Hauptschlusses, Regensburg,
P Februar 1803 Ebd 32092358 Manired Weitlauff, Der aa greift nach der Kirche
Die Säkularisation VO  - 802/03 un: ihre Folgen, 1n Ders. (Hrg.) Kirche 1mM Tahr-
hundert e Themen der Katholischen Akademie 1ın Bayern), Regensburg 1998, E
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Staatskirchentum un! Papstkirchentum 1mM Wiıderstreit AF

den des alten Heiligen ROomischen Reiches, das mıiıt der Reichskirche seINeE wohl
wichtigste deelle Stutze verloren atte un! 1806 1mM Zuge der damaligen politischen
Umwälzungen selber unterging*, mehr notwendig, als galt, dieI
benen Bevölkerungsteile dem Jewelligen Staatsgeflüge uch gesellschaftlich eINZU-
gliedern, wobei INa  } staatlicherseits gerade aut den Einsatz der Kirchen als einilufß-
reicher Integrationsfaktoren N1IC verzichten konnte. Allerdings zeigte dann die
Entwicklung 1M Lortschreitenden Jahrhundert, dafs das Gelingen dieses Integra-
t10NSpPrOZzeESsses auft Dauer die Schalfung wirklicher konfessioneller Parıtat OLIaus-
seizte Tfür viele protestantische Obrigkeiten, EerStier Stelle für das dominierende
Preulsen, bekanntermaßen eiINn schwieriges Problem

Was die VO  e diesen Umwälzungen auf Reichsboden schwersten betroffene
katholische Kirche anbelangte, VWaäal In des Reichsdeputations-Hauptschlus-
SCS VO Februar 1803 ‚War 1ne den veränderten Verhältnissen anzupassende
„DiOzesaneinrichtung auTt reichsgesetzliche Art“ In MHSSIC gestellt worden?; Der
das Reich hatte existieren aufgehört, un! verlagerte sich das Problem einer LO-
SUung der Kirchenfrage aufli die dus den „Irummern“ des Reiches NaC. dem kurzzei-
igen Intermezzo des Rheinbundes) hervorgegangenen HCH; SOoOuveranen Staaten
des 1845 mit Einverständnis der europäischen ächte gegründeten Deutschen
Bundes 35 unterschiedlich verfaßte Furstenstaaten un Ireie Städte)“. Deren
Monarchen und Türstliche Kabinette, In ihrer großen Mehrheit protestantisch,
praktizierten allesamt traditionsgemäß eın ausgepragtes Staatskirchentum. Dıieses
WarTr nıcht IYSE 1Ine Erscheinung des Jahrhunderts, vielmehr wurzelte In se1-
Ter modernen Spielart In der Konfessionalisierung des 16. Jahrhunderts und CI-
eichte 1M 18. Jahrhundert, durch Übernahme Nnaturrechtlicher Prinzipien uch
theoretisch begründet Kirchengewalt Austiluls der Staatsgewalt einen
Höhepunkt (Stichwort „Josephinismus“), bildete aber nunmehr, Nnach der Revolu-
tionsphase, als „Bündnis VO  — Thron un! Altar“ (neben Beamtenschaft, Polizei und
Militär) einen Eckpfeiler restaurativ-fürstlicher Herrschaftsfestigung”.

Hier erga sich indes eın Problem ganz spezlieller Art Protestantische Obrigkeitenhatten IM Reformationsjahrhundert 1ın ihren Landen einS evangelisches Kir-
chenwesen kraft des VO  j ihnen In Anspruch SCHOIMMENEN andesherrlichen
>ummepiskopats oOrganisiert und ihrer Landesherrschafft unterwortfen. Te1LNC hatte

Erklärung der rheinischen Bundesstaaten über ihren ustr_ı dus dem eIC Re-
gensburg, August 1806 Hofimann, Quellen (wıe Anm 1) 392—-394 Erklärung Kaıs
SCr Franz’ IL über die Niederlegung der Reichskrone un: das Ende des Heiligen ROömı1i-schen Reiches, Wien, August 18506 Ebd 394—396

Hofmann, Quellen (wıie Anm 1) 356
Heıinrich HUtz Zwıischen Habsburg un Preußen. Deutschland S866 A Sied-lers Deutsche Geschichte), Berlin 1994
le hierzu beispielsweise: olfgang Reinhard, Konfifession und Kontztessionalisie-

rung ın Europa, 1n Ders. Ausgewählte Abhandlungen -a Hıstorische Forschungen 60)Berlin 1997 103-—-125 ders., Geschichte der Staatsgewalt. Eine vergleichende Verlas-
sungsgeschichte Europas VO  — den Anfängen bis ZUT Gegenwart, Muünchen 1999, Z281 83586 (1ät.) Rudol{f Reinhardt, Bemerkungen ZU geschichtlichen Verhältnis
VO'  e Kırche un aat, ın Theologie 1ImM Wandel Festschrift ZU 150jährigen estehender Katholisch-Theologischen Fakultät der Uniıiversitä Tübingen —I Her-
ausgegeben VO  - der Katholisch-Theologischen Fakultät der Universität Tübingen0n Z Tübinger Theologische el 1) München-Freiburg BrT. 1967, 155-—1



DE Manifred Weitlaufi

sich davon uch das VO den Papsten (meı1s nachträglich) privilegierte der NOTL-

gedrungen stillschweigend tolerierte neuzeitliche Kirchenregiment der weltlichen
katholischen Fursten LLUT weni1g unterschieden; denn die jurisdiktionellen Rechte
der zuständigen, jedoch „exterritorial“ residierenden Bischöfe hier auft eın
Minımum, de facto fast L1UI noch auf ihre Weihebefugnisse, beschränkt gewesen®.
Der die Kirche, obwohl schon se1t dem Spätmittelalter Grunde se1lt der SOsSC-
Nannien „Gregorlanischen Refiform“ des 1 Jahrhunderts) mehr un: mehr „Selbst-
wertgefühl“ entwickelnd un: VO aa sich emanziplerend, sich, WE uch
widerwillig, ihres eigenen Schutzes willen gebeugt ber miıt dem Fall der koön:
Tessionell bestimmten Landesgrenzen und dem Entstehen konfessionell gemischter
Obrigkeitsstaaten tellte sich jetz zumal TÜr die protestantischen Obrigkeiten die e1-
nigermalen komplizierte rage der kirchlichen „Versorgung“ un!: „Leıtung“ ihrer
‚UÜCH.; katholischen Untertanen, nicht zuletzt aQus den ben erwähnten STaats- un
gesellschaftspolitischen Gründen. Natürlich S1e estreDt, ihre landesherrliche
Kirchenhoheit, ihren überkommenen „summe»piskopat“, weiıit wW1€e immer mMOg-
lich uch auf diese auszudehnen; jedenfTalls gedachten S1e ine auswartige ihrer
Hoheit nicht unterstehende kirchliche Autorıtat In ihren Landen nicht dulden
Das aber bedeutete, dafß s1e den KITIC.  ıchen, seelsorgerlichen Bedürinissen ihrer kaz
tholischen Untertanen ben Uurec den Aulfbau einer landeseigenen bischöflichen
Hierarchie wurden en mussen. Mit anderen Worten Das den restauratıv-
Turstlichen Obrigkeiten vorschwebende katholische „Kirchenmodell“ mıiıt
den Staatsgrenzen übereinstimmende, personell un: verwaltungsmäßig ihrer SOU-
veranıtat unterworifene Landesbistümer. Deren Errichtung konnte jedoch nach gel-
tender Rechtsau{ffassung legitimerweise un: hne Gelahr eines Schismas 1L1UT 1mM
Einvernehmen mıt der päapstlichen Autorıtat ıIn Angriff g  IIN werden. Und
diesbezüglich erschien den fürstlichen Kabinetten das 1801 VO Pıus VIL miıt Napo-
leon geschlossene Konkordat ZUL1 grundlegenden Neuordnung der Kirche Tank-
reichs’ miıtsamıt den VO Ersten Konsul eigenmächtig angefügten „Organischen AT
tikeln“ (8 April die die mıiıt dem aps getroffenen Vereinbarungen eNISpre -
chend den staatskirchlichen Maxımen Napoleons weitgehend wieder außer Kralit
setzten®, näach Lage der ınge uch als ihren staatspolitischen Interessen ehesten
dienliches „Verfahrensmuster“. Bereıits se1lit 1802 kam ersten Kontaktnahmen
einzelner Ole Bayern, aden, Württemberg) mıit der Römischen Kurile, jedoch
vorderhand, NIC uletzt angesichts der un  ten Territorlalverschiebungen,
hne greifbare Ergebnisse.

Furstprimas ar Theodor VO  . Dalberg (  v  } der letzte die Säkularisa-
tıon Kurziristig noch „überlebende“ sOuverane geistliche Reichsfürst un! Sachwal-

Als eispie se1 1L1UTF das 1Im ahrhundert un dem TUC. der Reformation
VO  s den Papsten nachträglich privilegierte Kirchenregiment der bayerischen Herzöge
genannt. Manired Weitlauff, Dıe bayerischen Herzöge ilhelm und udwig un:
ihre tellung A“ Reformation artın Luthers, 1In: eıtrage ZUr altbayerischen Kirchen-
geschichte A 2000 59—  B

Konkordat Pıus’ AYSER mi1t der Französischen Republik, Parıs, F: Juli 1801 Angelo
Mercatı (Ed  — aCccolta di concordatı materl1e ecclesiastiche tra la anta Sede le AUu-
toritä Civili —1 atikanstad 1954, 559—565; Carl 1r Quellen ZUE Ge-
schichte des Papsttums und des Römischen Katholizismus, übingen 419

Abgedruckt eb  - A20-4)27)
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Staatskirchentum un:! Papstkirchentum 1ImM Widerstreit 23

ter reichskirchlicher Rechtsansprüche”, SOWI1e seın Konstanzer Generalvikar und
Bevollmächtigter auf dem Wiener Kongre/ls (1814/15 un: auft dem Frankfurter
Bundestag (1816/17 gnaz Heinrich VO  — Wessenberg (  e  0)10 ‚WarTr
nochmals bemüht SCWESECNH, auf der Basıs eines Konkordats mıt dem Stuhl 1nNne
zunächst den Rheinbund, dann seit 1814 die Staaten des Deutschen Bundes
greiifende „Wiederherstellung und zeiıtgemälse Einrichtung der deutschen katholi-
schen Kirchenverfassung“ nach Malsgabe der „alteren Ansprüche der deutschen
Natıon“ un: der „gereinigten Grundsätze deutscher katholischer Kanonisten“
stande bringen: mıt einem Primas der Spıtze, staatskirchlicher Kuratel
vorzubeugen‘?*. S1e jedoch mıiıt ihren Projekten VO  “ vornherein den partı-
kularen Interessen der Länder, VOTL em Bayerns, und zugleich Widerstand der
Römischen Kurie gescheitert, die In Dalberg un: Wessenberg die etzten Vertreter
des reichskirchlichen Febronianismus un der Emser Punktation!* erblickte un!
mıiıt deren emühungen unbesehen als kirchliches Autonomiestreben interpretier-

uch Bayern, Hannover un Preulsen Dereits In€Verhandlungen
mıiıt dem Hl Stuhl eingetreten, un (as HE Königreich Bayern schlofs LOÖLFT: wen1l1-

Monate nach Dalbergs Tod (FEO Februar öl In Regensburg, seiner
erzbischöflichen Residenz, als ersier aa des Deutschen Bundes mıt dem Stuhl
eimm Landeskonkordat*>, das geWwils, weil VO  w der Kurie geschickt 1Im Sinne ihrer
Prinzipien „redigiert“ un:! sodann voreilig paraphiert, den staatskirchlichen Prinzı-
plen der bayerischen Reglerung zuwiderlief, deshalb nachträglich muühsamer Dei-
derseitiger Klärungen 1mM einzelnen bedurfifte und In der Folge seıt der ;Jegernseer
Erklärung“ Onlg Max’ VO eptember 1824 staatlicherseits ahnlich dem

Rudolf Reinhardt, arl Theodor nNnton Marla VO  - Dalberg, 1ın Helvetia arra F7
Erster Teil, Basel-Frankfurt Maın 1993, 464 —478 (ET6) aArTI Hausberger (Hrg.) Carl
VO  > Dalberg Der letzte geistliche Reichsfürst Schriftenreihe der Nıversita Kegens-burg 220); Regensburg 1995

Manired Weitlau{ff, Dalberg als Bischof VOo  - Konstanz und se1ın Generalvikar gnazHeinrich VO  — Wessenberg. Ebd 35—58; Rudaolf Reinhardt, BAas Bıstum [Konstanz] In der
Neuzeit, 1n Helvetia Sacra 1/2 Erster Teil, Basel-Frankfurt Maın 1993, AD 32 hier
L4> Franz Xaver Bischof, gnaz Heinrich Karl Joseph Thaddäus Dismas) Vo  -
Wessenberg-Ampringen. Ebd 479—-494 (Lit.)11 DIie Dokumente SInd abgedruckt iın TNS Rudaolf Huber Woligang er (Hrgaa und Kirche 1 und Jahrhundert Dokumente ZUr Geschichte des deutschen
Staatskirchenrechts L, Berlin 1973 arl Hausberger, Dalbergs Bemühungen die
Neuordnung der katholischen Kirche In Deutschland, 1n Hausberger, Car VOo  — Dalberg(wie Anm 9) S98; Franz Xaver Bischof, Die Konkordatspolitik des Kurerzkanzlers
un Fürstprimas ar Theodor VO  . Dalberg und seines Konstanzer Generalvikars gnazHeinrich VoO  - Wessenberg In den Jahren 1803 bis 5845 ın ZKG 108 1997 T3302 Dıe
Zitate entsprachen der Intention Wessenbergs. Burkard, Staatskirche Anm a136

Zu Febronianismus, Nuntlaturstreit un! Emser Punktation DZW. ZU reichskirch-lichen Episkopalismus des endenden 18. Jahrhunderts siehe: Hubert Jedin (Hrg.)Handbuch der Kirchengeschichte V, Freiburg-Basel-Wien 1970, G ASOT.
Bayerisches Konkordat, Rom, unl IS Mercatl, aCcCcolta (wıe Anm. 7) 3O

597 ar. Hausberger, aa und Kiırche nach der Säkularisation. Zur bayerischen Kon-kordatspolitik 1ım Iruhen Jahrhundert yn Munchener Theologische Studien 1ST0-rısche Abt 23 ST Ottilien 1983; Text des Konkordats eb  = 309—329
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Napoleon-Konkordat uch 1U teilweise vollzogen wurde!*. Schon die Arf der
Publikation verdeutlichte den Kang den INa  - staatlicherseits dem Konkordat bei-
ma[ls Hs wurde veröffentlicht als Anhang UE 103 eines die königlichen Kr
chenhoheitsrechte bekräftigenden Religionsedikts („Edikt üuber die außeren Rechts-
verhältnisse der Einwohner des Königreichs BaY!  % das seinerseits L1UT die Be1l-
lage I1 Titel der bayerischen Verfassungsurkunde (vom Maı 1818
bildete. Immerhin gestand der aps 1Im Zusammenhang MmMIt dem Konkordatsab-
schluls dem Oni1g VO  - Bayern als katholischem SOouveran s speclali ogratia“ Ta
Indult AAn perpetuum  4 das dUuUus$s staatskirchlicher Sicht hochbedeutsame (Treilich,
we:il Austflußs der päapstlichen Vollgewalt, gegebenenfalls jederzeit einseitig widerruf-
bare Privileg der Bischoisnomination zu!?

Hatten die mittleren un kleineren deutschen Staaten zunächst einer LOsung der
katholischen Kirchenirage 1Im Rahmen des Deutschen Bundes her zugenelgt,
hen S1€e sich Jetzt, nach dem separaten Konkordatsabschlufs Bayerns, CZWUNSCH, In
der überfälligen Kirchenfrage eigene CNTITIE einzuleiten. nier Wessenbergs Eın-
Ilu s ergriff zunächst Württemberg die Inıtlatıve, anfänglich iImmer noch mıiıt dem
Ziel eines möglichst viele Bundesstaaten umfassenden Konkordats 1tWwWIr-
kung der Grolsmächte Preußen un: Österreich. och als Preulßen kein Interesse
einem e1Itrı zeigte, uch Hannover zögerte, vereinigten sich schlielßlich 1818 die
fünf Südweststaaten, namlich das Königreic Württemberg, die Grolsherzogtümer
en un Hessen (Hessen-Darmstadt), das Kurfürstentum Hessen (Hessen-Kassel)
und das Herzogtum Nassau gemeinsamer kirchenpolitischer Aktion, beginnend
mıiıt geheimen Konfiferenzen Maärz DISs Oktober 1818 Frankfurt Maıin, In
denen die Bevollmächtigten der geNannten Staaten eın „Kirchensystem“ als Richt-
schnur Tür die mıt dem Hl Stuhl vereinbarende Neuordnung ihres Je landeseige-
He  — katholischen Kirchenwesens entwarien.

DIie ben 1mM TIG erschienene Untersuchung VOIl Domuinik Burkard*®, ine VO  —
Prof Dr. Hubert Wol{f{f (Munster), damals Fachbereich Katholische Theologie der
Johann olfgang Goethe-Universität Frankfurt Maın, betreute un 1m Wiınter-

998/99 VO  — der Philosophisch-Theologischen Hochschule St Georgen In
Frankfifurt Maın dMNNSCHOMIMEN theologische Doktordissertation, behandelt aul
breiter archivalischer Quellengrundlage Archive mıiıt reichem handschrilftli-
hem Materialfluß wurden konsultiert bis In die etzten Verästelungen hinein den
Verlauf dieser Frankfurter Kon{ierenzen, ihre staatskirchlichen Entwürte und endli-
'hen Beschlüsse, die zuweilen unterschiedlichen Motivationen und uch gegenlau-

JTegernseer Erklärung, +5 September FT Ebd 289 Hans Ammerich (Hrg.)
Das Bayerische Konkordat PSIT eilsenhorn 2000 Immer noch lesenswerrt, WE
uch AdUS$S staatskirchlicher Sicht des Jahrhunderts verlfalst ermann VO Sicherer,
aa un! Kirche In Bayern VO Regierungs-Antritt des Kurfürsten Maximilian Joseph

bis ZU[r Erklärung VO  e} Jegernsee 799182 1S München 1874
15 Bayerisches Konkordat, AÄrt Hausberger, aa un Kirche (wie Anm +

ber dieses rivileg bedeutete IN DraxXı keineswegs, daß der Oönig VO  x Bayern die B1-
schöfe se1nes Reiches völlig Irei konnte Jede Bischofsernennung erfolgte
letztlich In gegenselıtigem Einvernehmen, wobel die Römische Kurle „nomminare“* 1mM
SINNe VO  - „benennen“, N1IC. VO  — „efnennen- interpretlierte

Wie Anm Siehe zugleic uch Dominik Burkard, Staatsknechte der Kir-
chendiener? Diözesankonzeptionen un Bischo{sbilder „aufgeklärter“ Staaten, In
95 2000 219—249
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Staatskirchentum un: Papstkirchentum 1M Widerstreit A

fgen Zielsetzungen ihrer „Akteure“, die sıch die un der Koniferenzen
anschließenden diplomatischen Verhandlungen In Rom 1819 die Wäar negatıv
ndeten un den „Verein“ der Staaten In 1ıne Krıse sturzten, aber In der Folge doch
ZU Trla der Erektionsbulle Provıda solersque (2 August 1821 führten*”, die end-
iıch den allerdings noch langen Weg ZAET Errichtung der Oberrheinischen Kır-
chenprovinz mıt Freiburg 1MmM reisgau aden) als Metropolitansitz un den vier
Sumfraganbistümern Rottenburg ( Wurttemberg), Maiınz (Hessen-Darmstadt), Fulda
(Hessen-Kassel) un! Limburg Nassau) Irei machte

ach einer Einführung iın den bisherigen, Jeweils Teilaspekte der Thematik De-
leuchtenden Forschungsstand!® un! In die Quellenlage (S 25—69 hier herausra-
gend die einschlägigen Aktenbestände der VO  P Pius VIL (1800—1823) konstituierten
un: unmıiıttelbar dem Staatssekretariat zugeordneten Sacra GCONgregazZioNe deglı AffarıEcclesiastici Straordinarı erläutert der MFT: zunächst Au{igabe un: Methode seiner e1-
I1  n Untersuchung. In ihr sich N Ziel, nıcht 1Ur den Gang der Kompli-
zierten Verhandlungen In Frankfiurt, Rom un! den einzelnen Reglerungen, die
schlielßßlich ZUrTr Gründung der Oberrheinischen Kirchenprovinz führten, möglichst
vollständig rekonstruieren, sondern vielmehr uch WI1IE schreibt ın „die
‚Tiefenschichten‘“ vorzudringen, die In diesen Verhandlungen diskutierten Plä-
I Ntiwurie und Gegenentwürfe SOWIE gefalsten Beschlüsse miıtsamt den dahinter-
stehenden kirchenpolitischen bzw. staatskirchlichen een un ekklesiologischen
Konzeptionen offenzulegen un die auf den „unterschiedlichen politischen Büh:
nen““ aglerenden Ideenträger un Diplomaten, Zuträger un! Intriganten 1mM Hınter-
grun mitsamt ihren Jeweiligen, gelegentlich uch jeweils wechselnden oltlva-
t1ionen Nnamhafrt machen. Dabei zeigte sich, dals eın Grokßsteil der Meinungsbil-dung un!: Entscheidungsfindung (wıe sooft) nicht In den Gremien, sondern RSr
„privater“ Ebene stattiand, worüber erhaltene Korrespondenzen Au{fschluß geben

Abgedruckt 1ın Mercatl, aCcCcolta (wlie Anm 7) 667-676:; Huber-Huber, aa
un Kirche wıe Anm 11) 2462257

An NeuUuUeren Untersuchungen sind CMNNEN Rudolf Reinharädt, Von der
Reichskirche ZU Oberrheinischen Kirchenprovinz, ın 158 4978 36—50; ders., DIO-
Z Rottenburg 8} Antworten un! Fragen. Ebd 243-—256; Ar Hausberger,Die Errichtung der Oberrheinischen Kirchenprovinz, 1n ZKG 1981 269—-289; Franz
Xaver Bischof, Das Ende des Bıstums Konstanz. Hochstift und Bıstum Konstanz 1mM
Spannungsfeld VO  } Sakularisation un! Suppression (1802/03-1821/27) 85 Munchener
Kirchenhistorische Studien 1) Stuttgart-Berlin-Köln 1989; Karl-Heinz Braun, Her-
INann VO  w Vicarı und die Erzbischofswahlen ıIn en Eın Beıitrag seiner Biographiean Forschungen ZUrTr Oberrheinischen Landesgeschichte 35) Freiburg-München 1990;Hans Ammerich, Neuorganisation der katholischen Kirche In Südwestdeutschland
Beginn des Jahrhunderts, In Ders. Johannes Gut (Hrg.) Zwischen „Staatsanstalt“und Selbstbestimmung, Stuttgart 2000, 11—26); Hans Fenske, aat, Gesellschaft, Kir-chen. Südwestdeutschland ım ersten Drittel des Jahrhunderts. Ebd 83} Dazu1mM Umkreis: arkus Rıies, Die Neuorganıisation des Bıstums ase Beginn des

Jahrhunderts (1 a= 1 B Munchener Kirchenhistorische tudien 6), Stuttgart-Berlin-Köln 1992: Thomas TO. Das NCUE Augsburger Domkapitel. Von der Wiederer-richtung (1817/21 Dis ZU Ende des Zweıiten Weltkriegs 1945 Verfassungs- un Per-
SONengeschichte Münchener Theologische Studien Historische Abt 34), St: ıllıen
1996 Siehe HCH. Alifred Strnad, Auft den S>puren der Germanla SAacCTa. Neuere Pub-likationen den geistlichen Fürstentümern 1Im eiligen Romischen EIC In IHANS-Drucker Historische Studien 1999 323398
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Um diese OoOmplexe Zielsetzung bewältigen können, „zerlegt: der VT se1nNne Un-
tersuchung methodisch In WwWel (natürlich ineinandergreifende) Teile Im ersten Teil
bietet „dramaturgisch“ In fünf „Akten“ die chronologische Rekonstruktion der
Verhandlungsfolge In Frank{iurt, ROom, Wien un den Residenzen der beteiligten
türstlichen Kabinette; 1Im zweıten Teil reile  Jer‘ diese Verhandlungs{folge mıt in-
IC  - Kontinultaten un: Brüchen „Im Hinblick auf den diplomatisch-politischen, den
kirchenpolitischen, den theologischen harakter der |ZUT LOsung anstehenden] Kir-
chenfrage“, insbesondere aber 1M Hinblick auti die ekklesiologischen nNsatze, die
den 1mM Verhandlungsverlau{f (von „Staatskirchlern  «“ „Episkopalisten“ und „Ultra-
montanen“) 1NSs pie gebrachten unterschiedlichen Konzepten der i  odellen  «
grunde agen S 69—73

TEUIC Nn sich die Verhandlungen bis den Beginn der dreißiger Tre hin,
ehe die Gründung der Oberrheinischen Kirchenprovinz nach mancherlei Wirren
mıiıt der Besetzung der Bischoi{isstuühle ZU Abschluls kam Dıie vorliegende Arbeit
konzentriert sich indes, den Rahmen einer 1ssertatiıon nicht /auf
die p Der für die welıltere Entwicklung letztlich entscheidende Verhandlungs-
phase VO  — 1818 DISs 1823, als mi1t der römischen Verwerfung der durch „Wahl“ De-
stimmten ersten Bischoiskandidaten die Verhandlungen der vereinten fünt Staaten
In 1nNne schwere Kriıse gerleten und 1Wa gleichzeitig mıt dem Tod Piıus AL 41825
un se1INES Kardinalstaatssekretärs Ercole Consalvi 1824) SOWI1E mıiıt dem damaligen
personellen echsel In den Regilerungen der deutschen Staaten uch politisch ıne
T.ACHEN eintrat ach dem Einschnitt VO  - 1823 verlagerten sich die 1vıtaten VO  —

den (NUur noch sehr sporadischen) gemeinsamen Konierenzen al die enNne direk-
ter Diplomatie, der die Theologen un: Kanoniısten der AQPSTCI] Stunde kaum
mehr Anteil hatten

Diese über SO Seliten umfassende quellengesättigte Untersuchung, die XECIMN-

plarisch eın bedeutendes Kapitel der ebenso komplizilerten wWI1e langwierigen Ge-
schichte des durchgehend VO Widerstreit taatskirchlicher Interessen und papst-
lich-primatialer Prinziıplıen belasteten Wiederau[lfbaus der katholischen Kirche
Deutschlands 1m Iruhen 9. Jahrhundert überaus facettenreic AL Darstellung
bringt, recht{iertigt eın ausfiührlicheres Reierat

Zunächst ZUrT: Sıtuation Die VO  e protestantischen Monarchen reglerten fünf SUd-
westdeutschen Bundesstaaten, die sich anl Inıtlatıve Württembergs 1818 S>
meinsamem Handeln In der katholischen Kirchenirage usammenschlossen, hatten
durchaus unterschiedliche kirchliche Ausgangspositionen. Das Königreich Wurt-
emberg (Regierungssitz Stuttgart) mıiıt rund 432‘000 Seelen In seinen katholischen
Landesteilen un: das Grols$herzogtum en (Regierungssitz Karlsruhe) mit rund
700’000 Seelen In seinen katholischen Landesteilen erstreckten sich Teil
über die Nordchälfte des en Bıstums Konstanz, dessen Südhälfte, die Schweizer
uart, Janılar 1871 VO. Luzerner Nuntius Fabricio Sceberras Testalerrata, e1-
116 geschworenen Feind albergs und Wessenbergs, ın einem „willkührlichen Ge-
waltstreich“ Wessenberg abgetrennt und zwischenzeitlich ıIn eın (dem
direkt unterstelltes) Apostolisches Vikariat umgewandelt worden war!?. urttem-
berg ber 18512 In der ehemaligen Fürstpropstel Ellwangen eigenmächtig eın
Generalvikarlat errichtet miıtsamt einer „katholischen Landes-Universität“ 1517 als

Dazu ausiführlich Bischo(l, Das Ende (wie Anm 18) S SN
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Katholisch-Theologische Fakultät In die Unıversita Tübingen eingegliedert) un: e1-
1E Priesterseminar E: praktisch-pastoralen Ausbildung 1817 nach Rottenburg
verlegt) und N1IC L1UT diesem Generalvikariat nach und nach alle katholischen Lan-
desteile zugeordnet, sondern 1816 uch die päpstliche Bestatigung un In der Per-
S  — Johann Baptist Kellers (  i  ) zugleich einen VO aps persönlich N
Bischof (Titularbischof VO  w vara) geweihten Provikar erhalten*©%. Baden dagegen
tutzte vorderhand noch Wessenberg, der nach albergs Tod kanonisch A Verwe-
SC[ des uC Stück zerbrechenden) Bıstums KOonstanz gewählt, bDer VO

apst, seiner monatelangen persönlichen Rechtfertigungsbemühungen In
ROM, abgelehnt worden WAärl. Das Grolisherzogtum Hessen (Reglerungssitz Darm-
stadt) mıiıt seinen 152’000 katholischen Untertanen 1e der nunmehr landesei-
N  Nn Bischoiskathedra Maınz fest, die, zwiıischenzeitlich mıt einem VO  - Napoleon
erNannien „Iranzösischen“ Bischof Joseph Ludwig Colmar [1802-1818] besetzt,
S45 mıiıt den 1801 Frankreich „abgetretenen“ linksrheinischen Reichsgebieten
wieder restituler worden Wal un! über eın (von Bischoli Colmar errichtetes) mıt e1-
11 theologischen Studium verknüpftes Priesterseminar Brutstatte des Ta-
montanısmus 1mM Jahrhundert verfügte“*. Dem Kurfürstentum Hessen (Regle-
rungssıtz Kassel) War der Hauptteil des ehemaligen, TST 155 ZU Bischofssitz CI-
hobenen Hochstifts Fulda mıt rund 85’000 Seelen zugefallen, das noch 1810
Fürstprimas Dalberg als Entschädigung für den Verlust der weltlichen Herrschait
Regensburg zugewlesen bekommen hatte Und 1m Herzogtum Nassau (Regierungs-
S1ItZ Wiesbaden) mıit seinen 186‘000 Katholiken lag das 1802 S0} Generalvikariat
des rechtsrheinischen Restes der Erzdiözese TIrlıer erhobene Limburg mıiıt seiner ehe-
maligen Kollegiat-Stiftskirche. In alle diese Staaten reichten Der uch elle noch
weiterer ehemaliger Reichsbistümer hinein, un: alle hatten S1€E bereits (zumelst
nach 1nNnftirı der jeweiligen Bistumsvakanzen), WECI111 uch hne Erfolg, versucht,
sıch mıt Rom Nn einer landeseigenen Bistumslösung 1Ns Benehmen seizen

Man WaT übrigens keineswegs allerorten der Meinung, dals dazu das päpstliche
Einverständnis nOt1g se1l Der Stuttgarter Kirchenrat 1wa 1e („gut TIebronianisc
und „josephinisch“) dafür, dals dem aps nach Herkommen „eigentlich 1L1UTL die
Konfirmation der Metropoliten“ ustehe „In der ursprünglichen deutschen Kirche“
se1 „die Teilung der DiOzesenStaatskirchentum und Papstkirchentum im Widerstreit  227  Katholisch-Theologische Fakultät in die Universität Tübingen eingegliedert) und ei-  nem Priesterseminar zur praktisch-pastoralen Ausbildung (1817 nach Rottenburg  verlegt) und nicht nur diesem Generalvikariat nach und nach alle katholischen Lan-  desteile zugeordnet, sondern 1816 auch die päpstliche Bestätigung und in der Per-  son Johann Baptist Kellers (1774-1845) zugleich einen vom Papst persönlich zum  Bischof (Titularbischof von Evara) geweihten Provikar erhalten?°. Baden dagegen  stützte vorderhand noch Wessenberg, der nach Dalbergs Tod kanonisch zum Verwe-  ser des (Stück um Stück zerbrechenden) Bistums Konstanz gewählt, aber vom  Papst, trotz seiner monatelangen persönlichen Rechtfertigungsbemühungen in  Rom, abgelehnt worden war. Das Großherzogtum Hessen (Regierungssitz Darm-  stadt) mit seinen 152‘000 katholischen Untertanen hielt an der nunmehr landesei-  genen Bischofskathedra Mainz fest, die, zwischenzeitlich mit einem von Napoleon  ernannten „französischen“ Bischof (Joseph Ludwig Colmar [1802-1818]) besetzt,  1815 mit den 1801 an Frankreich „abgetretenen“ linksrheinischen Reichsgebieten  wieder restituiert worden war und über ein (von Bischof Colmar errichtetes) mit ei-  nem theologischen Studium verknüpftes Priesterseminar — Brutstätte des Ultra-  montanismus im 19. Jahrhundert — verfügte?!. Dem Kurfürstentum Hessen (Regie-  rungssitz Kassel) war der Hauptteil des ehemaligen, erst 1755 zum Bischofssitz er-  hobenen Hochstifts Fulda mit rund 85‘000 Seelen zugefallen, das noch 1810  Fürstprimas Dalberg als Entschädigung für den Verlust der weltlichen Herrschaft  Regensburg zugewiesen bekommen hatte. Und im Herzogtum Nassau (Regierungs-  sitz Wiesbaden) mit seinen 186‘000 Katholiken lag das 1802 zum Generalvikariat  des rechtsrheinischen Restes der Erzdiözese Trier erhobene Limburg mit seiner ehe-  maligen Kollegiat-Stiftskirche. In alle diese Staaten reichten aber auch Teile noch  weiterer ehemaliger Reichsbistümer hinein, und alle hatten sie bereits (zumeist  nach Eintritt der jeweiligen Bistumsvakanzen), wenn auch ohne Erfolg, versucht,  sich mit Rom wegen einer landeseigenen Bistumslösung ins Benehmen zu setzen.  Man war übrigens keineswegs allerorten der Meinung, daß dazu das päpstliche  Einverständnis nötig sei. Der Stuttgarter Kirchenrat etwa hielt („gut febronianisch“  und „josephinisch“) dafür, daß dem Papst nach Herkommen „eigentlich nur die  Konfirmation der Metropoliten“ zustehe. „In der ursprünglichen deutschen Kirche“  sei „die Teilung der Diözesen ... Sache der Provinzialsynoden“ gewesen „und die Er-  richtung neuer Bistümer geschah in Folge kaiserlicher Dekrete durch die Metropoli-  ten, die auch das Recht hatten, die Bischöfe zu konfirmieren und zu konsekrieren“,  weshalb zur Wahrung alter Rechte der römische Einfluß gering zu halten sei  (S. 137). Freilich, der Kaiser war abgetreten, das Reich erloschen; aber im Gedächt-  nis haftete das Beispiel Kaiser Josephs II., der in den achtziger Jahren des 18. Jahr-  hunderts in seinen österreichischen Erblanden kraft landesherrlicher Souveränität  (allerdings gegen bestehendes Reichsrecht) eine neue Diözesaneinteilung, de facto  eine katholische Staatskirche, eingerichtet hatte, so daß Pius VI. gar keine andere  Wahl geblieben war, als dieses „fait accompli“ nachträglich zu sanktionieren??, Und  20 Die entsprechenden Dokumente sind abgedruckt in: Huber-Huber, Staat und Kir-  che I (wie Anm. 11) 7477 233-236. — Bischof, Das Ende (wie Anm. 18) 415-426.  *} Erwin Gatz (Hrg.), Priesterausbildungsstätten der deutschsprachigen Länder zwi-  schen Aufklärung und Zweitem Vatikanischem Konzil (= Römische Quartalschrift.  49. Supplementheft), Rom-Freiburg-Wien 1994, 138-141 (Regina E. Schwerdtfeger).  ?2 Jedin, Handbuch V (wie Anm. 12) 514-523.  Ztschr.f.K.G.  17ac der Provinzlalsynoden“ gEWESCHN „und die Hr-
richtung Bıstumer geschah 1ın olge kaiserlicher Dekrete IC die Metropoli-
ten, die uch das Recht hatten, die Bischöfe konlirmieren un konsekrieren“,
weshalb T: Wahrung alter Rechte der romische Einfluß gering halten se1
(S E Freilich, der Kalser Wal abgetreten, das Reich erloschen; Der 1mM Gedächt-
N1Ss haftete das eispie Kalser Josephs IE:; der in den achtziger Jahren des JTahr:
hunderts In seinen Osterreichischen Erblanden Talt landesherrlicher SOouveranıtat
(allerdings bestehendes Reichsrecht) 1ne NEUEC DiıOzesaneinteilung, de acto
1ne katholische Staatskirche, eingerichtet hatte, dals Pıus AL gaIl keine andere
Wahl geblieben WAaäIl, als dieses „fait accompli“ nachträglich sanktionieren“?*. Und

Dıe entsprechenden Dokumente sind abgedruckt 1: uber-Huber, aa und Kır=-
che I (wlie Anm 11) PE T 2332236 Bischo(f, Das Ende (wıie Anm. 18) 41 54726

A Erwın atz (Hrg.) Priıesterausbildungsstätten der deutschsprachigen Läander ZW1-
schen Aufklärung un: Zweitem Vatikanischem Konzil Römische Quartalschrift

Supplementheft), Rom-Freiburg-Wien 1994, 138141 Regina Schwerdtfeger).
edin, Handbuch (wıe Anm 12) 514523

Ztschr.f.K.G. E
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der nassauische Geistliche Rat un: Bevollmächtigte DrT. Johann Ludwig OC
(  s  S gewils eın staatskirchlicher -hardiner“, damals noch katholischer
Geistlicher“>, faßte, als die vereinten Staaten ın Verhandlungen mıiıt RO  Z eingetre-
ien und über Monate hın keine verbindliche Antwort erhielten, seinen Un
IMUuUTL uüber die kurlale Taktik, die Staaten 10 dieser Sdl1Z einftfachena In weitläu-
ge Diskussionen und einen echsel gelehrter Deduktionen verwickeln wWol-
len  u die Ultramontanen In Deutschland ın ihrer Ansicht bestärken, dals die
Kircheneinrichtung allein VO  e Rom abhäange, In die sarkastischen Orte „Rom BC*+

sich übrigens dariın wohl, da[ls Gesandte AUuUs$s allen Staaten den ToON se1ines
Herrn umlagern, un! ergötzt sich dem cNatten seiner vorübergehenden Herr-
ichkeit der ehemaligen Weltherrschaflt. KS cheıint N1IC geraten, diesen Wahn näah-
IC  - helfen“ >9 Richtig Waäal daran allerdings eines: SO sehr aps un ROmı-
sche Kurle VO  — Napoleon gedemütigt worden 11, die mıit dem Ende des Ancıen
Regime verbundene Zerschlagung überkommener Kirchenorganisationen un der
VO  . apoleon gewünschte Konkordatsabschluls VO 1801 AT Neuautfbau der Kır-
che 1m revolutionaren Frankreich eröffnete dem Stuhl, ohnmächtig poli-
tisch se1in schien, völlig LCUEC Perspektiven einer modernen Konkordatspolitik
un gänzlicher Ausschaltung kirchlicher „Zwischeninstanzen“, als Ausfluß der
päpstlichen Primatialgewalt über alle Teilkirchen; denn 1Im en Reich beispielswel-

Konkordate DZW. konkordatsähnliche ertrage nicht selten zwischen welt-
lichen Landesherren und den für deren Territorien zuständigen Bisch6ifen geschlos-
SC  - worden, SO das gewl päpstlicher Agide zustande gekommene Kon-
kordat des Herzogs VO  - Bayern mıiıt den bayerischen Bischöfen VO 1583 das
ormell bis 181 7/ iın Geltung blieb)+* Und noch 1806 Dalberg als Fürstbischof
VOIl KONStaNZ, In Anknüpfung 1ne rühere annlıche Vereinbarung („Akkorda-
ta“) VO 1605, 1InNne wesentlichen VO  ® Wessenberg projektierte un!: verhandel-
te) „Übereinkunft In geistlichen Dingen“ miıt dem Kanton Luzern ZUrTr Hebung der
pastoralen Sıtuation und der Priesterausbildung abgeschlossen, die allerdings
nunmehr VO aps A angemalster Eingriff In die Reservatrechte des Hl Stuhls
echari zurückgewlesen worden Waäal (aber gleichwohl bis 1931 In Geltung blieb)*?
eiz ber gng die Inıtlatıve zunächst VOIl den sich formierenden AUCH; „säkuları-
sierten“ Staaten dUus, ihre Obrigkeiten iIraten als „Bittsteller“ den Stuhl heran,
erkannten amlıt, gleich ob katholisch der protestantisch, de ACLO dessen universale
Jurisdiktionskompetenz und „spielten“ gleichsam der Kurılie die Möglichkeit

die Verhandlungen Adıt der Grundlage ihrer papalistischen Doktrinen führen,
mochte das Endergebnis uch In DraXı auf einen Kompromilßs hinauslaufen.

Seit Marz 1818 konfierierten WI1eEe gesagtl aut Inıtlatiıve Württembergs die Be-
vollmächtigten der füntf süuüdwestdeutschen protestantischen Monarchen un Füh-

23 ETr heiratete 1821 un wechselte, 1n Nassau 4N€ staatlich gültige Ehe einge-
hen können, die Konf{ession, Wäal ber weder vorher noch nachher kirchenfeindlich
gesinnt Hans Becker, Der nassauische Geheime Kirchen- und Oberschulrat IT ohan-
L Ludwig och (  2-1  T 1n AmrhKG K 1963 LE

Walter Brandmüller (Hrg.) Handbuch der bayerischen Kirchengeschichte E, SE
ılen 1993, 5Fl Walter Ziegler), 3185 Alois Schmid).

A Manired Weitlauftft, Kirche un! aa 1mM Kanton Luzern. Das sOgeNanNnNtTe Wessen-
berg-Konkordat VO Februar 1806, In ZKG 101 1990 153196
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[[U des wurttembergischen Bundestagsgesandten ar August Freiherrn VO  , Wan-
genheim (  3-1  0)+ in wechselnden Privatquartieren Frankfurt streng BeG*heim über „Grundsätze“ Iür 1nNne künftige kirchliche Neuordnung In ihren Landern
auft der Grundlage WI1e zunachst 1Ns Auge geflalst eines Konkordats mıt dem

Wessenberg, der RC Teilnhnehmer diesen Konferenzen, ber dennoch ihr
„spiritus rector“ WarT un In Franktfurt jederzeit ZUT Verlügung Stan: sah die aupt-aufgabe darin, die Prinzipien der ROmischen Kurıl1e, die Rechte der Ssouveranen Staa-
ten un! die „unverkennbaren Interessen der katholische Kirche“ militeinander In
Einklang bringen, un! hatte deshalb In einer bereits ImM Dezember 1815 en
deutschen Regilerungen zugestellten Denkschrift geraten, einerseits sıch über jene
Gegenstände, die bei den Verhandlungen mıiıt Rom P  3788 unabweichlichen Richt-
schnur“ dienen mülsten, verständigen, andererseits aber die Verhandlungen miıt
Rom auft jene Punkte beschränken, bei denen gemä Kirchenverfassung die Mit-
wirkung des Papstes unumgänglich Ser; namlich Errichtung der Bıstumer un ihre
Otatıon mıit Einschlufs der Domkapitel und Priesterseminarien, Ernennung un!
Bestatigung der Bischöfe, Besetzung der Domkapitel und der übrigen Kirchen-
pIründen, Ausübung der papstlichen Jurisdiktion, päpstliche Dispensen un! JTaxen.
Dabei selen „die VOoO  — den Konzilien VO  } Konstanz, ase un: Jent, lerner In den
Konkordaten der deutschen Natıon und in der ehemaligen kaiserlichen Wahlkapi-tulation ausgesprochenen Grundsätze INSsOWweit geltend machen, als sS1e mıt den
Jetz veranderten Verhältnissen 1n Einklang gebracht werden“ könnten. Im übrigenlorderte Wessenberg ausdrücklich 1ne”rGrenzbestimmung zwischen den
geistlichen un weltlichen ewalten“, und War In gegenselitigem Einvernehmen
mıiıt Zustimmung der „katholischen Kirchengenossen“ und unftfer dem „gesetzli-chen Schutz der Verfassung“ (S 129 l.) Sowenig Wessenberg die Kirche Deutsch-
lands einem aufstrebenden päpstlich-kurialen Absolutismus ausgeliefert sehen
wollte, weIlit War davon entifernt, die Kirche der Staatsomnipotenz ausliefern

wollen, WI1IE durch die vorliegende Untersuchung erneut bestätigt wird!?/
Der den Konferenzberatungen zugrunde liegende Entwurtf („Grundsätze“)

Ttammte Treilich nicht Vo  - Wessenberg, sondern War VO  w WwWel mıiıt ihm In pn Ver-
bindung tehenden Mitgliedern des Katholischen Gelstlichen ats In Stuttgart Tar-
Deitet: VOoO  . dessen Direktor Philipp Meorıiıtz Freiherrn VOo  a Schmitz-Grollenburg(  —1  Y; einem erfahrenen Kirchenjuristen, un!: dem Kirchenrat Benedikt
Maria Werkmeister (  5—  ), einem VO  F auifgeklärten Reformideen un STaatlts-
kirchlichen Maxımen erfüllten Kanonisten. Ihren Vorstellungen entsprechend soll-
e eın Konkordat uf der Grundlage der Concordata principum VO  ® 1446 (NIC. auft
der Grundlage des diese wieder unterlaufenden Wiener Konkordats VO  aD 1448), der
Emser Punktation, Josephinischer Prinzipien, der Lehre aufgeklärter deutscher Ka-
NOonNIsten un der S& 35 und des Reichsdeputations-Hauptschlusses VO  a! 1803
estre werden. Konkret ausgedrückt: Man wollte 1nNne grundsätzlich Territo-
rlalprinzip orlentierte Errichtung einer kirchlichen Struktur Wahrung der

angenheims rogrammatische Eröffnungrede 1st abgedruckt In Huber-Huber,aat un Kırche (wıe Anm { $) 2385247
Siehe hierzu uch Remigius Baumer, Das Verhältnis VO aa un Kirche ın der1C. VO  e gnaz VO  z Wessenberg, 1ın Albert Portmann-Tinguely (Hrg.) Kirche, aaun: katholische Wıssenschalt In der Neuzeit Festschrift für Heribert AAäD ZUuU 65 Ge-Durtstag Marz 1988, Paderborn-München-Wien-Zürich 1988, 2F9297.
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„deutschen Kirchen{freiheiten“, weshalb INa ZUrLr Beschränkung päpstlicher
Jurisdiktionsansprüche un ZUrr ärkung bischöflicher Rechte un landesherrli-
her Oberhoheit schließlich uch autl die Maınzer Akzeptatiıon (der Basler Re-

iormdekrete) VO  - 1439 als weltere „Rechtsquelle“ rekurrierte (S 176-179). DIie

Yra! eiINes „Prıimas Germanlae“* stand nicht mehr ZUrTC Diskuss1ion, zumal I111all die-
SC  — nicht allein für „kostspielige sondern, weil immer außer Landes, uch TUr
„gefährlicher“ hielt (S 141) Ebenso WarTr [al ber uch VO  — der ursprünglichen
württembergischen Vorstellung abgerückt, den Bischo{i SOZUSaSCII als iıne Art „Sek-
tionschef“ In das Kultusminiısterium „einzugliedern“ (S 225) Den ersten Rang In
diesem System sollte eın möglicherweise jeweils 1Im Rotationsverfahren nach der
Anciennität der Suffraganbischöfe bestimmender Erzbischo{ einnehmen, aus-

gestattiet miıt demedie Informativprozesse führen, die Suffraganbischö-
fe konsekrieren un: die jeweils auf Grund eines Zweiervorschlags sowohl des
Domkapitels als uch des übrigen Diözesanklerus dem zuständigen Landesherrn
reservierenden „Bischofswahlen“ 1mM Falle eines über viermonatigen Ausbleibens
der päpstlichen Bestatigung konfirmieren; ferner sollte bel Appellationsfällen
die zweiıte Nnstanz bilden un der ap gedräangt werden, für Appellationen nach
Rom In dritter Nstanz „Judices In partibus“ au{fizustellen, gemäls dem Grundsatz,
Streitigkeiten deutscher Katholiken n1€e außlßer Landes verhandeln lassen un den
Ahbfluls VO  } Taxen un ebuhren 1NSs Ausland unterbinden Sollte einerselts
iıne starke Rechtsstellung des Erzbischoi{is „nach außen“ einen Schirm ZUrLC Abwehr
päpstlicher Eingriffe bilden das Warl das Hauptanliegen ollten andererseits
seine Befugnisse „nach innen“ möglichst beschränkt bleiben un VOTI em die
Rechte der einzelnen Landesbischöfe nicht tangleren; und w1e diese sich 1mM übrigen
durch einen TIreu- un Gehorsamseid ihren andesherrn binden ollten, sollte
der Erzbischof durch Treueid gegenüber allen ZUrTr: Kirchenprovinz gehörenden Staa-
ten gebunden se1n. Man egte ber uch ın ebung VO.  . der alten Reichskirche
als Adelskirche großen Wert auf 1Nne entsprechende Qualifikation und praktische
Erfahrung der Bischoiskandidaten und Orderte deshalb als Voraussetzung für die
Übernahme des Bischoisamtes (neben dem Indigenat) eın er VO  — wenigstens
Jahren, einen ausgezeichneten theologischen Studienabschluls, 1ne mindestens
achtjährige seelsorgerliche Tätigkeit der Bewährung In einem theologischen Lehr-
am  Ol der Geübtheit „ın kirchlichen Geschäfliten“. DIie Mitglieder der Oomka-
pitel, zahlenmälsig reduziert, ollten durch landesherrliche Ernennung bestellt WEeTI-

den, höchstens AT Hälfte noch dem del Nistamme PTE Residenz verpflichtet
sein Pfründenkumulationen auszuschließen) un: künftig als ate In der DIG
schöflichen Kanzlei eingesetzt werden, somıit als ena des Bischoi{is {ungleren INa  —

wollte ine kollegiale Organisatıon der Bistumsverwaltung un! sich ebenfalls
durch entsprechende theologische Bildung un: pastorale Erfahrung auszeichnen;
der bischöflichen Kanzlei sollte darüber hinaus eın weltlicher Kat als Justizlar und
Vollmitglied angehören. Fur die Priesterbildung ollten ın den einzelnen DıoOzesen,
SsSOWeIlt nıcht vorhanden, Seminare errichtet un untfer staatliche un bischöfliche
Oberaufsicht gestellt werden; die wissenschaftlich-theologische Ausbildung der
Priesterkandidaten sollte möglichst landeseigenen Universitaten erfolgen. Was
die Besetzung der geistlichen Piründen betrafl, plädierten die württembergischen
„Grundsatze“*“ Tür Beibehaltung des StAtus YUO, zumal durch die Säkularisation die
herkömmlichen Präsentationsrechte In der Hauptsache au{f die Landesherren über-

A, diese 1Iso de aCctio über die Pfründenverleihung verfügten un
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den Bischöfen kaum Nommuationsrechte verblieben. Man ein1ıgte sıch 2111 Richtli-
nıen In der Dotatıons- un: Besoldungsirage (Jahresgehalt der Bischöfe 10’000 bis
1.2°00€) Gulden). Schliefßlich verständigte INan sich, abweichend VO Vorschlag e1-
HE: geschärften Handhabung des Placetum regium In den „Grundsätzen“ (miıt Ein-
schlufs der Überwachung der Korrespondenz der 1SCAhOlIe mıiıt dem Hl X auft
1ne mıit en gemilderte Form (S 174-—-248).

Das Ergebnis dieser auft den wuürttembergischen „Grundsätzen“ basierenden Dis:
kussionen die 100 Paragraphen umfassenden Grundzlge eiIner Vereinbarung
ber die Verhältnisse der katholischen Kırche IN den deutschen Bundesstaaten, verabschie-
det 1n der Sitzung April 1518 (mıt allen Modifikationen abgedruckt als
Anhang IS 745—770]). CWI1 erfuhren die Grundzüge ıIn den Konferenzberatun-
CIl der onate pL DIis Oktober 18518 diverse Modifikationen, ber hre Grunadli-
nıen blieben erhalten Jedoch vereinbarten die Bevollmächtigten der fünf egle-
TuUuNgsenNn, insbesondere auf Drangen Badens, 1Ne Scheidung der Materien hinsicht-
ich der Gegenstände, welche der aps als Oberhaupt der Kirche wılissen
verlangen kann der bel welchen seines Mmtesnmitwirken soll“, un! hin-
sichtlich der Gegenstande, welche die unveräulserlichen ura Principum Circa
Sacra  _ beträfen und Inhalt einer gegenseıltigen staatlichen Vereinigung seın ollten
Man beschlofßs, erstere Gegenstände, die 1m wesentlichen die rage der Gründung
und Anerkennung diözesaner Strukturen betrafen, In die Form einer Deklaration
kleiden*?, die dem aps als nicht mehr veranderbares Faktum“ prasentier‘! werden
sollte Dıe Interpretation, die inhaltliche Füllung dieser Strukturen, behielten
sich die Deklaranten VOTL, und dazu einigten sS1E sıch auf Grundbestimmungen für das
gemeinschaftliche organısche Staatskirchengesetz, durch das die Deklaration „die ebenso
nötige als eINZIE echte Auslegung un Anwendung“ erhalten sollte S 250) Am

Oktober 1818 verpflichteten sich die vereinten Regilerungen durch Staatsver-
Lrag, dem die Deklaration, das auf den Grundbestimmungen basierende organische
Staatskirchengesetz un 1ne Instruktion für die nach Rom abzuordnende Gesandt-
schaft als Anlagen beigefügt Jaf sich 1mM Falle eines Scheiterns der roömischen
Verhandlungen nıcht trennen un VOT allem keine Sonderkonkordate TE -
ben (S 256)

Irotz erheblicher Bedenken insbesondere des KOni1gs VO  a Wüurttemberg und WI1-
dersprüchlicher Nachrichten dus$s Rom hinsichtlich der dortigen Durchsetzbarkeit
des „Frankfurter >Systems“ hatte INa  3 sıch Iso nach Abwägen des Für un! Wider
entschlossen, die Deklaratıon durch ine Gesandtschafrt ıIn Rom überreichen IAı
SC  } un! direkte Verhandlungen aufzunehmen. Irritiert Walr INa  — VOT allem über die
Nachricht, dafß Kardinalstaatssekretär Consalvi über die Frankfurter Konferenzen
ungeachtet ihrer angeordneten Geheimhaltung bis 1NSs einzelne informiert Wa
durch den Wıliener Nuntius a0Ol0 Leardi, durch den Konvertite Friedrich chlegeun die Gebrüder Schlosser aus dem „Hofbauer-Kreis“, nicht uletzt durch den
ständig reisenden und splonierenden Speyerer Dompräbendar Joseph Nnion eli-
ferich (1762-1837), den „gewandteste[n], intriganteste[n] und geflährlichste[n] der
römisch-kurialistische[n] geheimen Agenten, die sich In Deutschland herumtrei-
ben“ eın zeitgenössisches Urteil un den mıt diesem kollaborierenden be-

Deklaration der In Frankfurt vertretenen Regilerungen den eiligenJuli 1818 AUSzug), In Huber-Huber, aa un: Kirche I wıe Anm L:13 2A1 245
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rüchtigten bbe Paul Dumont (  s  X einen Exbenediktiner VO  — Malmedy,
der sich als einstiger Sekretär des Nuntius Nnnıbale enga beim Regensburger
Reichstag (1806/07 en weılitgespanntes Informatıions- un Agitationsnetz auifge-
baut hatte S 305—-328). Man verständigte sich darauf, einen Katholiken (jedoch
keinen Geistlichen) und einen Protestanten mıit dieser römischen Mission De-
trauen un die Zusammenstellung der Gesandtschafit Württemberg un! Baden
übertragen Württemberg bestellte daraufhin nachdem INa  - in RO  3 über iıne p -
s1t1ve Aufnahme der Gesandtschafit sondieren lassen den Katholiken
Schmitz-Grollenburg, der der Entscheidungsiindung der Frank{furter Onieren-
F  — VO  e Anfang maßgeblich beteiligt SEWESCH WAäl. In en ber kam infolge
des Todes des Grolßherzogs ar Friedrich Dezember 1818 nicht 11ULI einem
Reglerungs-, sondern uch einem Kurswechsel:; enn der LICUE Großherzog Lud-
WIg (  s  ) wich VO  — der „liberalen“ Politik seines Vorgängers, der Wessen-

Derg gestutz und als konstanzischen Bıstumsverweser ungeachtet der päpstlichen
Verwerfung seiner Wahl un: des Fehlschlags seiner persönlichen Rechtfertigungs-
bemühungen In Rom 1817) „gehalten“ €, ab Wessenbergs Einfilufls schwand,
und das zeigte bereits die anstehende Gesandtenernennung: DIie Wahl des
ege niel, hne die mıit der Materie elalsten Persönlichkeiten, beispielsweise
den badischen Bevollmächtigten Joseph 1ftUSs Burg (  FE  %5 Wessenbergs Ver-
trauten, vorher konsultiert aben, gleichsam handstreichartig WI1IEe der VT
schreibt au{f den siebzigjährigen hessen-darmstädtischen Diplomaten Johann FreIl-
herrn VO  — Türkheim (  Ya  ); einen Protestante dem Burg WarTr „diplomatı-
sche Gewandtheit“, Der zugleich uch „obskure Grundsätze“ attestierte (D 299 1}
Wohl behauptete Württemberg TÜr seinen esandten Schmitz-Grollenburg den CI-

sten Rang un: „pel en mıit der Römischen Kurıle pflegenden Verhandlungen
die Initlative“; doch angesichts des Verhandlungsverlauf{fs und der merkwürdigen
1vıtaten üurkheims erhebt sich doch die7 ob dieser nicht wı1ıe der VT mıiıt
Grund vermute ohne allerdings einen direkten eleg aliur gefunden aben)
VO badischen Großherzog au{l ine zweiıte, geheime Instruktion verpflichtet wurde
(S 301]

Nachdem uch iıne diplomatische Sondierung des württembergischen Charge
d’affaires beim Christoph Friedrich ar VO.  — Kölle (  S  4 bei CON-
salvi ergebene dafs ihm die Gesandtschaft willkommen se1 un: 1mM übrigen
heber miıt Protestante als mıit schlechten Katholiken (ein Seitenhieb au{t Wessen-

erg!) iun abe un „weıt lieber mıt Lalen als mıit Priestern“ verhandle (S 336),
reiste die Gesandtschafit mıiıt (einer durch ur  eım verursachten) Verzögerung MIt-

Februar 1819 ab und traf vier Wochen spater In Rom e1n. Unmittelbar nach ihrer
Ankunft wurden beide Gesandte VO  — Consalvı „mıt der ihm eigenen ute un! HOöTlT-
lichkeit“ In Audienz empfangen; Lags darauft überreichten S1C nach einer Messe In
der Capella S1ixtina Pius VIL inr Kreditiv (S 347 f.) Ihre Instru  107 wI1ies S1E
„‚kein Konkordat negozleren”, sondern die Deklaration übergeben, „die als-
dann natürlich keiner Abänderung mehr unterliegen“ könne, un: deren Überein-
stiımmung miıt dem kanonischen Recht erweılsen, ferner eın zumindest deren
sentliche nhalte (Errichtung der Kirchenprovinz un der Dıozesen, Anerkennung
der Bischofswahlen) genehmigendes päpstliches Breve erwirken, die AustiTertl-
gUuNg der Erektionsbullen tüur die fünif Bıstumer einzuleiten, über die anfallenden
Taxen IC verhandeln und die Gesinnung der Kurle hinsichtlich der Besetzung
des künftigen Erzbistums erkunden (S 304 }
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Freilich hatte Kölle VOTL der römischen Diplomatie vorsorglich Warilen mussen
geglaubt: Bel dieser se1 e „Im Allgemeinen siıch außerst zuvorkommend bei
dem Beginnen der Unterhandlungen zeıgen, insbesondere ber mıit auseln,
Ausstellungen und unschen Schwierigkeiten häufen“ (S 537} Und geschah

denn uch Consalvi WaäaT gewi eın überaus verbindlicher Verhandlungspartner,
Exponen der Politicani der Kurılte, der mıiıt seiner gegebenenfalls kompromißbe-
reiten Politik der Kırche einen grölstmöglichen Freiheitsraum schalifen bestrebt
WAaIl, doch Richtschnur se1ines andelns ohne Abstriche die kurialen Prinzipi-

uch Wessenberg während dessen monatelangem Aufenthalt In Rom
ST alle Gourtoilsie erwliesen, hne ıIn der acC 1mM geringsten nachzugeben. „Un-
SCTEC Prinziıplen habe nach einer OT17 urgs) Wessenberg gegenüber erklärt

„sind INserTre Armeen, wWOomıit WIT die Fursten der Welt stehen S1e aufgeben
heilst ber viel als die Armeen abdanken, un: welcher uUurs {ut das?“29 Zudem

CI sehr das Vertrauen Pıus’ VIL besaß, innerhalb der Kurle die Zelantıi
Gegnern, deren Denken siıch nach WI1e VOT den Maxımen der „Unam
Sanctam:“ orlentierte. Und nach deren Urteil die Frankifurter Konferenzen,
übDer deren Protokolle S1E längst verfügten, als Versuch protestantischer un sSOoOMmMıIt
häretischer Fürsten, UrC. Bevollmächtigte, darunter ebenfalls Protestanten, die
Angelegenheiten der katholischen Kiırche ordnen lassen, 1Nne unerhoörte Verlet-
ZUNg des päpstlichen Primats, ine Beleidigung des Hl Stuhls eın geradenwegs
ZIE Schisma führendes Unterfangen „subversiver“ Kräflte (S 3283 34); un hinter
allem witterten S1C 1ine „Kabale“ Wessenbergs (S 305)

ahrend Consalvi die Gesandten wochenlang hinhielt, ielß sich VO ekretar
der Kongregation für die Aulerordentlichen kirchlichen Angelegenheiten, Monsi1i-
NO u1g] Lambruschini (  6-—  } einem Zelante, en Gutachten über die
Deklaration anfertigen, das vernichtend ausliel: Lambruschini verwahnrte sich
die Anmalsung protestantischer Fursten, dem Stuhl das Gesetz des andelns
diktieren un aus eigener Machtvollkommenheit DiOzesen errichten wollen,
daß dem aps L1Ur noch deren Sanktionierung verbleibe. Miıt Ausnahme der In
USSIC SCHOMMECNE otation, die mıiıt Einschränkung se1iNe Zustimmung fand,
verwarti alle Punkte der Deklaratıion als Eingriffe In die primatialen Rechte des
Papstes, insbesondere auch die Einrichtung VO  = Seminarien, die 1mM Widerspruch
den trıdentinischen Vorschriften NIC. der ausschließlichen Direktion der Bischöfe
unterste un N1IC mıit einem theologischen Studium verbunden seiın ollten Dıie
Alumnen, WI1eEe vorgesehen, einer Unıversitä studieren lassen, hieße durch die
Hintertür wieder die ailkale Gewalt einschmuggeln; INa  - könne sich vorstellen,
welche Lehren dort vVo  n würden. Geradezu emport außerte sich üuber die
Verwegenheit eines Modus der Bischofswahl, nach dem sich der jeweilige PIO-
testantische Landesherr die Bischofsernennung auftf TUN! einer VOoO DiOzesankle-
IUS vorgeschlagenen Dreierliste vorzubehalten rachte Dies hieße akatholischen
Fürsten quası eın Ernennungsrecht einräumen und die Gläubigen In die Hände VO  -
WöOolfen Vo  — Hirten ausliefern. uch die für Bischofskandidaten geforderten
Voraussetzungen erachtete Lambruschini Tür unkanonisch. Und schließlich die zCOR
finissima malizia“ entworlifene Metropolitanverfassung un der Eifer, mıit dem INa  —
die Gründung einer Kirchenprovinz betreibe tür Lambruschini deutete es aut

Ludwig Lenhart, Das Tagebuc. einer kirchendiplomatischen Romreise,
AmrhKG 1949 230-—-247, hier DA
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die Absicht, AdUs dem Metropoliten einen ap machen un auft diese Weise die
Irennung der deutschen Kirche VO RO  3 ;vollenden“: Mıiıt Schrecken csah 1 Aam.-
bruschini Febronius un Dalberg In römisch-kurialer Verzerrung wieder auiler-
stehen (S 352 3}

Am Dn Maı 1819 erölifnete ONSalvı 1mM Rahmen eines gemeinsamen Essens,
dem eingeladene den beiden Gesandten seın „Privaturteil“ über die Deklara-
{10N, las ihnen umständlich seine Osservationi VOTL, mıt denen die Deklaratıon
als unannehmbar zurückwıies, freilich mıt dem sichtlichen Bestreben, dennoch
einer Übereinkunft gelangen (S 354)

Angesichts dieser Situation, die Tast einem Scheitern der Gesandtschafift gleich-
kam und deshalb, reLieN, Was noch reiten WAarl, mehr engster 51ir
seltiger Abstimmung bedurit e überwarlien sich Schmitz-Grollenburg un
Türkheim Verstanden hatten S1E sich VO  — Anfang nicht recht, zumal der alte
Türkheim nach Schmitz-Grollenburgs entrustetem Bericht sich überall vordrän-
BC;, p  a  €l den ganzecH Tag In der herumiahrt und unausstehlich viel
schwatzt  M Ja „WIl1e eın französischer Tanzmeister aus den Zeıten LOUIS Nguriere
(S 362 L3 etz ber begann Türkheim, der Ende seiner diplomatischen Lauf-
bahn stand und s1e OlfenDar mıt einem Erfolg der römischen Mission jeden Preıs

kronen gedachte, auszuscheren un der strikten Anweılsung der
Instruktion Tür weitreichende Zugeständnisse gegenüber der Kurıle plädieren,
während Schmitz-Grollenburg als geschulter Kanonist unverändert die Vereinbar-
keıt der Deklaratıon mıit dem kanonischen Recht vertrat. Schmitz-Grollenburg De-
klagte sich beim württembergischen Innenmimnister über seine durch Türkheim VCI-

ursachte verzweilelte Lage DIie „Badenser“ hätten Türkheim näher kennen mMUuUS-
SCH; G1E mußfßten WI1ssen, dals eın entschiedener Ultramontaner 1STt un! alle
katholischen Protestanten hier die gefährlichsten Feinde der deutschen Kirche
sSind“ Und Burg wari S VOTL, ihm wider besseres Wissen diesen „heillosen Menschen234  Manfred Weitlauff  die Absicht, aus dem Metropoliten einen Papst zu machen und auf diese Weise die  Trennung der deutschen Kirche von Rom zu „vollenden“: Mit Schrecken sah Lam-  bruschini Febronius und Dalberg — in römisch-kurialer Verzerrung — wieder aufer-  stehen (S: 352)):  Am 21. Mai 1819 eröffnete Consalvi im Rahmen eines gemeinsamen Essens, zu  dem er eingeladen hatte, den beiden Gesandten sein „Privaturteil“ über die Deklara-  tion, d.h. er las ihnen umständlich seine Osservationi vor, mit denen er die Deklaration  als unannehmbar zurückwies, freilich mit dem sichtlichen Bestreben, dennoch zu  einer Übereinkunft zu gelangen (S. 354).  Angesichts dieser Situation, die fast einem Scheitern der Gesandtschaft gleich-  kam und deshalb, um zu retten, was noch zu retten war, um so mehr engster gegen-  seitiger Abstimmung bedurft hätte, überwarfen sich Schmitz-Grollenburg und  Türkheim. Verstanden hatten sie sich von Anfang an nicht recht, zumal der alte  Türkheim — nach Schmitz-Grollenburgs entrüstetem Bericht —- sich überall vordrän-  ge, „dabei den ganzen Tag in der Stadt herumfahrt und unausstehlich viel  schwätzt“, ja „wie ein französischer Tanzmeister aus den Zeiten Louis XIV“ figuriere  (S. 362 f.). Jetzt aber begann Türkheim, der am Ende seiner diplomatischen Lauf-  bahn stand und sie offenbar mit einem Erfolg der römischen Mission um jeden Preis  zu krönen gedachte, auszuscheren und entgegen der strikten Anweisung der  Instruktion für weitreichende Zugeständnisse gegenüber der Kurie zu plädieren,  während Schmitz-Grollenburg als geschulter Kanonist unverändert die Vereinbar-  keit der Deklaration mit dem kanonischen Recht vertrat. Schmitz-Grollenburg be-  klagte sich beim württembergischen Innenminister über seine durch Türkheim ver-  ursachte verzweifelte Lage: Die „Badenser“ hätten Türkheim näher kennen müs-  sen, „sie mußten wissen, daß er ein entschiedener Ultramontaner ist und alle  katholischen Protestanten hier die gefährlichsten Feinde der deutschen Kirche  sind“, Und Burg warf er vor, ihm wider besseres Wissen diesen „heillosen Menschen  ... auf den Buckel gehängt [zu] haben“; Türkheim sei „ein rasender, katholizieren-  der jakobinischer Ultra ... und der größte Feind von Wessenberg“, und er drängte  darauf, ihn unter irgendeinem Vorwand abzuberufen, andernfalls werde er selber  gehen (S. 362—-364).  Die Osservationi Consalvis mit den Nachrichten aus Rom lösten in Frankfurt,  Stuttgart, Karlsruhe und an den übrigen Höfen unterschiedliche, kontroverse Reak-  tionen aus. Am schärfsten reagierte der nassauische Bevollmächtigte Koch. Er ver-  focht den Standpunkt, daß an der Deklaration „kein Jota“ verändert werden dürfe:  „Die Magna Charta Ecclesiastica, die wir mit großer Anstrengung zustande ge-  bracht“ — schrieb er an Schmitz-Grollenburg —, „nuß den Römern als ein inviolabe-  les Heiligtum dargestellt werden, worin das sic et non aliter unwiderruflich von den  vereinten Staaten ausgesprochen ist.“ Und weiter: „Sagen Sie den Römern offen  und gradezu, wie es deutsche Sitte ist, daß die deutschen Katholiken zwar die durch  die Übermacht des Kaisers Napoleon herbeigeführte Säkularisation beklagen, allein  es seie ihnen auch noch wohl im Gedächtnis, daß noch vor dem am 25. Februar  1803 erfolgten Reichsdeputationshauptschluß der Papst im Gefolge des am 15. Juli  1801 geschlossenen Napoleonischen Konkordats, welches durch die Bulle vom  14. September 1801 bestätigt wurde, schon durch ein Schreiben vom 15. August  1801 die deutschen Erz- und Bischöfe, deren Sitze und Kathedralen auf dem linken  Rheinufer sich befanden, aufgefordert habe, auf dieselben zu verzichten. Die Bulle  vom 29. November 1801 supprimierte auch wirklich die deutschen jenseits des  ZKG 112. Band 2001/2auf den Buckel gehängt ZU|] aben  “ ur  eım se1 „e1in rasender, katholizieren-
der jakobinischer Ta234  Manfred Weitlauff  die Absicht, aus dem Metropoliten einen Papst zu machen und auf diese Weise die  Trennung der deutschen Kirche von Rom zu „vollenden“: Mit Schrecken sah Lam-  bruschini Febronius und Dalberg — in römisch-kurialer Verzerrung — wieder aufer-  stehen (S: 352)):  Am 21. Mai 1819 eröffnete Consalvi im Rahmen eines gemeinsamen Essens, zu  dem er eingeladen hatte, den beiden Gesandten sein „Privaturteil“ über die Deklara-  tion, d.h. er las ihnen umständlich seine Osservationi vor, mit denen er die Deklaration  als unannehmbar zurückwies, freilich mit dem sichtlichen Bestreben, dennoch zu  einer Übereinkunft zu gelangen (S. 354).  Angesichts dieser Situation, die fast einem Scheitern der Gesandtschaft gleich-  kam und deshalb, um zu retten, was noch zu retten war, um so mehr engster gegen-  seitiger Abstimmung bedurft hätte, überwarfen sich Schmitz-Grollenburg und  Türkheim. Verstanden hatten sie sich von Anfang an nicht recht, zumal der alte  Türkheim — nach Schmitz-Grollenburgs entrüstetem Bericht —- sich überall vordrän-  ge, „dabei den ganzen Tag in der Stadt herumfahrt und unausstehlich viel  schwätzt“, ja „wie ein französischer Tanzmeister aus den Zeiten Louis XIV“ figuriere  (S. 362 f.). Jetzt aber begann Türkheim, der am Ende seiner diplomatischen Lauf-  bahn stand und sie offenbar mit einem Erfolg der römischen Mission um jeden Preis  zu krönen gedachte, auszuscheren und entgegen der strikten Anweisung der  Instruktion für weitreichende Zugeständnisse gegenüber der Kurie zu plädieren,  während Schmitz-Grollenburg als geschulter Kanonist unverändert die Vereinbar-  keit der Deklaration mit dem kanonischen Recht vertrat. Schmitz-Grollenburg be-  klagte sich beim württembergischen Innenminister über seine durch Türkheim ver-  ursachte verzweifelte Lage: Die „Badenser“ hätten Türkheim näher kennen müs-  sen, „sie mußten wissen, daß er ein entschiedener Ultramontaner ist und alle  katholischen Protestanten hier die gefährlichsten Feinde der deutschen Kirche  sind“, Und Burg warf er vor, ihm wider besseres Wissen diesen „heillosen Menschen  ... auf den Buckel gehängt [zu] haben“; Türkheim sei „ein rasender, katholizieren-  der jakobinischer Ultra ... und der größte Feind von Wessenberg“, und er drängte  darauf, ihn unter irgendeinem Vorwand abzuberufen, andernfalls werde er selber  gehen (S. 362—-364).  Die Osservationi Consalvis mit den Nachrichten aus Rom lösten in Frankfurt,  Stuttgart, Karlsruhe und an den übrigen Höfen unterschiedliche, kontroverse Reak-  tionen aus. Am schärfsten reagierte der nassauische Bevollmächtigte Koch. Er ver-  focht den Standpunkt, daß an der Deklaration „kein Jota“ verändert werden dürfe:  „Die Magna Charta Ecclesiastica, die wir mit großer Anstrengung zustande ge-  bracht“ — schrieb er an Schmitz-Grollenburg —, „nuß den Römern als ein inviolabe-  les Heiligtum dargestellt werden, worin das sic et non aliter unwiderruflich von den  vereinten Staaten ausgesprochen ist.“ Und weiter: „Sagen Sie den Römern offen  und gradezu, wie es deutsche Sitte ist, daß die deutschen Katholiken zwar die durch  die Übermacht des Kaisers Napoleon herbeigeführte Säkularisation beklagen, allein  es seie ihnen auch noch wohl im Gedächtnis, daß noch vor dem am 25. Februar  1803 erfolgten Reichsdeputationshauptschluß der Papst im Gefolge des am 15. Juli  1801 geschlossenen Napoleonischen Konkordats, welches durch die Bulle vom  14. September 1801 bestätigt wurde, schon durch ein Schreiben vom 15. August  1801 die deutschen Erz- und Bischöfe, deren Sitze und Kathedralen auf dem linken  Rheinufer sich befanden, aufgefordert habe, auf dieselben zu verzichten. Die Bulle  vom 29. November 1801 supprimierte auch wirklich die deutschen jenseits des  ZKG 112. Band 2001/2un! der grölste eın VO  — Wessenberg“, un: drängte
darauf, ihn un irgendeinem Vorwand abzuberufen, andernfalls werde selber
gehen (S 362-—364).

DIie Osservationi Consalvis mit den Nachrichten AdUuUs$ Kom lösten In Franktfurt,
Stuttgart, Karlsruhe un! den übrigen oOlien unterschiedliche, kontroverse eak-
tionen aus Am schärifsten reaglerte der nassauische Bevollmächtigte Koch Kr VCI-

focht den Standpunkt, dals der Deklaratıon „kein H verändert werden dürfe
A DIe agna Charta Ecclesiastica, die WIT mıt grolser Anstrengung zustande DEr
bracht“ chrieb Schmitz-Grollenburg „muls den ROomern als eın inviolabe-
les Heiligtum dargestellt werden, WOorın das S1C ei 110 aliter unwiderrutlich VO  g den
vereinten Staaten ausgesprochen ist  M Und weiter: „Sagen S1e den ROomern en
un! gradezu, WI1E deutsche ISt, dafß die deutschen Katholiken WarT die durch
die Übermacht des Kailsers Napoleon herbeigeführte Säkularisation beklagen, allein

sele ihnen uch noch wohl ım Gedächtnis, dals noch VOT dem Februar
1803 erfolgten Reichsdeputationshauptschluls der aps 1mM Gefolge des Juli
1801 geschlossenen Napoleonischen Konkordats, welches durch die Bulle VO

September 1801 bestätigt wurde, schon durch eın Schreiben VO August
1801 die deutschen HTZ- un: Bischöflfe, deren 1tze un!: Kathedralen auft dem linken
Rheinufer sich eilanden, aufgefordert habe, aul dieselben verzichten. Dıie Bulle
VO November 1801 supprimlerte uch wirklich die deutschen jenselts des
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Rheins gelegenen Bistümer, hne au{l der Diesseite 1ICUEC errichten. amı Wal
der ansehnlichste Teil der deutschen Erzbistümer, namlich Maıinz, Trier un! Köln,
und die Bistuüumer Speyver, Worms, Luttich CI zerstort, hne dals diesseits andere CI -
ıchtet worden un: der aps uch I11UTL HCHE errichten ausgesprochen hatte Sa-
gCI1 S1ie den Romern, I1la  e werde den Deutschen N1IC nehmen können, da sS1Ee
diese Bullen als die Zerstörerinnen ihrer Kirche und ihres Episkopats ansehen, und
nachdem hierdurch diese Diıozesen ihrer Kathedralen beraubt un völlig aufgelöst
worden selen, würden die Katholiken, W Rom auf die Art, WI1IEe die agna
Charta laute, N1C mitwirken wolle, sıch selbst HCU konstituieren, die DioOzesen
nach den Landesgrenzen bestimmen, Bischöfe wahlen und weihen lassen, ıIn der
Art, WI1Ee In den ersten Zeıten des Christentums geschehen, In welche die deut-
schen Katholiken sich zurückversetzt sahen. Da Rom L1UTr das nachgibt, Was ihm A
CZWUN£ZSCNH WIird, führen S1e L1UTr diese Sprache des Ernstes und reisen S1e nach
Ablauf des Termiıns ohne weılteres VO  3 Rom ab Wır wollen nachher schon mıiıt den
Romern iertig werden“ (S R Zu dieser, uch eın Schisma in Kauf nehmenden,
schro{ffen Gangart wollten sich die üubrigen Beteiligten jJjedoch N1IC verstehen. Dıie
badische Reglerung In Karlsruhe wiıidersetzte sıch dem Drangen des Stuttgarter Hois,
Türkheim abzuberufen. Im übrigen diskutierte [11lall die Tage, ob I1a  — sich bei e1-
HE: Scheitern der romischen Missıon N1IC mıt einer einstweiligen Gutheißung der
fünf geplanten Diozesen miıtsamt ihren Sitzen, Domkapiteln, Seminarien und ota-
tıonen, mıiıt der Wahl der 1SCHhO{fe durch eın Wahlkollegium un: mıit der PrOVISOTI1-
schen Administration der KirchenprovinzA den Bischof Vo  5 Rottenburg Urc
papstliches Breve begnügen sollte Man überprüfte nochmals die Deklaration, TOT-

mögliche Modifikationen, ielß diese Der DuT einigen unbedeutenden
Punkten un beschränkte sich aagıt 1Ine argumentatıve Untermauerung der e1ge-
11  — Posiıtion (dabei olfensichtlich N1IC registrierend, da die kuriale Diplomatie in-
Ier Sichtweise N1IC entsprechende Argumente durch Gegenargumente beant-
worten und neutralisieren der überhaupt stillschweigend übergehen pfleg-
te) ÜEEzZ: Man hielt der Deklaration ziemlich unverandert test un! einigte sich
darauf, die Gesandtschaft dahingehend instruleren, dafß die Staaten lediglich VO  >
der Absicht geleitet selen, für ihre katholischen Untertanen die eriorderlichen Bıs-
tuüumer errichten und die Gewissenstreiheit sicherzustellen Urc feierliche Ur
kunde In Form einNes ewilgen Schutzbriefes, inhaltlich auftf jene Bestimmungen be-
schränkt, die mıiıt dem Interesse der Reglerungen der außserlichen Ordnung un!
dem Staatswohl zusammenhingen; die VO den Staaten ausgehende Deklaration sEe1
als agna Charta libertatis“ In ihren wesentlichen Punkten unabänderlich un!: als
Ultimatum anzusehen, S1CE könne Iso keine Zusatze erhalten (S 376—381).

Natürlich WAar sich Consalvi der Gefahren eines ergebnislosen Abbruchs der Miıs-
S1ION Schmitz-Grollenburgs un! Türkheims DIS hin einem möglichen Schisma
bewußt. Deshalb hatte den Gesandten (wıe der VT zeıgen kann) seine „privaten“
Osservationi vorgetragen, deren Reaktion testen, seinen eigenen Handlungs-spielraum auszuloten und Zeit gewıinnen. Erst danach diese seine „Be-
merkungen“ uch innerhalb der Kurie weıitergeleitet. Als ber L11U Schmitz-Grol-
lenburg, der Hinhaltetaktik Consalvis überdrüssig un! ın Furcht VOT der römischen
5Sommerhitze, au{l einer definitiven Antwort des Papstes bestand ohne schon die
HEHEe Instruktion empfangen haben gab für den Kardinalstaatssekretär kein
Ausweichen mehr. Der aps beauftragte Anfang Juli 1819 ıne dus sechs Kardinä-
len, darunter Consalvi, bestehende Partikularkongregation mıiıt der Prüfung der
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Deklaration un: dem Pntwurt einer Antworrt, die, VO  - ONSalvı redigiert, A
gust den Gesandten zugestellt wurde. Diese Esposizione de1i Sentimentı di SUd Santıta
<ulla Dichtarazıone de Principi alı Protestanti rIuUNIEL Confederazıone Germanıca

deutscher Übersetzung abgedruckt als Anhang 5 771—793] WarT 1mM Grunde
ıne päpstliche Anti-Deklaration, mıiıt der un ausführlicher Darlegung der rOom1-
schen Prinzıplen „alle wesentlichen Anträge der vereinten Staaten direkt oder indi-
rekt verweigert, oder doch mıiıt gallz unzulässigen Klauseln der Reservationen VCI-

webt  4 worden selen, „Stat des deutschen Kirchenrechts das Concılum Triden-
tinum“ auigedrängt „und 1ne absolute päpstliche Gewalt In den deutschen
Bundesstaaten  M festgestellt werde das Urteil Schmitz-Grollenburgs, der diese
nunNmehr offizielle Beantwortun: der Deklaratıon als Rechtfifertigung für den ADb-
TUC der Miss1ıon betrachtete (S 386) Der aps begrüßte WAarTr den Entschluls „der
vereinten protestantischen Fursten un: Staaten des teutschen Bundes“ ZUrTr Herstel-
lung „eine{T] eue[n] Begrenzung der Diöcesen In ihren Staalti  + und wollte keinen AN=-
stand nehmen, „solche genehmigen“, jedoch A der Ueberzeugung, da 111a al
les nach den kanonischen Vorschriften un: mıiıt der gebührenden Abhängigkeit VO  —

seiner OCcCNsten Gewa vollziehen werde. {):3 wurde gefordert: die Einrichtung
VO  S tridentinischen Seminarıen, VO  e Knabenseminarien in jedem Bıstum un
die Ausbildung des Priesternachwuchses N1IC auf den Universitaten, „deren Leh-
F3 11UTL sehr bekannt sind“, sondern „ın den Semminarien un unter der estandlı-
SgCIl UISIC der Bischö6{ife236  Manfred Weitlauff  Deklaration und dem Entwurf einer Antwort, die, von Consalvi redigiert, am 10. Au-  gust den Gesandten zugestellt wurde. Diese Esposizione dei Sentimenti di Sua Santitä  sulla Dichiarazione de’ Principi e Stati Protestanti riuniti della Confederazione Germanica  (in deutscher Übersetzung abgedruckt als Anhang 2 [S. 771—793]) war im Grunde  eine päpstliche Anti-Deklaration, mit der unter ausführlicher Darlegung der römi-  schen Prinzipien „alle wesentlichen Anträge der vereinten Staaten direkt oder indi-  rekt verweigert, oder doch mit ganz unzulässigen Klauseln oder Reservationen ver-  webt“ worden seien, „statt des deutschen Kirchenrechts das Concilium Triden-  tinum“ aufgedrängt „und eine absolute päpstliche Gewalt in den deutschen  Bundesstaaten“ festgestellt werde — so das Urteil Schmitz-Grollenburgs, der diese  nunmehr offizielle Beantwortung der Deklaration als Rechtfertigung für den Ab-  bruch der Mission betrachtete (S. 386). Der Papst begrüßte zwar den Entschluß „der  vereinten protestantischen Fürsten und Staaten des teutschen Bundes“ zur Herstel-  lung „eine[r] neue/n] Begrenzung der Diöcesen in ihren Staaten“ und wollte keinen An-  stand nehmen, „solche zu genehmigen“, jedoch „in der Ueberzeugung, daß man al-  les nach den kanonischen Vorschriften und mit der gebührenden Abhängigkeit von  seiner höchsten Gewalt“ vollziehen werde. U.a. wurde gefordert: die Einrichtung  von tridentinischen Seminarien, d.h. von Knabenseminarien in jedem Bistum und  die Ausbildung des Priesternachwuchses nicht auf den Universitäten, „deren Leh-  ren nur zu sehr bekannt sind“, sondern „in den Seminarien und unter der beständi-  gen Aufsicht der Bischöffe ... um die Rechtgläubigkeit der Lehre zu erhalten“; die  Wahl der Bischöfe und Erzbischöfe gemäß „der Disciplin der teutschen Kirchen ...,  welche man beibehalten will“, ausschließlich durch die Domkapitel; dabei nehme  der Papst, um den Wünschen der vereinigten Fürsten zu entsprechen, keinen An-  stand, auch den Modus eines (dem Hl. Stuhl zu unterbreitenden) Dreiervorschlags  des jeweiligen Domkapitels zu genehmigen und den besagten Fürsten das Recht  einzuräumen, auf einer ihnen vor der kanonischen Wahl vom Domkapitel vorge-  legten Kandidatenliste Streichungen vorzunehmen (irisches Veto); die Fürsten  könnten „überzeugt seyn“, daß der Papst aus dem Dreiervorschlag des Domkapitels  „mit Beobachtung der ihm obliegenden Pflichten“ den zum Bischof erwähle, „zu  dessen Gunsten die respectiven Souverains ihm ihre Wünsche zu erkennen geben  werden“; jedoch könne er akatholischen Fürsten keinesfalls das Privileg der  Bischofsnomination gewähren, noch lasse er sich im einzelnen die für das Bischofs-  amt geltenden Voraussetzungen oder den Termin für die kanonische Institution ei-  nes erwählten Bischofs vorschreiben; und schließlich sei die Bischofskonsekration  nicht Vorrecht des Metropoliten, sondern Reservat des Papstes, dem allein es zuste-  he, hierzu jemanden zu bevollmächtigen. Die Absicht der Regierungen aber, an den  Bischofswahlen auch Ruraldekane zu beteiligen, interpretierte das Dokument als  eine „Tendenz ..., in der Kirche einen Geist der Demokratie einzuführen“ und gar „das  Oberhaupt der Kirche“ veranlassen zu wollen, „nach und nach dem ganzen Klerus  und dann vielleicht auch dem Volke zu den Bischoff-Wahlen Zugang zu verschaffen“; dem-  gegenüber sehe sich der Papst „in den gegenwärtigen Zeiten, in welchen die demo-  kratischen Grundsätze in den Gemüthern der Jugend, besonders aus den vergange-  nen Revolutionen entwickelt, verbreitet, und denselben eingeflößt worden sind“,  um so mehr veranlaßt, „die Fürsten auf diese Neuerung aufmerksam zu machen,  welche sie in der Kirche einführen wollen, und welche einst den Regierungen selbst  nicht wenig schädlich werden könnte“.  ZKG 112. Band 2001/2die Rechtgläubigkeit der TE erhalten  «“ die
Wahl der Bischöfe un Erzbischöfe gemä „der Disciplin der teutschen iIrchen236  Manfred Weitlauff  Deklaration und dem Entwurf einer Antwort, die, von Consalvi redigiert, am 10. Au-  gust den Gesandten zugestellt wurde. Diese Esposizione dei Sentimenti di Sua Santitä  sulla Dichiarazione de’ Principi e Stati Protestanti riuniti della Confederazione Germanica  (in deutscher Übersetzung abgedruckt als Anhang 2 [S. 771—793]) war im Grunde  eine päpstliche Anti-Deklaration, mit der unter ausführlicher Darlegung der römi-  schen Prinzipien „alle wesentlichen Anträge der vereinten Staaten direkt oder indi-  rekt verweigert, oder doch mit ganz unzulässigen Klauseln oder Reservationen ver-  webt“ worden seien, „statt des deutschen Kirchenrechts das Concilium Triden-  tinum“ aufgedrängt „und eine absolute päpstliche Gewalt in den deutschen  Bundesstaaten“ festgestellt werde — so das Urteil Schmitz-Grollenburgs, der diese  nunmehr offizielle Beantwortung der Deklaration als Rechtfertigung für den Ab-  bruch der Mission betrachtete (S. 386). Der Papst begrüßte zwar den Entschluß „der  vereinten protestantischen Fürsten und Staaten des teutschen Bundes“ zur Herstel-  lung „eine[r] neue/n] Begrenzung der Diöcesen in ihren Staaten“ und wollte keinen An-  stand nehmen, „solche zu genehmigen“, jedoch „in der Ueberzeugung, daß man al-  les nach den kanonischen Vorschriften und mit der gebührenden Abhängigkeit von  seiner höchsten Gewalt“ vollziehen werde. U.a. wurde gefordert: die Einrichtung  von tridentinischen Seminarien, d.h. von Knabenseminarien in jedem Bistum und  die Ausbildung des Priesternachwuchses nicht auf den Universitäten, „deren Leh-  ren nur zu sehr bekannt sind“, sondern „in den Seminarien und unter der beständi-  gen Aufsicht der Bischöffe ... um die Rechtgläubigkeit der Lehre zu erhalten“; die  Wahl der Bischöfe und Erzbischöfe gemäß „der Disciplin der teutschen Kirchen ...,  welche man beibehalten will“, ausschließlich durch die Domkapitel; dabei nehme  der Papst, um den Wünschen der vereinigten Fürsten zu entsprechen, keinen An-  stand, auch den Modus eines (dem Hl. Stuhl zu unterbreitenden) Dreiervorschlags  des jeweiligen Domkapitels zu genehmigen und den besagten Fürsten das Recht  einzuräumen, auf einer ihnen vor der kanonischen Wahl vom Domkapitel vorge-  legten Kandidatenliste Streichungen vorzunehmen (irisches Veto); die Fürsten  könnten „überzeugt seyn“, daß der Papst aus dem Dreiervorschlag des Domkapitels  „mit Beobachtung der ihm obliegenden Pflichten“ den zum Bischof erwähle, „zu  dessen Gunsten die respectiven Souverains ihm ihre Wünsche zu erkennen geben  werden“; jedoch könne er akatholischen Fürsten keinesfalls das Privileg der  Bischofsnomination gewähren, noch lasse er sich im einzelnen die für das Bischofs-  amt geltenden Voraussetzungen oder den Termin für die kanonische Institution ei-  nes erwählten Bischofs vorschreiben; und schließlich sei die Bischofskonsekration  nicht Vorrecht des Metropoliten, sondern Reservat des Papstes, dem allein es zuste-  he, hierzu jemanden zu bevollmächtigen. Die Absicht der Regierungen aber, an den  Bischofswahlen auch Ruraldekane zu beteiligen, interpretierte das Dokument als  eine „Tendenz ..., in der Kirche einen Geist der Demokratie einzuführen“ und gar „das  Oberhaupt der Kirche“ veranlassen zu wollen, „nach und nach dem ganzen Klerus  und dann vielleicht auch dem Volke zu den Bischoff-Wahlen Zugang zu verschaffen“; dem-  gegenüber sehe sich der Papst „in den gegenwärtigen Zeiten, in welchen die demo-  kratischen Grundsätze in den Gemüthern der Jugend, besonders aus den vergange-  nen Revolutionen entwickelt, verbreitet, und denselben eingeflößt worden sind“,  um so mehr veranlaßt, „die Fürsten auf diese Neuerung aufmerksam zu machen,  welche sie in der Kirche einführen wollen, und welche einst den Regierungen selbst  nicht wenig schädlich werden könnte“.  ZKG 112. Band 2001/2welche 1119a  e beibehalten will“, ausschliefßlich durch die Domkapitel; €1 nehme
der den Wunschen der vereinigten Fuürsten entsprechen, keinen AN-
Stan! uch den Modus eines (dem Hl unterbreitenden) Dreiervorschlags
des jeweiligen Domkapitels genehmigen un den esagten Fuüursten das Recht
einzuraumen, auf einer ihnen VOT der kanonischen Wahl VO Domkapitel VOISC-
legten Kandidatenliste Streichungen vorzunehmen (irisches et0); die Fürsten
könnten „überzeugt SEYM“; dals der ap aus dem Dreiervorschlag des Domkapitels
„mıiıt Beobachtung der ihm obliegenden Pflichten“ den Z Bischof{f erwähle, n
dessen Gunsten die respectiven SOouveralns ihm ihre Uunsche erkennen geben
werden“; jedoch könne akatholischen Fuüursten keinestfalls das rivileg der
Bischofsnomination gewähren, noch lasse sich 1mM einzelnen die für das Bischof{s-
3  E geltenden Voraussetzungen der den Termın für die kanonische Institution e1-
1165 erwählten 1SCNOIS vorschreiben; un! schließlich se1 die Bischofskonsekration
nicht OTFeC des Metropoliten, sondern eserva des Papstes, dem allein zustie -
he, hlerzu jemanden bevollmächtigen. Dıie Absicht der Regierungen aber, den
Bischoiswahlen uch Ruraldekane beteiligen, interpretierte das Dokument als
1ne „Tendenz236  Manfred Weitlauff  Deklaration und dem Entwurf einer Antwort, die, von Consalvi redigiert, am 10. Au-  gust den Gesandten zugestellt wurde. Diese Esposizione dei Sentimenti di Sua Santitä  sulla Dichiarazione de’ Principi e Stati Protestanti riuniti della Confederazione Germanica  (in deutscher Übersetzung abgedruckt als Anhang 2 [S. 771—793]) war im Grunde  eine päpstliche Anti-Deklaration, mit der unter ausführlicher Darlegung der römi-  schen Prinzipien „alle wesentlichen Anträge der vereinten Staaten direkt oder indi-  rekt verweigert, oder doch mit ganz unzulässigen Klauseln oder Reservationen ver-  webt“ worden seien, „statt des deutschen Kirchenrechts das Concilium Triden-  tinum“ aufgedrängt „und eine absolute päpstliche Gewalt in den deutschen  Bundesstaaten“ festgestellt werde — so das Urteil Schmitz-Grollenburgs, der diese  nunmehr offizielle Beantwortung der Deklaration als Rechtfertigung für den Ab-  bruch der Mission betrachtete (S. 386). Der Papst begrüßte zwar den Entschluß „der  vereinten protestantischen Fürsten und Staaten des teutschen Bundes“ zur Herstel-  lung „eine[r] neue/n] Begrenzung der Diöcesen in ihren Staaten“ und wollte keinen An-  stand nehmen, „solche zu genehmigen“, jedoch „in der Ueberzeugung, daß man al-  les nach den kanonischen Vorschriften und mit der gebührenden Abhängigkeit von  seiner höchsten Gewalt“ vollziehen werde. U.a. wurde gefordert: die Einrichtung  von tridentinischen Seminarien, d.h. von Knabenseminarien in jedem Bistum und  die Ausbildung des Priesternachwuchses nicht auf den Universitäten, „deren Leh-  ren nur zu sehr bekannt sind“, sondern „in den Seminarien und unter der beständi-  gen Aufsicht der Bischöffe ... um die Rechtgläubigkeit der Lehre zu erhalten“; die  Wahl der Bischöfe und Erzbischöfe gemäß „der Disciplin der teutschen Kirchen ...,  welche man beibehalten will“, ausschließlich durch die Domkapitel; dabei nehme  der Papst, um den Wünschen der vereinigten Fürsten zu entsprechen, keinen An-  stand, auch den Modus eines (dem Hl. Stuhl zu unterbreitenden) Dreiervorschlags  des jeweiligen Domkapitels zu genehmigen und den besagten Fürsten das Recht  einzuräumen, auf einer ihnen vor der kanonischen Wahl vom Domkapitel vorge-  legten Kandidatenliste Streichungen vorzunehmen (irisches Veto); die Fürsten  könnten „überzeugt seyn“, daß der Papst aus dem Dreiervorschlag des Domkapitels  „mit Beobachtung der ihm obliegenden Pflichten“ den zum Bischof erwähle, „zu  dessen Gunsten die respectiven Souverains ihm ihre Wünsche zu erkennen geben  werden“; jedoch könne er akatholischen Fürsten keinesfalls das Privileg der  Bischofsnomination gewähren, noch lasse er sich im einzelnen die für das Bischofs-  amt geltenden Voraussetzungen oder den Termin für die kanonische Institution ei-  nes erwählten Bischofs vorschreiben; und schließlich sei die Bischofskonsekration  nicht Vorrecht des Metropoliten, sondern Reservat des Papstes, dem allein es zuste-  he, hierzu jemanden zu bevollmächtigen. Die Absicht der Regierungen aber, an den  Bischofswahlen auch Ruraldekane zu beteiligen, interpretierte das Dokument als  eine „Tendenz ..., in der Kirche einen Geist der Demokratie einzuführen“ und gar „das  Oberhaupt der Kirche“ veranlassen zu wollen, „nach und nach dem ganzen Klerus  und dann vielleicht auch dem Volke zu den Bischoff-Wahlen Zugang zu verschaffen“; dem-  gegenüber sehe sich der Papst „in den gegenwärtigen Zeiten, in welchen die demo-  kratischen Grundsätze in den Gemüthern der Jugend, besonders aus den vergange-  nen Revolutionen entwickelt, verbreitet, und denselben eingeflößt worden sind“,  um so mehr veranlaßt, „die Fürsten auf diese Neuerung aufmerksam zu machen,  welche sie in der Kirche einführen wollen, und welche einst den Regierungen selbst  nicht wenig schädlich werden könnte“.  ZKG 112. Band 2001/2In der Kırche eInNen £1IS; der Demokratıe einzuführen“ und Sal „das
Oberhaupt der Kirche“ veranlassen wollen, „nach und nach dem Sanzen Klerus
und dann vıelleicht uch dem den Bischoff-Wahlen ZUGANg verschaffen“; dem-
gegenüber sehe sich der aps A den gegenwartigen Zeıten, iın welchen die emoO-
kratischen Grundsätze In den emuthern der Jugend, besonders aus denC»
LIE-  - Revolutionen entwickelt, verbreitet, und denselben eingeflölst worden sind“,

s () mehr veranlaßt, „die Fuürsten aut diese Neuerung aufimerksam machen,
welche S1E In der Kirche einführen wollen, un welche einst den Reglierungen selbst
N1IC. weni1g schädlich werden könnte“.

7KG 112 Band 2001/2
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Schmitz-Grollenburg betrachtete die Esposizione als eın Grundsatzpapier der RO-
mischen Kurıe, zumal Consalvıi Ss1e sogleich uch dem Osterreichischen Staatskanz-
ler Fursten Metternich zugeleitet Da inzwischen die Finalinstruktion einge-
TrTolfen WAr, die die Gesandtschaft anwıles, VO  a der I1UT unwesentlich modiHÄzierten
Deklaration als Ultimatum N1IC abzugehen, entwart iıne entsprechende Verbal-
NOote ConsalvI], der ber Türkheim wiederum seine Zustimmung verweıgerte.
Dessen plötzliche Erkrankung bot ihm indes die willkommene Gelegenheit,
. September 1819 allein mıiıt dem Kardinalstaatssekretär konferieren. bDer
Consalvi, dem die Dıssonanz zwischen den beiden Gesandten NI1C. verborgen 1e
Deharrte, allen Argumenten Schmitz-Grollenburgs 241 Jrotz, nahezu kompromiß-
10s auf dem kurialen Standpunkt, vermied uch ungeachtet der des Gesandten
jede Außerung hinsichtlich der ın der Esposizione iın Aussicht gestellten PrOVISOTI1-
schen Errichtung VOoO  - Bistümern. Hr sicherte lediglich ıne definitive Antwort des
Papstes Diese wurde der Gesandtschaft nach deren nochmaliger Anmahnung)
endlich September übersandt. S1ie umfalste Seıten, wiederholte hne ADb-
triıche die In der EsSposizıone enthaltenen Forderungen mitsamt der bestimmten Hr-
klärung, dals der aps bei deren Verweigerung aulserstande sel, die Deklaration
sanktionieren. In einer beigefügten Verbalnote ging indes Consalvi erstmals auft das
angebotene Provisorium einer DiOzesaneinteilung CIn HKT erläuterte, da der aps
gewillt sel, durch 1ıne Bulle TEI Bistumer mıt den Domkapiteln In Rottenburg, L

un! Limburg genehmigen und TICUu errichten, die ın den betroffenen Ge-
bieten och bestehenden bisherigen Diıozesanbande lösen un insbesondere das
Bıstum Konstanz Samıt seinem Domkapitel „Saqalız ZU] supprimieren“, wonach das
Semıinar VOoO  — Meersburg nach Rastatt verlegt werden mUusse. och verlange UV'!
SCHAUE Angaben über die Fundierung dieser Biıstuümer, un ‚WarTr mit Bezeichungder liegenden ufter un: Einkünfte. DIie Bistuüumer Fulda un Maınz dagegen be-
Tachte der aps mıit ihren en Dotationen un Rechten als weiterbestehend. Die
Ernennung der ersten Domkapitulare habe der VO aps eingesetzte Bischof VOT-
zunehmen oder S1E werde auft dieselbe Art WIeE dessen Ernennung vollzogen; In Je*dem Bistum mMUSsse eın Seminar eingerichtet werden, und Maınz sSo. ZU Erzbis-
{u  3 erhoben werden, andernfalls würden die Bıstumer direkt dem aps NIier-
stellt Im übrigen betonte Consalvi nOochmals, da der aps hinsichtlich der
rechtmäßigen Herstellung der kirchlichen Verhältnisse In den eNaANNTtLEN Gebieten
auf dem In der Esposizione VO August Dargelegten bestehe, sich jede Ta
sche Auslegung verwahre un diesem WwWecCc 1M Konsistorium anlälslich der Be-
SeEIzZUNg der Bıstumer seINe eigene |Antı-]Deklaration verölfentlichen werde
(S 390-—392).

Während I1la  - sich in Frankfturt noch mıiıt der papstlichen Antı-Deklaration und
Schmitz-Grollenburgs Bericht über seine Konferenz mıiıt Consalvi VO Septemberbeschäftigte und bei der eratung über das VOoO aps zunächst In Aussicht gestellteProvisorium sıch darauf einigte, dals mıit diesem untrennbar die Au{fstellung regulä-
LEF Diözesanbischöfe und Domkapitel SOWI1e die ZusammenfTassung der Bistüumer
einer Kirchenprovinz verbunden se1ın mUusse, Iimıne der Gelahr einer AufÄ{stel-
lung VO  w} Apostolischen Vikaren und damit der Degradierung der „deutschen Kır-
che“ einer dem aps unmittelbar unterworfenen TIra mMi1ssionNi1s“ vorzubeugen,trafen Schmitz-Grollenburg un Turkheim (der erneut der VOoO  - Schmitz-Grollen-
burg entworfenen Schlufßnote Consalvi die Unterschrift verwelgerte un: nach
WI1Ie VOTr dessen instruktionsgemäße Verhandlungsstrategie IFE Einholung Dadi-
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scher Sonderinstruktionen und Ausspielen seiner ultramontanen Verbindungen
konterkarieren suchte) Oktober eın etztes Mal mıiıt Consalvı I1DIie-
(: gab sich In ein1ıgen Punkten, 1Wa ın der Seminarirage, wleder KOMDpTrO-
milsbereiter, ıIn der rage der Bischofswahl allerdings 1e Hart ES scheine
erwiderte P  all halte den aps IUr einen Türken und die Kurie für die OtLtoma-
nische Piorte“; der a abe 1mM allgemeinen die diesbezüglichen üunsche
der Fursten respektiert, das eispie. Preulßens beweise CS. der jewellige JiESs musse
dem HI Stuhl 1L1UT durch einen Gesandten der den Nuntıius seine Gesinnungen CI-

Olinen Bel der rage einer interimistischen Verwaltung der Kirchenprovinz durch
den künftigen Rottenburger Bischo{i fiel dagegen Tüurkheim Schmitz-Grollenburg
unvermittelt miıt der Bemerkung 1NSs Wort „Nic. alle SC TE Fursten sind dieser
Meinung Übrigens brauchen WIT gal keinen Erzbischo(fi, 1Sst besten, WEeN1)

SCIC Hüunf Bischöf{fe Seiner Heiligkeit unmittelbar unterworlilen werden.“ Miıt einem
milsbilligenden Blick schnitt Schmitz-Grollenburg seinem Kontrahenten das Wort
abh un bat Consalvı, welcher bei dieser S7zene „die ugen niedergeschlagen hatte“.
das bisher Vorgetragene als instruktionsgemäls betrachten, Wads dieser „mıt seiner
gewohnten Artigkeit“ bestätigte, annn jedoch daran erinnerte, dafs INa  - nach den
Frankfurter Protokollen den Erzbischof In samtlichen DioOzesen habe „spazleren D
hen lassen“ wollen Schmitz-Grollenburg zeigte sich darauthin zuversichtlich, dals
INa  — sich, WCe1111 I11all TST die Ansicht des Papstes kenne, gewils auf einen testen S1TZ
einigen werde, L1UT Maınz könne, weil entlegen un als Bundestieste dazu ULLSC>
eignet, N1IC. In eirac kommen. Consalvi behandelte die rage dilatorisch
Schmitz-Grollenburg ber sah damit seine Missıon als beendet zumal die rage
einer Annahme oOder Ablehnung des Provisoriums N des Fehlens delinitiver
päpstlicher Zusagen bezüglich des Modus der Bischoi{is- und omherrenwahlen
WI1Ee der Errichtung des Erzbistums In Frankfurt entschieden werden mMuUu Bereits

Oktober verliels Rom, nicht zuletzt durch seinen raschen Aufbruch
der Kurle die „Empfindungen“ der vereinten Staaten über die Behandlung der
Deklaratıon demonstrieren un den unberechenbaren AT  eım ebenfalls Z

Abreise veranlassen (S 392-—398).
Tatsächlich wurde das Ergebnis der roöomischen Missıon, unbefriedigend auf

den ersten Blick erscheinen mochte, VOoO  — den Reglerungen 1mM großen SANZCI1 DOSI1-
t1V aufgenommen, SC  1€e€  iıch uch VO  > Wessenberg, dessen Reaktion Besorg-
N1S BEWESCH WAar 5.408 Der Rottenburger Generalvikariatsrat gnaz Jaumann
78-1 362), bei den Frankfurter Konierenzen Vertreter der Stuttgarter kirchlichen
Oberbehörde, brachte diese Einschätzung au{fi den un wWenNnn Schmitz-Grollen-
Durg bei dessen Rückkehr eglückwünschte un iıhm attestierte S mehr ich nach-
eNKe; estio Tester wird meılne Überzeugung, da S1ie durch Ihre Festigkeit vieles
ich moöchte3@s erzielt en DıIıie Einteilung der DiOzesen, die Bistumssiıtze,
die Bildung der Kapitel sind gahnz nach der Deklaratıon zugestanden und das War Ja
doch ın der Hauptsache das, WdS WIT VO  > Rom wollten un: wollen konnten238  Manfred Weitlauff  scher Sonderinstruktionen und Ausspielen seiner ultramontanen Verbindungen zu  konterkarieren suchte) am 8. Oktober ein letztes Mal mit Consalvi zusammen. Die-  ser gab sich in einigen Punkten, etwa in der Seminarfrage, wieder etwas kompro-  mißbereiter, in der Frage der Bischofswahl allerdings blieb er hart: Es scheine — so  erwiderte er -, „man halte den Papst für einen Türken und die Kurie für die ottoma-  nische Pforte“; der Papst habe im allgemeinen stets die diesbezüglichen Wünsche  der Fürsten respektiert, das Beispiel Preußens beweise es, der jeweilige Fürst müsse  dem Hl. Stuhl nur durch einen Gesandten oder den Nuntius seine Gesinnungen er-  öffnen. Bei der Frage einer interimistischen Verwaltung der Kirchenprovinz durch  den künftigen Rottenburger Bischof fiel dagegen Türkheim Schmitz-Grollenburg  unvermittelt mit der Bemerkung ins Wort: „Nicht alle unsere Fürsten sind dieser  Meinung. Übrigens brauchen wir gar keinen Erzbischof, es ist am besten, wenn un-  sere fünf Bischöfe Seiner Heiligkeit unmittelbar unterworfen werden.“ Mit einem  mißbilligenden Blick schnitt Schmitz-Grollenburg seinem Kontrahenten das Wort  ab und bat Consalvi, welcher bei dieser Szene „die Augen niedergeschlagen hatte“,  das bisher Vorgetragene als instruktionsgemäß zu betrachten, was dieser „mit seiner  gewohnten Artigkeit“ bestätigte, dann jedoch daran erinnerte, daß man nach den  Frankfurter Protokollen den Erzbischof in sämtlichen Diözesen habe „spazieren ge-  hen lassen“ wollen. Schmitz-Grollenburg zeigte sich daraufhin zuversichtlich, daß  man sich, wenn man erst die Ansicht des Papstes kenne, gewiß auf einen festen Sitz  einigen werde, nur Mainz könne, weil zu entlegen und als Bundesfeste dazu unge-  eignet, nicht in Betracht kommen. Consalvi behandelte die Frage dilatorisch.  Schmitz-Grollenburg aber sah damit seine Mission als beendet an, zumal die Frage  einer Annahme oder Ablehnung des Provisoriums wegen des Fehlens definitiver  päpstlicher Zusagen bezüglich des Modus der Bischofs- und Domherrenwahlen so-  wie der Errichtung des Erzbistums in Frankfurt entschieden werden mußte. Bereits  am 10. Oktober verließ er Rom, nicht zuletzt um durch seinen raschen Aufbruch  der Kurie die „Empfindungen“ der vereinten Staaten über die Behandlung der  Deklaration zu demonstrieren und den unberechenbaren Türkheim ebenfalls zur  Abreise zu veranlassen (S. 392-398).  Tatsächlich wurde das Ergebnis der römischen Mission, so unbefriedigend es auf  den ersten Blick erscheinen mochte, von den Regierungen im großen ganzen posi-  tiv aufgenommen, schließlich auch von Wessenberg, dessen erste Reaktion Besorg-  nis gewesen war (S.408). Der Rottenburger Generalvikariatsrat Ignaz Jaumann  (1778-1862), bei den Frankfurter Konferenzen Vertreter der Stuttgarter kirchlichen  Oberbehörde, brachte diese Einschätzung auf den Punkt, wenn er Schmitz-Grollen-  burg bei dessen Rückkehr beglückwünschte und ihm attestierte: „Je mehr ich nach-  denke, desto fester wird meine Überzeugung, daß Sie durch Ihre Festigkeit vieles —  ich möchte sagen, alles erzielt haben. Die Einteilung der Diözesen, die Bistumssitze,  die Bildung der Kapitel sind ganz nach der Deklaration zugestanden — und das war ja  doch in der Hauptsache das, was wir von Rom wollten und wollen konnten ... Sind  einmal jene Gegenstände durch eine Bulle anerkannt, so ist der Grundstein zur  Organisation der katholischen Kirche in den vereinten Staaten gelegt und was ein  Provisorium schien, eigentlich Einleitung war, geht von selbst in den definitiven Zu-  stand über; denn in den Notes verbales und früheren Erklärungen des Papstes über  die Deklaration sind ja die Wahlen der Bischöfe und Domkapitulare für die Zukunft  zugestanden ... Über die Art der Wahl werden sich Regierungen und die Kapitel  wohl zu Hause verständigen und Rom wird stillschweigend einwilligen: Es ist klar,  ZKG 112. Band 2001/2Sind
einmal 1ene Gegenstände durch ine Bulle anerkannt, 1st der Grundstein T7A

Organısatıon der katholischen Kirche ıIn den vereinten Staaten gelegt und Was eın
Provisorium schien, eigentlich Einleitung WAal, geht VO  — selbst In den deflinitiven ZuUu-
cstand über; denn In den otes verbales un: fIirüheren Erklärungen des Papstes über
die Deklaratıion sind Ja die Wahlen der Bischöfe und Domkapitulare TÜr die Zukunfit
zugestanden238  Manfred Weitlauff  scher Sonderinstruktionen und Ausspielen seiner ultramontanen Verbindungen zu  konterkarieren suchte) am 8. Oktober ein letztes Mal mit Consalvi zusammen. Die-  ser gab sich in einigen Punkten, etwa in der Seminarfrage, wieder etwas kompro-  mißbereiter, in der Frage der Bischofswahl allerdings blieb er hart: Es scheine — so  erwiderte er -, „man halte den Papst für einen Türken und die Kurie für die ottoma-  nische Pforte“; der Papst habe im allgemeinen stets die diesbezüglichen Wünsche  der Fürsten respektiert, das Beispiel Preußens beweise es, der jeweilige Fürst müsse  dem Hl. Stuhl nur durch einen Gesandten oder den Nuntius seine Gesinnungen er-  öffnen. Bei der Frage einer interimistischen Verwaltung der Kirchenprovinz durch  den künftigen Rottenburger Bischof fiel dagegen Türkheim Schmitz-Grollenburg  unvermittelt mit der Bemerkung ins Wort: „Nicht alle unsere Fürsten sind dieser  Meinung. Übrigens brauchen wir gar keinen Erzbischof, es ist am besten, wenn un-  sere fünf Bischöfe Seiner Heiligkeit unmittelbar unterworfen werden.“ Mit einem  mißbilligenden Blick schnitt Schmitz-Grollenburg seinem Kontrahenten das Wort  ab und bat Consalvi, welcher bei dieser Szene „die Augen niedergeschlagen hatte“,  das bisher Vorgetragene als instruktionsgemäß zu betrachten, was dieser „mit seiner  gewohnten Artigkeit“ bestätigte, dann jedoch daran erinnerte, daß man nach den  Frankfurter Protokollen den Erzbischof in sämtlichen Diözesen habe „spazieren ge-  hen lassen“ wollen. Schmitz-Grollenburg zeigte sich daraufhin zuversichtlich, daß  man sich, wenn man erst die Ansicht des Papstes kenne, gewiß auf einen festen Sitz  einigen werde, nur Mainz könne, weil zu entlegen und als Bundesfeste dazu unge-  eignet, nicht in Betracht kommen. Consalvi behandelte die Frage dilatorisch.  Schmitz-Grollenburg aber sah damit seine Mission als beendet an, zumal die Frage  einer Annahme oder Ablehnung des Provisoriums wegen des Fehlens definitiver  päpstlicher Zusagen bezüglich des Modus der Bischofs- und Domherrenwahlen so-  wie der Errichtung des Erzbistums in Frankfurt entschieden werden mußte. Bereits  am 10. Oktober verließ er Rom, nicht zuletzt um durch seinen raschen Aufbruch  der Kurie die „Empfindungen“ der vereinten Staaten über die Behandlung der  Deklaration zu demonstrieren und den unberechenbaren Türkheim ebenfalls zur  Abreise zu veranlassen (S. 392-398).  Tatsächlich wurde das Ergebnis der römischen Mission, so unbefriedigend es auf  den ersten Blick erscheinen mochte, von den Regierungen im großen ganzen posi-  tiv aufgenommen, schließlich auch von Wessenberg, dessen erste Reaktion Besorg-  nis gewesen war (S.408). Der Rottenburger Generalvikariatsrat Ignaz Jaumann  (1778-1862), bei den Frankfurter Konferenzen Vertreter der Stuttgarter kirchlichen  Oberbehörde, brachte diese Einschätzung auf den Punkt, wenn er Schmitz-Grollen-  burg bei dessen Rückkehr beglückwünschte und ihm attestierte: „Je mehr ich nach-  denke, desto fester wird meine Überzeugung, daß Sie durch Ihre Festigkeit vieles —  ich möchte sagen, alles erzielt haben. Die Einteilung der Diözesen, die Bistumssitze,  die Bildung der Kapitel sind ganz nach der Deklaration zugestanden — und das war ja  doch in der Hauptsache das, was wir von Rom wollten und wollen konnten ... Sind  einmal jene Gegenstände durch eine Bulle anerkannt, so ist der Grundstein zur  Organisation der katholischen Kirche in den vereinten Staaten gelegt und was ein  Provisorium schien, eigentlich Einleitung war, geht von selbst in den definitiven Zu-  stand über; denn in den Notes verbales und früheren Erklärungen des Papstes über  die Deklaration sind ja die Wahlen der Bischöfe und Domkapitulare für die Zukunft  zugestanden ... Über die Art der Wahl werden sich Regierungen und die Kapitel  wohl zu Hause verständigen und Rom wird stillschweigend einwilligen: Es ist klar,  ZKG 112. Band 2001/2ber die AT der Wahl werden sich Regierungen un: die Kapitel
wohl Hause verständigen und RKRom wird stillschweigend einwilligen: Es 1st klar,
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Rom wollte I1UT den Schein reiten Mag der aps In seiner QCNM, Er trenne
diesen der jenen Teil VO diesem Oder jenem Bistum und vereinige sS1e da der
dorthin, Lut dieses doch 51127 nach dem Antrage und eigentlich nach den VO  @ den
vereinten Staaten schon eingeteilten Diıstrikten un: Normen“. Eine Erhebung VO  e
Maınz ZU Erzbistum Treilich wiıiderstrebte Jaumann, doch für schlimmer erachtete

iIne unmittelbare Unterwerfung der Bıstumer den apst, „wodurch das
Band der Einheit [der südwestdeutschen Bıstumer In der staatlicherseits vorgesehe-
NeN Kirchenprovinz] ganzlic gelöst wurde“ (S 408 Schmitz-Grollenburg selber
plädierte enn uch In seinem Schlußbericht nachdrücklich für die Annahme des
Provisoriums; hielt nach diesem romischen Angebot eın eigenmächtiges Orge-hen der Staaten, Iso einen Kon{irontationskurs, politisch nıcht mehr für durchsetz-
bar un empfahl folglich, einen pragmatischen Kurs, hne Abweichen VO  - der
Deklaration, einzuschlagen (S. 410—-413). Allein en begann auszuscheren: In
Karlsruhe nahm 1Ine Geheime Konferenz unter dem Vorsıtz des Grolßherzogs, ber
nNnter Auschlufß der bisher mıiıt der Kirchenangelegenheit befaßten Persönlichkei-
(CH; darunter Burg, den Bericht Türkheims und begrüßte nicht L1UTr das
VO  — Rom vorgeschlagene Provısorium A 4S eın bei dem damaligen Zustand der Of-
Ientlichen Stimmung und er] Verhältnisse sehr erwunschtes Entgegenkommen“,
sondern Deschloß auch, sich In Frankfurt durch 1ne Erklärung „alle Einseli-
tigkeit der S5Systemsucht“ wenden. amı WarlT! ndirekt das „Frank{furter System“
angılert, un! durch die erklärte Bereitschaft, sich beim Dreiervorschlag der Bı-
schoiswahl lediglich die Exklusive vorzubehalten, rüuckte der Groisherzog VO  o den
Frankfurter Vereinbarungen ab Ja INa  - Vertrat JetZ In Karlsruhe überhaupt die An-
SIC| dals In Anbetracht der „individuellen Verhältnisse der verschiedenen StaatenStaatskirchentum und Papstkirchentum im Widerstreit  239  Rom wollte nur den Schein retten. Mag der Papst in seiner Bulle sagen, Er trenne  diesen oder jenen Teil von diesem oder jenem Bistum und vereinige sie da oder  dorthin, tut er dieses doch ganz nach dem Antrage und eigentlich nach den von den  vereinten Staaten schon eingeteilten Distrikten und Normen“. Eine Erhebung von  Mainz zum Erzbistum freilich widerstrebte Jaumann, doch für schlimmer erachtete  er eine unmittelbare Unterwerfung der Bistümer unter den Papst, „wodurch das  Band der Einheit [der südwestdeutschen Bistümer in der staatlicherseits vorgesehe-  nen Kirchenprovinz] gänzlich gelöst würde“ (S. 408 f.). Schmitz-Grollenburg selber  plädierte denn auch in seinem Schlußbericht nachdrücklich für die Annahme des  Provisoriums; er hielt nach diesem römischen Angebot ein eigenmächtiges Vorge-  hen der Staaten, also einen Konfrontationskurs, politisch nicht mehr für durchsetz-  bar und empfahl folglich, einen pragmatischen Kurs, ohne Abweichen von der  Deklaration, einzuschlagen (S.410-413). Allein Baden begann auszuscheren: In  Karlsruhe nahm eine Geheime Konferenz unter dem Vorsitz des Großherzogs, aber  unter Auschluß der bisher mit der Kirchenangelegenheit befaßten Persönlichkei-  ten, darunter Burg, den Bericht Türkheims entgegen und begrüßte nicht nur das  von Rom vorgeschlagene Provisorium „als ein bei dem damaligen Zustand der öf-  fentlichen Stimmung und [der] Verhältnisse sehr erwünschtes Entgegenkommen“,  sondern beschloß auch, sich in Frankfurt durch eine Erklärung gegen „alle Einsei-  tigkeit oder Systemsucht“ zu wenden. Damit war indirekt das „Frankfurter System“  tangiert, und durch die erklärte Bereitschaft, sich beim Dreiervorschlag der Bi-  schofswahl lediglich die Exklusive vorzubehalten, rückte der Großherzog von den  Frankfurter Vereinbarungen ab, ja man vertrat jetzt in Karlsruhe überhaupt die An-  sicht, daß in Anbetracht der „individuellen Verhältnisse der verschiedenen Staaten  ... Nicht strenge auf Uniformität“ gesehen werden müsse (S. 418 f.).  Andererseits suchte sich Metternich, der von Consalvi über die römischen Ver-  handlungen auf dem laufenden gehalten worden war, plötzlich als Vermittler einzu-  schalten. Eben hatte er in der geheimen „Teplitzer Punktation“ (1. August 1819)  Preußen und in den kurz darauf folgenden Karlsbader Ministerkonferenzen (6:-31.  August 1819) die wichtigsten deutschen Bundesstaaten für seine alle liberalen Be-  wegungen unterdrückende reaktionär-restaurative Politik gewonnen, schließlich  die Karlsbader Beschlüsse im Frankfurter Bundestag (20. September 1819) gleich-  sam handstreichartig durchgesetzt?°. In diesem Kontext mußte ihm die Möglich-  keit, die Regelung der Kirchenfrage an sich zu ziehen und zu einer Bundesangele-  genheit zu erheben, um so mehr willkommen sein, als sie ein zusätzliches Mittel ge-  wesen wäre, um Österreichs Dominanz im Deutschen Bund noch zu verstärken. So  griff er in der Meinung, die Verhandlungen der vereinten Südweststaaten in Rom  seien gescheitert (und Consalvi wolle ihm durch seine Informationen gleichsam den  „Ball“ zuspielen), den Plan gesamtdeutscher Verhandlungen über die Kirchenfrage  wieder auf. Ausgehend von der (das Staatskirchentum leitenden) Maxime, die Kir-  che stütze sich auf die Religion, auf die Religion stütze sich die Sittlichkeit und auf  die Sittlichkeit wiederum stützten sich „Unterwürfigkeit, Vertrauen, Gehorsam ge-  gen den Landesfürsten“, argumentierten zwei von ihm in Auftrag gegebene Gut-  achten, daß es höchste Zeit sei, die Verluste, die die katholische Kirche seit 1803  überall erlitten habe, rückgängig zu machen, zumal sich der geschwächte kirchliche  Einfluß auf die Sitten (in den katholischen Bevölkerungsteilen) bereits bemerkbar  *0 Lutz, Zwischen Habsburg (wie Anm. 4) 42-56.nicht strenge auft Uniformität“ gesehen werden MUSSse (S 418 L.)

Andererseits suchte sich Metternich, der VO  e Consalvi über die romischen Ver-
handlungen autf dem laufenden gehalten worden WArl, plötzlich als Vermittler eINZU-
schalten Eben In der geheimen „Teplitzer Punktation“ ( August 1819Preußen un In den kurz darauf lolgenden Karlsbader Ministerkonferenzen (6.—31.
August L1 die wichtigsten deutschen Bundesstaaten für seine alle Liberalen Be-

unterdrückende reaktionär-restaurative Politikp schließlich
die Karlsbader Beschlüsse 1mM Frankfurter Bundestag (20 September 1819 gleich-
Sa handstreichartig durchgesetzt*®. In diesem Kontext mußte ihm die Möglich-keit, die Regelung der Kirchenfrage sich ziehen und einer Bundesangele-genheit erheben, mehr willkommen se1n, als S1E ein zusatzliıches Miıttel De-

wäaäre, Österreichs Dominanz 1Im eutschen und noch verstärken. SO
orl In der Meinung, die Verhandlungen der vereinten Südweststaaten In Rom
selen gescheitert (und Consalvi wolle ihm 1E seine Informationen gleichsam den
-Ball“ zuspielen), den Plan gesamtdeutscher Verhandlungen über die Kirchenfragewieder auft Ausgehend VOoO  - der (das Staatskirchentum leitenden) Maxıime, die Kr
che stutze sich a die Religion, auti die Religion stutze sich die Sittlichkeit und auf
die Sıttlichkeit wlederum stützten sich „Unterwürfigkeit, Vertrauen, Gehorsam B
SCNHN den Landesfürsten“, argumentierten Wel VO  — ihm ın Auiftrag gegebene Gut-
achten, daß höchste Zeıt SE die Verluste, die die katholische Kirche se1ıt 1803
überall erlitten habe, rückgängig machen, zumal siıch der geschwächte kirchliche
Einfluß auf die Sıtten (ın den katholischen Bevölkerungsteilen) Dereits bemerkbar

Lutz, Zwischen Habsburg wıe Anm 4) 4A56
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mache un: dıie „Anarchie In Deutschlands katholischem Kirchenwesen“ gefährlich
werden könne. Da jedoch die isolierten Versuche einzelner Staaten, das Kirchenwe-
SCI] au{i inrem Gebiet konsolidieren, wen1g erfolgversprechend selen und, WI1Ie
klar zulage liege, das Bayerische Konkordat die gegenseltigen Ansprüche VO aa
un:! Kirche nicht In Einklang bringen vermocht habe, ge uch 1m Interesse
er Souverane, die darniederliegende deutsche Kirche Rom schutzen,
weshalb INa  — gemeinsame Verhandlungen mıiıt Rom ZAHE Reorganıisatıon der Kirche
Deutschlands anstreben sSo och der Vermittlungsvorstols Meftternichs 9iNg 1Ns
Leere: denn Consalvi betrachtete WI1eEe den Öösterreichischen Staatskanzler wıssen
1e ß die Verhandlungen mıi1t den vereinten protestantischen Staaten keineswegs als
gescheitert, erwarteftfe vielmehr deren Wiederaufnahme, und zudem dachte
nicht daran, sich die Verhandlungsführung, se1 mıiıt den Südweststaaten, mıt
Preußen oder Hannover, entwinden lassen (S 420—425).

Zumindest In Württemberg I11all VO  — diesem Metternichschen „Intermez-
ZO  &e keine KenntnIi1s. In Stuttgart wuchs die Besorgnis, Baden plane seinen Rückzug
aus dem „Frankfurter System“ un ziehe Hessen-Darmstadt mıiıt; enn ZU einen
kursilerten hbereits eruchte über die kurz bevorstehende Errichtung eines badı-
schen Landesbistums mıi1t Bischo{ssitz In reiburg 1mM Breisgau, Ja I1la  — geheime
Informationen über iıne (angeblich bevorstehende) erneufe Abordnung des FreIl-
herrn VO Türkheim nach Rom entsprechenden Sonderverhandlungen, un
ZU andern trebte der hessen-darmstädtische Bevollmächtigte aufi den Frankfurter
Konierenzen Karl Joseph Wreden (  1-1  X „eine der schillerndsten Figuren In
Frankfur (S 704), miıt en Mitteln nach der Maınzer Kathedra, die se1t dem Tod
Bischofis Colmars ( 1818 vakant Wa  - Tatsäc  IC Türkheim auf seiner uck-
reise VO  e Rom den Münchener Nuntius Francesco di erra-Gassano besucht un:
ihm nach dessen Bericht Tklärt, dals Schmitz-Grollenburg keineswegs die Me!I1-
NUNgSCI1L der Regierungen VO  — en un: Hessen-Darmstadt vertreien habe un EL
Türkheim, die GTO  erzöge VOIl en un Hessen-Darmstadt Sondera  oMmM-
LLECIN mıit RKRom bewegen wolle, woDbDel sich nicht ohne OIZ der OTrte Pius’ VIL hbel
seliner Abschiedsaudienz erinnert habe, nämlich da/s viel wünschenswerter Ta

mıit einem gradsinnigen Protestanten t{un ZUu aben, als mıiıt einem schlechten
Katholiken“ 5.437 ber Baden blieb schließlich doch „Im Verein“. €s fiel TÜr
Baden, ehe die FPFrankfurter Konfiferenzen wieder aufgenommen wurden, durch Ver-
mittlung Metternichs ine gewichtige Entscheidung: Der aps willfahrte 1mM Marz
1820 dem grolsherzoglichen Wunsch, das geplante Landesbistum nach NAactatt
nach reiburg (mit seinem als Kathedrale sich anbıetenden repräsentativen gotl-
schen Munster verlegen, und 11 Zusammenhang damit cheint lııch die defini-
tive Unterdrückung des Bistums KOonstanz (dezidiert nicht WI1e€e Iiwa 1mM Fre1l-
SINgS bei der Errichtung des Metropolitansitzes ın München ıne Translatıon des
Bischo({ssitzes KOonstanz nach reiburg) und mı1t ihr die Eliminierung Wessenbergs
nicht 11UT[T als Bischo{fskandidaten, sondern auch hinsichtlich einNes Rechtsanspruchs,
als Konstanzer Domkapitular In das Domkapitel eines Nachfolgebistums übernom-
ME werden, beschlossene aCcC SEeWESCHI sein (S 438) Der badische Tros-
herzog Ludwig verstand jedenfalls vorzüglich, Ssich In Rom ZUT Durchsetzung
seiner noch geheimen, aul die erzbischöfliche Kathedra gerichteten Kirchenpläne
„angenehm“ machen.

SO konnte endlich mıi1t Verzögerung die zweilıte Runde der Frankfurter Konfieren-
A  - ihren Anfang nehmen. S1ie dauerte VO  e Marz 1820 bis Januar 1821 und
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die Behandlung aller Fragen I: Gegenstand, die mıt einer Annahme des papst-lich angebotenen Provisoriums un einer Fortsetzung der romischen Verhandlun-
C zusammenhingen: die Zirkumskription und otatıon der Bıstumer, die Wahl
der Biıschöoflfe un Ernennung der Domherren, die Einrichtung VO  — Priıestersemina-
rıen un die Bildung einer Kırchenprovinz. Man ein1ıgte siıch darauf, das papstlicheAngebot anzunehmen, jedoch bei künftigen Verhandlungen mıiıt Rom „stets alle
Ausdrücke welche 1nNne provisorische Errichtung andeuten“, vermeiden,
VO en Fragen bezüglich der Rechte des Staates und der Kirche, der Gewalt des
Papstes und der Biıschöfe abstrahieren, nach Vollzug des Provısoriums
Mitwirkung Roms dieses als „selbständige un bleibende Verfassung“ der katholi-
schen Kiırche der vereinten Staaten betrachten un sodann, WI1e€e ın Österreich
un: Frankreich geschehen, „ın organischen Bestimmungen das Staats: un Kıra
chenrechtliche“ gemäa den Grundsätzen VO  zn Deklaration und Grundbestimmungen„Testzustellen“ 6 44 3 l.)

Die Anfertigung der Zirkumskriptionsformulare zuhanden der Kurle mıt C:Angaben über die alten un: neuerrichteten Pfarreien, die einem
Bıstum zusammengefa/st werden ollten (einschließlich der Frankiurt un:
der kleinen Furstentümer Hohenzollern-Hechingen und Hohenzollern-Sigmarin-
SCH;, Gotha, Hildburghausen und Altenburg, die sich einem der Bıstumer anschlie-
Ben wollten), Dereitete ZU Teil erhebliche Probleme un beanspruchte SCIAUMEZeit: ebenso die VO den Staaten auszufertigenden Dotationsinstrumente. In Bas
den kam iın diesem Zusammenhang nochmals einer heftigen Debatte über
die VOoO aps verlangte Suppression des zwölihundertjährigen Bistums Konstanz
Vor allem der geistliche Reglerungsrat Philipp Joseph Brunner (  —1  ) WI1-
dersetzte sich vehement einer >Suppression, die „einen ultramontanistischen
Gewaltstreich“ annte Hr bestand auft einer bloßen Translation und warti der K
nNe. die test und steit auf dem Alten besteht“, VOT, sıch Lieber ıIn Widersprü-che verstricken, als ihren Hals den Biıstumsverweser Wessenberg Z711=-
geln S1e glaube, „Tein und schlimm WI1Ee S1E Immer IST, seine nıchtbegründe-
ten Nsprüche auftf das Bistum Konstanz und die päapstliche estatigungumgehen, WECNnNn das Bıstum selbst mıtsamt seinem Nachfolger KUrzwWeg, durch einen
Federstrich Uunterdrückt würde!“ 5.452). Ähnlich scharf urteilte uch OC
(S 448), Ireilich vergeblich, denn die Wüuürtel laängst gefallen uch über die
Art der Bestellung der Bischöfe diHferierten die Ansichten beträchtlich. Da 1INe
landesherrliche Ernennung, die ber Koch mıit historischen Grunden prinzıpieverteidigen können glaubte, ın Rom N1C durchzusetzen WAär, blieb, allen Be-
teiligten einsichtig, als einzige Alternative, „der deutschen Kirche“ möÖglichste„Unabhängigkeit VO Kurieneinfluß“ wahren, L1LUTr die Bischofswahl SO ein1igte
INa  } sich 1ın Frankfurt darauf, für die Erstbestellung der Bischöfe VO den Dekanen
Dreiervorschläge einreichen lassen, adus denen der Jeweilige Kirchenrat nachÜberprüfung seinem Fürsten, ohne dessen Ireie Entscheidung beschränken, el-
L1  e geeiıgneten Kandidaten benennen So.  € der VO Landesherrn Irei DesignierteMUsse Nier absolutem Stillschweigen die In Frankiurt vereinbarten Grundsätze
anerkennen un darüber 1Ne€e schriftliche Erklärung abgeben; sodann sSo dem
Papst, jedoch hne dabei die Abstimmung der Dekane erwähnen, ZUrTrF Bestati-
SuUung vorgeschlagen werden (D 458) Fur die Erstbesetzung der Domkapitel solltedas Ernennungsrecht der Deklaration den Bıschöfen übertragenwerden, jedoch 1n der Weise, dals die Instituierung der Domkapitulare ZUT
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Verhütung eventueller „Milsgriffe“ anlälslich der Verplflichtung der 1SCHhOlie auf
die Grundsätze erfolgen sollte In der Seminarirage bestand zumindest daruüuber Eın-
vernehmen, dafß die Bıstumer hier kooperieren können mulsten Im übrigen WUT-
de die rage des us der nachfolgenden 1SCNOIS- un: Domherrenbestellung
aufgeschoben. Da Der 1U Grundbestimmungen und Deklaratıion der veraäanderten
Sıtuatilon, namentlich 1mM Hinblick auf das Provısorium, nicht mehr ganz CENISPrA-
chen, ging 11a uch den Entwurti eines „Organischen Staatsgesetzes“; dieses
sollte gleichsam dus WwWel Teilen bestehen adus dem eigentlichen Staatskirchenge-
SEeTZ, der Kirchenpragmatik, welche die für iıne Veröffentlichung geeigneten Artikel
enthalten und für alle Katholiken geistlichen un weltlichen Standes bindende
Rec  Ta besitzen sollte**, und dus dem Fundationsinstrument mıt den N1C iür
die Öffentlichkeit estimmten Artikeln uch die Kiırchenpragmatik sollte TST nach
der estatıgung der ersten 1SCNO{Ie bekanntgemacht
ben werden. und Z Staatsgesetz erho-

Am schwierigsten gestaltete sich das Problem der Lokalisierung der erzbischo({f-
lichen athedra, das allein ehn Konferenzen beschäftigte (S 442) Zur D1isposI1-
tion tanden eigentlich L1UTr Württemberg und en, Rottenburg und Fre1-
burg, da das VO Rom (angeblich dUus$s Gründen seiner tausendjährigen Tradition)
bevorzugte Maınz aAaus den schon genannten Ursachen aliur nicht In rage kam
Wäas Wreden, den Bevollmächtigten essen-Darmstadts, gleichwohl nicht hinder-
Fes für Maınz kämpfen, VOTI allem bDen, we:il diese Kathedra selber errn-
9CH holifte In dem Fur un: Wider der rgumente WI1IE In den zwischenstaatlichen
Fühlungnahmen spielten staatliche und sehr persönliche Ambitionen WI1Ie der
VT{ über viele Seiten hin darlegt 1Ine erhebliche (S 471—-501). Den eiro-
politen 1 eigenen Land haben und auf se1ine Wahl bestimmenden BEinthuls AdUuUs$s-
uüben können, Wäaäal ıIn mehrfacher 1NSIC. „ attraktav“ Dessen Rechte wurden
sich über viele Staaten Deutschlands, näherhin über rund WwWel Millionen Kathaoli-
ken, erstrecken; würde In gewissen Fällen die Stelle des Papstes vertreten, mıiıt
Appellationen und Rekursen befalßt werden, Was nicht geringen Geldzuflufs aus
dem Ausland mitbrächte, während I1la  - selber lediglich Tür einen Agenten In Rom
SOISCH mMuUu. Der Gewıiınn se1 jedenfalls „Einfluls, politische Konsideration und

beispielsweise das Hauptargument des Karlsruher HofÄis, der deshalb und
I der orölseren Katholikenzahl 1mM eigenen Land 200’000 Katholiken mehr
als In Württemberg) für Baden „das erste Recht auft den Erzbischof“ reklamılerte
(S 479), obwohl INa UVO für Württemberg gestimm hatte Dals diesem
Streitpunkt der „Verem“ N1IC. zerbrach, WAar letztlich dem Stuttgarter Hof VCI-=
danken, der schlielslich unier gewiıissen Vorbedingungen verbindliche An-
nahme der Kirchenpragmatik durch alle Deteiligten Staaten und Wahl des TZDI-
scho{fs In vertraulichem Einvernehmen mıiıt den übrigen Reglerungen) en den
(0)88088 überlie/s, uch den unsiıcheren Partner en; den INa  - Begınn der
zweıten Koniferenzrunde ZWUNSCH hatte, 1mM Protokall seine TIreue den
Frankfurter rundsätzen erklären (S 444), fester 1ın den „Verein“ einzubinden.
DIie Entscheidung Stuttgarts bewog endlich uch den Groisherzog VO Hessen-
Darmstadt, schweren erzens Ur die Eintracht der Staaten das[selbe] Opfer
bringen“ und VO Maiınz als Metropolitansitz Abstand nehmen. Eıne oflfene

3 | Gemelnsame Grundsätze des Staatskirchenrechts (Kirchenpragmatik), unı
1820 uber-Huber, aa un Kirche wıe Anm 11) 2582264
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rage Wal allerdings jeden({alls TIur Wüurttemberg die „Causa Wessenberg“, die
Baden Irüher WI1IE INa  z teststellte ZULr Sache des Deutschen Bundes abe erhe-
ben wollen, jetz aber, da INla  z das Erzbistum begehre, miıt keinem Wort erwähnt
wI1issen WOoO Nniweder wolle das badische Gouvernement den KOonstanzer Bis-
umsverweser, „der Haäandel mıiıt den Obskuranten und Römlingen 1im eigenen Lan-
de muüde  «“ tallenlassen ratselte INa  —_ oder der Streitigkeiten S: TZD1-
schof machen. Fur letzteren Fall verlangte angenheim In Absprache mıt
Schmitz-Grollenburg un: OC 1InNne Klärung darüber, „ob un In WI1Ee weIılt die VCI-
einten Reglerungen die Wessenbergische ac als ıne deutsche Kirchensache
Z Wahrung der deutschen Kirchenrechte un Freiheiten un: ihrer eigenen SOU-
veranıtatsrechte der ihrigen machen wollen und können“ (S 488—490).

Die auf den Marz 187 datierte (vom württembergischen un: VOoO badıi-
schen Aulßenminister unterzeichnete) ote auft Consalvis Anerbieten eines Provıso-
r1ums gng per Kuriler den wurttembergischen Geschäftsträger KOölle.in Rom mıiıt
dem Auiftrag ab, diese persönlich dem Kardinalstaatssekretär überreichen un:
ıne umgehende Antwort verlangen. Der Kurler WarT noch aul dem Weg, als
Schmitz-Grollenburg VO Münchener Nuntı1us, der über die geheimen Frank{furter
Verhandlungen olfenbar „sehr genau“ unterrichtet WAaIl, vertraulich un: angeblich
hne höhere Weisung darauf hingewiesen wurde, dals die geplante UOrganıisatiıon
der Domkapitel In einıgen DıOzesen, zumal In Nassau (Limburg), VO  — Rom bean-
tandet werde. Natürlich durchschauten Consalvi un: sein mıiıt der Begutachtung
der Depesche betrauter Mitarbeiter Monsignore Raffale MazIl1o, da die vereinten
Staaten, indem S1E jede Stellungnahme UT päpstlichen Esposizione umgingen, ih-
F: Deklaratıon testhielten und nach Errichtung der Diıozesen un: Bestellung der CI-
sten 1SCHNOIe die innere Bistumsorganisation nach eigenem Gutdünken, hne
Rücksicht auf die romischen Einwande, durchführen würden. och die Kurle
sıch durch das Angebot des Provisoriums Vor einer inigung In den Grundsatzfragen
selber in Zugzwang gebracht; andererseits hatte S1C sich W1e Mazlos internem Gut-
achten entnehmen 1St galnız bewußt lediglich über die Erstbestellung der Bı-
schöfe naher geäußert, sich nachfolgend die Option Tür die päpstliche 1SCHOIsSs-
EINENNUNG „wWlıe bel anderen protestantischen Fursten“ oHenzuhalten (S 204) Der
„‚Jjede andere Rücksicht“ überwiegende „Hals“ das Konstanzer Domkapitel,
den Kölle bei seinen Unterredungen mıt Mazıo bemerkte, läßt ber wohl uch dar-
aul schließen, da[fs der Kurıe vordringlichste Absicht die Zerschlagung des Bıstums
Konstanz WAarT, Wessenberg endgültig kaltzustellen. Man ZO$ O: höchst
gewÖhnlich Kölle bel der Abfassung der hinzu un: ließ ihn die Vorzuge der
einzelnen Bischof{fssitze beschreiben (S >05) Am August konnte Kölle endlich
die auf den August 1821 datierte Zirkumskriptionsbulle Provida solersque mıiıt-
Samt®. der Antwort Consalvis auft die ote der suüdwestdeutschen OÖfe VOoO
Marz 13821 nach Stuttgart schicken. Betonte Consalvi In seinem weni1g Ireundlichen
Schreiben, da ß die Zirkumskription der Bıstumer 1Ur eın ersier Schritt sel,
dem die Ausraumung aller In der Esposizione eNaNNTLEN Differenzpunkte folgen
müÜüsse, damit In einer weıteren papstlicherseits das Notwendige verfügt WCI-
den könne, Nel der Wortlaut der eım Passus über die Aufhebung des alten
Biıstums Konstanz In einen geradezu leidenschaftlichen lon -Nach einvernomme-
HE ate ein1ıger Nserer ehrwürdigen Brüder, Cardinäle der heiligen Römischen
Kirche, unterdrücken, zernichten un: vertilgen Wir daher mıt sicherer Erkenntnils
und reitfer Überlegung un: Ta der Fülle der apostolischen Gewalt den Titel, den
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amen, die atur, das Wesen und den ganzceh gegenwartıigen Bestand der erledig-
en bischöflichen Kirche ONSsStanz .„32.

Allenthalben herrschte erst einmal Freude oder doch Genugtuung über den HT-
laß der Bulle, deren Schlufßklausel nämlich: Wel sich herausnehme, diese päpstli-
che Anordnung un! Willensäulserung „entkräften der freventlich dagegen ZU|
handelnManfred Weitlauff  244  Namen, die Natur, das Wesen und den ganzen gegenwärtigen Bestand der erledig-  ten bischöflichen Kirche zu Constanz ..  .„32.  Allenthalben herrschte erst einmal Freude oder doch Genugtuung über den Er-  laß der Bulle, deren Schlußklausel - nämlich: wer sich herausnehme, diese päpstli-  che Anordnung und Willensäußerung zu „entkräften oder freventlich dagegen [zu]  handeln ..., der wisse, daß er sich die Ungnade des allmächtigen Gottes und seiner  heiligen Apostel Petrus und Paulus zuziehen werde“ — wohl kaum sehr ernst ge-  nommen wurde. Entscheidend war, daß die Bulle sich nicht auf die Umschreibung  der neuen Bistümer beschränkte, sondern durch die päpstlich verfügte Auflösung  aller alten Diözesanbande „alles Definitive“ enthielt. Auch war mit dem Vollzug der  Bulle (vor allem mit den längst nicht geklärten Bistumsdotationen) nicht ein Nun-  tius, sondern ein inländischer Geistlicher, nämlich Titularbischof Keller, betraut. Die  Ansichten über die Art und Weise der Annahme und Sanktion der Bulle gingen al-  Jlerdings auseinander; denn sie enthielt auch für die Staaten inakzeptable Bestim-  mungen wie beispielsweise die Verpflichtung der neuen Domkapitel (wie ehedem)  zum Chordienst, die Forderung tridentinischer (Knaben-)Seminarien „pro Cleri  educatione et institutione“ für jedes Bistum, das vom Papst verlangte doppelte Mit-  wirkungsrecht bei der Bischofswahl, nämlich die päpstliche Anordnung des Inquisi-  tionsprozesses und die Bestellung der Bischöfe kraft apostolischer Autorität sowie  die Taxierung der Bistümer „in den Büchern der apostolischen Kammer“, die einer  den Bestimmungen des Konzils von Basel widerstreitenden „wahren Besteuerung“  („Simonie“) gleichkomme. Eine rechtsgültige Publikation und einschränkende  Sanktionierung der Bulle (nach dem Vorbild Preußens oder Frankreichs) glaubte  man jedoch vor der Verifikation der Zirkumskriptionen und Dotationen, der „Wahl“  der Bischöfe und deren päpstlicher Bestätigung besser nicht vorzunehmen, um den  Vollzug der Bulle nicht zu gefährden. Überhaupt war man der Meinung, daß man  eine Bulle gar nicht verlangt habe; eine Note Consalvis mit der Mitteilung, der Papst  billige die Einrichtung der Diözesen — die nach der Lehre der deutschen aufgeklär-  ten Kanonisten ohnehin Sache der Landesherren sei —, hätte genügt. So ließ man  die Bulle übersetzen, beschloß jedoch, sie erst nach der päpstlichen Bestätigung der  Bischöfe in Druck zu geben. Des weiteren befaßte man sich mit Taxen, Palliengel-  dern, Kanzleigebühren und Geschenken an das Staatssekretariat; zwar lehnte man  dies alles rigoros ab, aber für die erste Besetzung der Bistümer würde man derlei  Abgaben nicht umgehen können. Man beriet über Rang, Titel, Kleidung, Siegel und  Courtoisie der Bischöfe und Domkapitel, wollte dem Erzbischof und den Bischöfen  den Titel „Exzellenz“ zugestehen, ihnen aber die Selbstbezeichnung „Wir, von Got-  tes Gnaden ...“ und vor allem „apostolicae sedis gratia“ verbieten, letzteres mit dem  Argument, daß der Episkopat „juris divini“ sei und von keiner höheren Kirchenge-  32 _ Auditur igitur consilio nonnullorum venerabilium Fratrum Nostrorum Sanctae  Romanae Ecclesiae Cardinalium ex certa scientia, ac matura deliberatione Nostris, de-  que Apostolicae potestatis plenitudine, supprimimus, annullamus, et extinguimus titu-  lum, denominationem, naturam, et essentiam, totumque praesentem statum vacan-  tium tam Episcopalis Ecclesiae Constantiensis, quam Praepositurae vere nullius Sti. Viti  Elvacensis [Propstei Ellwangen] una cum suis Capitulis, ad effectum libere procedendi  ad infra dicendas novas Ecclesiarum erectiones, ac Dioecesium circumscriptiones, ...“  Bulle „Provida solersque“, Rom, 16. August 1821. Mercati, Raccolta I (wie Anm. 7) 667-  676, hier 667 f.; Huber-Huber, Staat und Kirche I (wie Anm. 11) 246-257, hier 247.  ZKG 112. Band 2001/2der WwWIsse, dals sich die Ungnade des allmächtigen Gottes und seiner
heiligen Apostel Petrus un! Paulus zuziehen werde“ wohl kaum sehr ern: e
OINMEN wurde. Entscheidend WAar, dals die Bulle sich nicht autf die Umschreibung
der Bıstumer beschränkte, sondern durch die päpstlich verfügte Auflösung
er en Diözesanbande „a  €es Deflfinitive“ en  1e uch Warl miıt dem Vollzug der

(VOT em miıt den längst nicht geklärten Bistumsdotationen nicht eın Nun-
t1US, sondern eın inländischer Geistlicher, nämlich Titularbischoi Keller, betraut. DIie
Ansichten über die Art und Weise der Annahme un an  107 der Bulle gingen Al-
lerdings auseinander; denn sS1e enthielt uch IUr die Staaten inakzeptable Bestim-
IMUNsSsCI wW1e beispielsweise die Verpflichtung der Domkapitel (wıe ehedem)
ZU Chordienst, die Forderung tridentinischer (Knaben-)Seminarien „DrO cler1
educatıone ei institutione“ für jedes Bistum, das VO aps verlangte doppelte MIit-

wirkungsrecht bei der Bischofswahl, nämlich die päpstliche Anordnung des Inquis1ı-
t10NSPrOZESSES un: die Bestellung der Bischöfe na apostolischer Autorität SOWI1E
die Taxierung der Bıstumer 11 den Büchern der apostolischen Kammer“, die einer
den Bestimmungen des Konzils VO  . ase widerstreitenden „wahren Besteuerung“
(„Simon1e* gleic.  omme Eine rechtsgültige Publikation un einschränkende
Sanktionierung der Bulle nach dem Vorbild Preulsens der Frankreichs) glaubte
INa  — jedoch VOL der Verilikation der Zirkumskriptionen un Dotationen, der „Wahl“
der Bischöfe un deren päpstlicher Bestätigung besserC vorzunehmen, den
Vollzug der Bulle nicht geflährden. Überhaupt WarTr I11all der Meıinung, dafß INa  —

ıne Bulle gal nicht verlangt habe; iıne ote Consalvis mıiıt der Mitteilung, dera
billige die Einrichtung der Diozesen die nach der Te der deutschen aufgeklär-
ten Kanonisten ohnehin Sache der Landesherren se1 genugt SO ie ß INa  -

die Bulle übersetzen, beschlofs jedoch, s1e TST nach der päpstlichen Bestatigung der
Bischöfe In Druck geben Des weıteren befaßte INa  - sich mit Taxen, Palliengel-
dern, Kanzleigebühren un Geschenken das Staatssekretarlat; ZWäal lehnte INa

dies es r1gOros ab, ber TUr die Besetzung der Bıstumer würde INa  — derlei
Abgaben nicht umgehen können. Man beriet uüber Rang, Titel, eidung, Siegel un!:
Courtoisie der Bischöfe un Domkapitel, wollte dem Erzbischof un den Bischöfen
den Titel „Exzellenz“ zugestehen, ihnen ber die Selbstbezeichnung „Wir, VO (JOT-
tes GnadenManfred Weitlauff  244  Namen, die Natur, das Wesen und den ganzen gegenwärtigen Bestand der erledig-  ten bischöflichen Kirche zu Constanz ..  .„32.  Allenthalben herrschte erst einmal Freude oder doch Genugtuung über den Er-  laß der Bulle, deren Schlußklausel - nämlich: wer sich herausnehme, diese päpstli-  che Anordnung und Willensäußerung zu „entkräften oder freventlich dagegen [zu]  handeln ..., der wisse, daß er sich die Ungnade des allmächtigen Gottes und seiner  heiligen Apostel Petrus und Paulus zuziehen werde“ — wohl kaum sehr ernst ge-  nommen wurde. Entscheidend war, daß die Bulle sich nicht auf die Umschreibung  der neuen Bistümer beschränkte, sondern durch die päpstlich verfügte Auflösung  aller alten Diözesanbande „alles Definitive“ enthielt. Auch war mit dem Vollzug der  Bulle (vor allem mit den längst nicht geklärten Bistumsdotationen) nicht ein Nun-  tius, sondern ein inländischer Geistlicher, nämlich Titularbischof Keller, betraut. Die  Ansichten über die Art und Weise der Annahme und Sanktion der Bulle gingen al-  Jlerdings auseinander; denn sie enthielt auch für die Staaten inakzeptable Bestim-  mungen wie beispielsweise die Verpflichtung der neuen Domkapitel (wie ehedem)  zum Chordienst, die Forderung tridentinischer (Knaben-)Seminarien „pro Cleri  educatione et institutione“ für jedes Bistum, das vom Papst verlangte doppelte Mit-  wirkungsrecht bei der Bischofswahl, nämlich die päpstliche Anordnung des Inquisi-  tionsprozesses und die Bestellung der Bischöfe kraft apostolischer Autorität sowie  die Taxierung der Bistümer „in den Büchern der apostolischen Kammer“, die einer  den Bestimmungen des Konzils von Basel widerstreitenden „wahren Besteuerung“  („Simonie“) gleichkomme. Eine rechtsgültige Publikation und einschränkende  Sanktionierung der Bulle (nach dem Vorbild Preußens oder Frankreichs) glaubte  man jedoch vor der Verifikation der Zirkumskriptionen und Dotationen, der „Wahl“  der Bischöfe und deren päpstlicher Bestätigung besser nicht vorzunehmen, um den  Vollzug der Bulle nicht zu gefährden. Überhaupt war man der Meinung, daß man  eine Bulle gar nicht verlangt habe; eine Note Consalvis mit der Mitteilung, der Papst  billige die Einrichtung der Diözesen — die nach der Lehre der deutschen aufgeklär-  ten Kanonisten ohnehin Sache der Landesherren sei —, hätte genügt. So ließ man  die Bulle übersetzen, beschloß jedoch, sie erst nach der päpstlichen Bestätigung der  Bischöfe in Druck zu geben. Des weiteren befaßte man sich mit Taxen, Palliengel-  dern, Kanzleigebühren und Geschenken an das Staatssekretariat; zwar lehnte man  dies alles rigoros ab, aber für die erste Besetzung der Bistümer würde man derlei  Abgaben nicht umgehen können. Man beriet über Rang, Titel, Kleidung, Siegel und  Courtoisie der Bischöfe und Domkapitel, wollte dem Erzbischof und den Bischöfen  den Titel „Exzellenz“ zugestehen, ihnen aber die Selbstbezeichnung „Wir, von Got-  tes Gnaden ...“ und vor allem „apostolicae sedis gratia“ verbieten, letzteres mit dem  Argument, daß der Episkopat „juris divini“ sei und von keiner höheren Kirchenge-  32 _ Auditur igitur consilio nonnullorum venerabilium Fratrum Nostrorum Sanctae  Romanae Ecclesiae Cardinalium ex certa scientia, ac matura deliberatione Nostris, de-  que Apostolicae potestatis plenitudine, supprimimus, annullamus, et extinguimus titu-  lum, denominationem, naturam, et essentiam, totumque praesentem statum vacan-  tium tam Episcopalis Ecclesiae Constantiensis, quam Praepositurae vere nullius Sti. Viti  Elvacensis [Propstei Ellwangen] una cum suis Capitulis, ad effectum libere procedendi  ad infra dicendas novas Ecclesiarum erectiones, ac Dioecesium circumscriptiones, ...“  Bulle „Provida solersque“, Rom, 16. August 1821. Mercati, Raccolta I (wie Anm. 7) 667-  676, hier 667 f.; Huber-Huber, Staat und Kirche I (wie Anm. 11) 246-257, hier 247.  ZKG 112. Band 2001/2und VOT allem „apostolicae sedis gratia” verbieten, letzteres mıit dem
Argument, dals der Episkopat „Juris divinı“ sEe1 un VO  - keiner höheren Kirchenge-

„Auditur igitur consilio nonnullorum venerabilium Fratrum Nostrorum Sanctae
Komanae Ecclesiae Cardinalium Certa scientla, mMaftfura deliberatione OstrIs, de-
QUC Apostolicae potestatis plenitudine, SUPPIIMIMUS, annullamus, el extingulmus titu-
lum, denominatiıonem, NnNatiuram, ei essentlam, praesentem STatum I1lr

t1um Ta  3 Episcopalis Ecclesiae ConstantiensIi1s, QUaMI Praepositurae WL nullius St1 1ıtı
Elvacensis [Propstel Ellwangen] U:  Q CU. SUlSs Capitulis, ad efifectum libere procedendi
ad inira dicendas Ecclesiarum erectiones, Dioecesium circumscriptiones,
Bulle „Provida solersque“, Rom, August 182 Mercatl, Raccolta I (wıe Anm. F} 66 7—
676, hier 66 / Huber-Huber, xun! Kirche wıe ADITY F} 246-257, hier A

ZK\  C I: Band 2001/2
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walft ausgehe (S 425 E} uch eschlo INall, die Kiırchenpragmatik erneut über-
arbeiten, das Innere der Kirchenverfassung betrelfende un: deshalb besonders S
stölsige“ Punkte herauszunehmen un: In das geheime Fundationsinstrument
übertragen SOWIE der Pragmatık für die Veröffentlichung den Titel „Landesherrliche
Verordnung“ geben. Am Februar E konnte endlich, In der Zusammen-
kuntft, VO  — den Bevollmächtigten der vereinten Staaten der Staatsvertrag mıiıt der
ragmaltl, als integrierendem Bestandteli tTeierlich unterzeichnet werden. Dıie Ant-
WOTT Consalvi mıiıt dem ank IUr die Bewilligung er Antrage falste INa  e all-
gemeıln, dafs dies ın Rom N1IC. 1wa als ine „Acceptation der ulle  x angesehen
werden konnte.

Miıt der Unterzeichnung des Staatsvertrags glaubte INa  — einem prinzipiellen
Verhandlungsabschluf gelangt se1In. och dann verzoögerte sich, VOT em UT-

SacC durch Kurhessen, die Ratilikation des Staatsvertrags UrcCc die einzelnen Re-
gierungen. Es gab Komplikationen bel der Exekution der Bulle, die päapstlicherseits
ZWal Titularbischof Keller übertragen WAärl, ber durch beigeordnete landesherrliche
Kommissäare ZU[L[ Wahrung der Souveränitätsrechte „überwacht“ wurde. Wiederum
bildete insbesondere Kurhessen das emmn1s. Erst als Anfang Januar I8 Kurhes-
SG11 den Staatsvertrag ratilizierte, schien der Weg für die Designation un Bestatiı-
HU1g der Bischöfe frei seIn. Auf die Rottenburger Kathedra drängte Keller un:
buhlte Törmlich die uns des Köni1gs un! der Römischen Kurıle (S 1—5 In
en rechneten sich die Gegner Wessenbergs Chancen dUs, darunter uch Man-
HE, die UV'! auf seiten Wessenbergs gestanden hatten, ber dann ZUT ultramonta-
891  — Partei übergelaufen (S 544-553). uch In den anderen Staaten uchten
sich „Kandidaten“ der Obrigkeit empfehlen und entsprechend „richten“
(S 555 E:)

In Württemberg, bereits VOTL SC des Staatsvertrags die „Bischoiswa.
eingeleite worden War (a Januar 1822), plädierte Generalvikarilatsrat Jau-
INann zuhanden des Innenmiministeriums geradezu programmatisch TUr einen Kandıi-
aten: der „wissenschaftliche Bildung, ja selbst Gelehrsamkeit besitzenStaatskirchentum und Papstkirchentum im Widerstreit  245  walt ausgehe (S. 525 f.). Auch beschloß man, die Kirchenpragmatik erneut zu über-  arbeiten, das Innere der Kirchenverfassung betreffende und deshalb besonders „an-  stößige“ Punkte herauszunehmen und in das geheime Fundationsinstrument zu  übertragen sowie der Pragmatik für die Veröffentlichung den Titel „Landesherrliche  Verordnung“ zu geben. Am 8. Februar 1822 konnte endlich, in der 60. Zusammen-  kunft, von den Bevollmächtigten der vereinten Staaten der Staatsvertrag mit der  Pragmatik als integrierendem Bestandteil feierlich unterzeichnet werden. Die Ant-  wort an Consalvi mit dem Dank für die Bewilligung aller Anträge faßte man so all-  gemein, daß dies in Rom nicht etwa als eine „Acceptation der Bulle“ angesehen  werden konnte.  Mit der Unterzeichnung des Staatsvertrags glaubte man zu einem prinzipiellen  Verhandlungsabschluß gelangt zu sein. Doch dann verzögerte sich, vor allem verur-  sacht durch Kurhessen, die Ratifikation des Staatsvertrags durch die einzelnen Re-  gierungen. Es gab Komplikationen bei der Exekution der Bulle, die päpstlicherseits  zwar Titularbischof Keller übertragen war, aber durch beigeordnete landesherrliche  Kommissäre zur Wahrung der Souveränitätsrechte „überwacht“ wurde. Wiederum  bildete insbesondere Kurhessen das Hemmnis. Erst als Anfang Januar 1823 Kurhes-  sen den Staatsvertrag ratifizierte, schien der Weg für die Designation und Bestäti-  gung der Bischöfe frei zu sein. Auf die Rottenburger Kathedra drängte Keller und  buhlte förmlich um die Gunst des Königs und der Römischen Kurie (S. 541-544). In  Baden rechneten sich die Gegner Wessenbergs Chancen aus, darunter auch Män-  ner, die zuvor auf seiten Wessenbergs gestanden hatten, aber dann zur ultramonta-  nen Partei übergelaufen waren (S. 544-553). Auch in den anderen Staaten suchten  sich „Kandidaten“ der Obrigkeit zu empfehlen und entsprechend zu „richten“  (S:553 ..  In Württemberg, wo bereits vor Abschluß des Staatsvertrags die „Bischofswahl“  eingeleitet worden war (am 20. Januar 1822), plädierte Generalvikariatsrat Jau-  mann zuhanden des Innenministeriums geradezu programmatisch für einen Kandi-  daten, der „wissenschaftliche Bildung, ja selbst Gelehrsamkeit besitzen ... eine freie  Ansicht des Lebens, der Verhältnisse der Kirche, des Staates, jedes in sich und dann  wieder in ihrer engen Verbindung, der Bedürfnisse der Zeit gewonnen haben“ müs-  se; „selbst fromm und religiös“, müsse er „Sinn und Liebe zur wahren Religiosität  ernstlich und ohne alle Bigotterie und mystische Schwärmerei verbreiten wollen;  ... daher auch Kraft und Mut haben, Verfechter für die erkannte Wahrheit und das  wirklich Gute zu sein, und [dürfe] sich nicht durch Verwirrung in den eigenen Be-  griffen, durch stete Rücksichten, besondere Absichten, Leidenschaftlichkeit, immer-  währendes Schwanken hin und her treiben lassen“. Der Anlauf zu jenem Ziel sei  schon oft genommen worden, „aber fruchtlos scheiterten der Fürstenverein, die  hundert Beschwerden der Fürsten gegen die römische Curia, die Versammlung zu  Pistoja, der Emser Kongreß usw., weil es an Männern gebrach, kräftig und zugleich  gemäßigt und mit Umsicht die gute Sache durchzukämpfen“. Nun aber sei der Weg  „zum herrlichen Ziele  . gebahnt, wie noch nie. Werden wir aber nicht Bischöfe  und Vorsteher der Kirche bekommen, welche klar und hell dieses Ziel kennen, und  zwar mäßig, aber doch kräftig darauf losschreiten, so wird bald der herrliche Bau er-  schüttert werden, und er wird zwar schön zum Anschauen, wie die Pyramiden  Ägyptens mit Mumien bevölkert, dastehen, oder er wird wohl gar nur ein Abriß auf  dem Papier bleiben.“ Es bedürfe „mit Geist und Kraft“ ausgerüsteter Männer, um  diesen Bau „erst ins Leben [zu] führen“ und die „überall wieder“ herbeidrängenden1nNne€e ireile
Ansıcht des Lebens, der Verhältnisse der Kirche, des Staates, jedes In sich un: dann
wieder in ihrer I1  N Verbindung, der Bedürinisse der Zeıt aben  « mMUuUS-

„selbst Iiromm und religiös“, mMUSsSse „51nn un 1e ZUTrE wahren Religiosität
ernstlich un hne alle Bigotterie und myYystische Schwärmerei verbreiten wollen;Staatskirchentum und Papstkirchentum im Widerstreit  245  walt ausgehe (S. 525 f.). Auch beschloß man, die Kirchenpragmatik erneut zu über-  arbeiten, das Innere der Kirchenverfassung betreffende und deshalb besonders „an-  stößige“ Punkte herauszunehmen und in das geheime Fundationsinstrument zu  übertragen sowie der Pragmatik für die Veröffentlichung den Titel „Landesherrliche  Verordnung“ zu geben. Am 8. Februar 1822 konnte endlich, in der 60. Zusammen-  kunft, von den Bevollmächtigten der vereinten Staaten der Staatsvertrag mit der  Pragmatik als integrierendem Bestandteil feierlich unterzeichnet werden. Die Ant-  wort an Consalvi mit dem Dank für die Bewilligung aller Anträge faßte man so all-  gemein, daß dies in Rom nicht etwa als eine „Acceptation der Bulle“ angesehen  werden konnte.  Mit der Unterzeichnung des Staatsvertrags glaubte man zu einem prinzipiellen  Verhandlungsabschluß gelangt zu sein. Doch dann verzögerte sich, vor allem verur-  sacht durch Kurhessen, die Ratifikation des Staatsvertrags durch die einzelnen Re-  gierungen. Es gab Komplikationen bei der Exekution der Bulle, die päpstlicherseits  zwar Titularbischof Keller übertragen war, aber durch beigeordnete landesherrliche  Kommissäre zur Wahrung der Souveränitätsrechte „überwacht“ wurde. Wiederum  bildete insbesondere Kurhessen das Hemmnis. Erst als Anfang Januar 1823 Kurhes-  sen den Staatsvertrag ratifizierte, schien der Weg für die Designation und Bestäti-  gung der Bischöfe frei zu sein. Auf die Rottenburger Kathedra drängte Keller und  buhlte förmlich um die Gunst des Königs und der Römischen Kurie (S. 541-544). In  Baden rechneten sich die Gegner Wessenbergs Chancen aus, darunter auch Män-  ner, die zuvor auf seiten Wessenbergs gestanden hatten, aber dann zur ultramonta-  nen Partei übergelaufen waren (S. 544-553). Auch in den anderen Staaten suchten  sich „Kandidaten“ der Obrigkeit zu empfehlen und entsprechend zu „richten“  (S:553 ..  In Württemberg, wo bereits vor Abschluß des Staatsvertrags die „Bischofswahl“  eingeleitet worden war (am 20. Januar 1822), plädierte Generalvikariatsrat Jau-  mann zuhanden des Innenministeriums geradezu programmatisch für einen Kandi-  daten, der „wissenschaftliche Bildung, ja selbst Gelehrsamkeit besitzen ... eine freie  Ansicht des Lebens, der Verhältnisse der Kirche, des Staates, jedes in sich und dann  wieder in ihrer engen Verbindung, der Bedürfnisse der Zeit gewonnen haben“ müs-  se; „selbst fromm und religiös“, müsse er „Sinn und Liebe zur wahren Religiosität  ernstlich und ohne alle Bigotterie und mystische Schwärmerei verbreiten wollen;  ... daher auch Kraft und Mut haben, Verfechter für die erkannte Wahrheit und das  wirklich Gute zu sein, und [dürfe] sich nicht durch Verwirrung in den eigenen Be-  griffen, durch stete Rücksichten, besondere Absichten, Leidenschaftlichkeit, immer-  währendes Schwanken hin und her treiben lassen“. Der Anlauf zu jenem Ziel sei  schon oft genommen worden, „aber fruchtlos scheiterten der Fürstenverein, die  hundert Beschwerden der Fürsten gegen die römische Curia, die Versammlung zu  Pistoja, der Emser Kongreß usw., weil es an Männern gebrach, kräftig und zugleich  gemäßigt und mit Umsicht die gute Sache durchzukämpfen“. Nun aber sei der Weg  „zum herrlichen Ziele  . gebahnt, wie noch nie. Werden wir aber nicht Bischöfe  und Vorsteher der Kirche bekommen, welche klar und hell dieses Ziel kennen, und  zwar mäßig, aber doch kräftig darauf losschreiten, so wird bald der herrliche Bau er-  schüttert werden, und er wird zwar schön zum Anschauen, wie die Pyramiden  Ägyptens mit Mumien bevölkert, dastehen, oder er wird wohl gar nur ein Abriß auf  dem Papier bleiben.“ Es bedürfe „mit Geist und Kraft“ ausgerüsteter Männer, um  diesen Bau „erst ins Leben [zu] führen“ und die „überall wieder“ herbeidrängendener uch Krafit un Mut haben, Verfechter für die erkannte Wahrheit un:! das
wirklich ute se1n, un: dürfe] sich N1IC durch Verwirrung In den eigenen Be-
griffen, durch Rücksichten, besondere Absichten, Leidenschaftlichkeit, immer-
währendes Schwanken hin un her reiben lassen“. Der Anlauft jenem Ziel se1
schon olit Bl  TI worden, „aber Iruchtlos scheiterten der Furstenvereıin, die
hundert Beschwerden der Fursten die römische Cuna: die Versammlung
PıstoJa, der Emser ongre u> weil Maännern gebrach, kräftig un: zugleic
gemäßigt un!: mıit Umsicht die gute aCcC durchzukämpfen“. Nun aber sEe1 der Weg
Z herrlichen J1eie gebahnt, wWI1e noch Nn1ıe Werden WIT ber N1IC 1scholife
und Vorsteher der Kirche bekommen, welche klar un hell dieses Ziel kennen, und
‚WarTr mälsig, ber doch kraltig darauft losschreiten, wird bald der herrliche Bau CI-

schüttert werden, und wird ‚WarT schön ACE Anschauen, W1e€e die ramiden
AÄgyptens mıt Mumien bevölkert, astehen, der wird wohl gar 1Ur e1ın Abriß aut
dem Papier bleiben.“ Es bedürtfe „mıt €e1s un!| Krafit“ ausgerusteter Manner,
diesen Bau „eIst 1NSs Leben ZU| führen“ un: die „überall wieder“ herbeidrängenden
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„Milizen des B1igott1ismus, des Fanatısmus LUSW.  + abzuwehren. Fur Jaumann
diesen Anforderungen den ersten Rottenburger Bischo{ insbesondere der Kon-
Stanzer Bistumsverweser Wessenberg, für dessen römische Bestatigung immer
noch gute Chancen erkennen können glaubte, und zweıter Stelle der Tüuübin-

SCr Dogmatiker (und Begründer der katholischen „Tübinger Schule”“) Johann Seba-
st1an Drey (  A  ) gewachsen: ur Wessenberg als Bischo{i durchgesetzt,
würde sich Deutschland „die Schmach“ erspart en „den würdigsten Mann VCI-

worien sehen“ ( 556 6} Das Ergebnis der Dreiervorschläge der Mitglieder des

Rottenburger Generalvikarlats un! der Dekane erbrachte freilich 1ne I1 Palette
möglicher Kandidaten, ersier Stelle Generalvikar Keller mıt Wessen-

berg mıit Drey Jediglich mıt oten Innenministeriıum entschied 111all

sich, da I111all Keller den An{iforderungen nicht für gewachsen hielt und zudem orge
LTUug, dals sein Gewilissen VOIl KO  3 aus geangstigt werden könnte, mıi1t königlichem
Einverständnis Iur Wessenberg, der sich ber vorab der römischen Zustimmung VCI-

siıchern sollte 9 557-561). Bel der „Erzbischofswahl“ In Baden HNelen dagegen die
weltaus me1lsten (66) auft Wessenberg, gefolgt VO  . Burg (56  Z der VO  — der Re-

glerung Tavorisierte Freiburger Moraltheologe Ferdinand Geminlan Wanker 1758-—
1824 erreichte oten DIie offensichtlich große Anhängerschaft Wessenbergs 1mM
Klerus brachte die Regierung, die Wessenberg ablehnte un: sich diesbezüglich 1mM

geheimen uch bereits egenüber Rom verpllichtet ©- ın eın erhebliches Dilem-
Man beschlols, Wessenberg ZU. „iIreiwilligen“ erzZiclc auffordern lassen.

DIıie delikate Missıon übernahm schließlich Burg Am Marz 1822 verfaßte Wes-

senberg iıne Erklärung, die ber keinen eCrZIE sondern ıne indirekte Annahme
der Wahl als eines ihn verpflichtenden Vertrauensbeweises des Klerus beinhaltete
Durch HEeHE Verhandlungen me1inte Wessenberg se1 uch eın Ausgleich mıiıt RO  3
durchaus möglich; doch versicherte CI; dafß ihm „kein persönliches pier kostbar
SCYIL köonne”, dem „wahre[n] Interesse der vaterländischen Kirche“ dienen
(S 567) Wessenberg hoffte, durch seın Festhalten der „Wahl“ IUr reiburg
nıgstens die Bestatigung als Bischo{i VO  — Rottenburg erlangen können. Der rOoßS-
herzog VO  - en gng indes über Wessenbergs Erklärung hinweg un designierte
Tr die Freiburger erzbischöfliche Kathedra Wanker. Burg ber TIE Jetz mıt Wes-

senberg eın unehrliches Spiel: ET lielßs, dessen Chancen In Stuttgart vereiteln,
über den Freiburger Münsterpfarrer Bernhard Boll (  6-1  X einen Exzister-
zieNSer, Pius NT wissen, da sich der Großherzog entsprechend den römischen
Wünschen Wessenberg entschıeden habe, Der dessen Designation in Wurt-
temberg befürchte, Was für die jJunge Kirchenprovinz ine unerträgliche Belastung
se1ın würde [2 DL 18522 Voll des es dankte darautfhin dera dem TOßS-
herzog IUr seine entschiedene Haltung gegenüber den „machinationes“ der nnNnan-
geI Wessenbergs, dessen Bestätigung als Bischo{ VOIl Rottenburg ausgeschlossen sel1l
49 unı 1822

Gleichwohl Württemberg inzwischen nichts unversucht gelassen, Wes-
senbergs Designatıon für Rottenburg In Rom durchzusetzen, und Wessenberg selber

In einem Schreiben Consalvi seine Bereitschaft rklärt, offen widerrufen,
falls IC einen als Irrg verurteilten Satz gelehrt habe (1 DL 1822 Consalviı ber
fand In dieses Schreiben WI1E Kölle „Jansenistische Redensarten einge({los-
sen  n un bekräftigte, dals Tur Wessenberg nichts iun könne: Der ap werde

33 Siehe hlerzu uch Bischo(f, Das Ende (wıe Anm 18) 518536

ZK\  C |12. Band 2001/2



Staatskirchentum un! Papstkirchentum 1mM Widerstrei LA

gCIl „Jener IrTiehre des Generalvikars“ N1IC nachgeben. Dabe!l blieb Man verzieh
Wessenberg In Kom (auler dem „eigenmächtigen“ SC der „Übereinkunft In
geistlichen Dıngen“ mıt dem Kanton Luzern) NIC dals siıch RA geweılgerte
die Verweserschalit des Bıstums Konstanz In die an des Papstes niederzulegen
und buüurdete ihm olglic uch die I Schuld Milkseriolg se1Nes damaligen
Rechtiertigungsversuchs auft ( 265—)57/78): Fur Rom galt Wessenberg als Häretiker.
Nun designierte der Koni1g VO  — Württemberg Drey, der sich ‚Wal mıiıt den Grundsät-
F  — der Kirchenverfassung einverstanden erklarte, berIder bekannten Unzu-
Iriedenheit der Römischen Kurıle miı1t der Tübinger Katholisch-Theologischen Fakul-
tat und der „ihm nicht unbekannt gebliebene[n] Verketzerung“ einer selner Schrift-
ten L1UTL sehr zögernd dem königlichen Wunsch beugte. Fur Maınz wurde, WI1IE
W.  F Wreden designiert, der indes N seliner Verpflichtung auft die Kırchen-
pragmatık und das Fundatıionsinstrument edenken und INne ılste VO  s -Dubila“
vorlegte. Fur fand I11all nach mehreren Absagen endlich 1mM Kasseler Kanon1-
kus un: Piarrer Johann dam Rieger einen designationswilligen Kandidaten Und
TUr Limburg fiel das LOS auft den Pfarrer TanNn! In Weilßenkirchen, einen Bera-
ier der Nassauer Reglerung In Schulangelegenheiten (S5 284-—596).

Als I1la  en Marz 1823 ben die offzielle ote mıt der ıste der tüun{f landes-
herrlich designierten Bischoiskandidaten ausfiertigte In der Meıiınung, damit die Ku-
r1e VOL vollendete Tatsachen tellen können, trai eın Schreiben Consalvis Ka Fe-
bruar 1823 e1n, In dem dieser schartf den Vollzug der Bulle Provida solersque monler-
{G: den Reglerungen vorwarT, mıiıt ihrer Art der „Bischoiswahl"“ das des
Papstes verstoßen und namentlich die Verpflichtung der Designierten auf 1NeE€e his
dato unbekannte Kırchenpragmaltıik als absolut unannehmbar und mıiıt den Prinziplen
der katholischen Kirche unvereinbar zurückwies. Dem Schreiben Wal ıne 1ste mıiıt
den Namen Vo  e dem genehmen Kandidaten beigefügt, mıiıt denen der
aps Consalvı se1ın Versprechen einlöse, 1mM Einvernehmen mıt den Fuüursten
die Kirchen Deutschlands mıit Bisch6öifen VEISUOISCH. HS andelte sich Samıt und
sonders extirem ultramontan gesinnte Geistliche, die sich ZU Teil uch als De-
nunzlanten zuhanden der Kurıle betätigt hatten (> 602 L) Consalvi zeıgte sich nicht
1Ur erneut über die Frankfurter Verhandlungen I1  u informiert, sondern esa
uch bereits die als streng geheim gehütete Kirchenpragmatik samıt Fundationsin-
sStrument, un WAar dank der Indiskretion eines der Fuldaer Kandidaten, die abge-
Sagl hatten des Fuldaer Generalvikars Boniftaz Freiherrn VO  w emp Angreth
(  e  X eines ehemaligen Germanikers, 1mM Verbund miıt dem „ultramonta-
nen“ Fuldaer Regierungspräsidenten ilhelm August VO  — Meyer(ield (  9—1  )
Die Kirchenpragmatik gelangte ZU Entsetzen der Reglerungen I1 uch die Öf:
fentlichkeit und wurde In diversen attern hochgesplielt. Geradezu katastropha
ber Warl! der Tatbestand der faktischen Ablehnung der fürstlichen Bischoiskandida-
ten durch Rom, ehe I1la  - dort überhaupt deren Bestätigung nachgesucht
Als Informanten der Kurıl1e, die sich eın „Verdienst daraus gemacht hatten, die al-
enfalls gemälßsigt „staatskirchlich“ gesinnten fünt Bischoiskandidaten i1skredl1-
tlieren, kann der VT neben den bereits bekannten Namen auf Grund der römischen
Akten 1ne Reihe weiterer Denunzlanten namhaftt machen, die ZU Teil dem Um -
feld der bayerischen „Kon{föderierten“ angehörten. Das ANeLZ. der enunzlanten
War weitgespannt (S 604-—614).

Irotz aller Verwirrung, die das Schreiben Consalvis gestiftet hatte, schickte INa  e
die ote mıt den Namen der fünf designierten Bischoiskandidaten und der
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deren päpstliche Konfirmation nach RKRom un ieß S1€e Hrc Kölle offiziell dem KAT=
dinalstaatssekretaäar überreichen, TST danach, wenige Tage spater, uch 1ne zweiıte
ote miıt der Antwort auf Consalviıs brüskierendes Schreiben VO Februar; bel
dieser Gelegenheit wIı1ies Kölle die römischen Vorwürte un die un dem Einifluls
übler enunzlanten entstandene päpstliche Vorschlagsliste schari zuruück. ber
diesem Zeitpunkt zeichnete sich bereits das Ende der gemeiınsamen Kirchenpolitik
der vereinten Staaten ab als nämlich die adısche Regierung 1M geheimen danach
trachtete, mıiıt Hilfe Österreichs die Installierung ihres Kandidaten Wanker als Hr7zZ-
bischof VO Freiburg dennoch durchzusetzen, un: amı das „Frankfurter
System“ verstiel. Angesichts dieser veränderten Situation konnte Consalvı hne
weıltere GefTfahr die nunmehr offiziell vorgeschlagenen Bischoiskandidaten definitiv
ablehnen Am 13 unı 1823 übergab iıne entsprechende ote Wieder VCI-

wWIeSs Z Begründung auft den Nichtvollzug der Bulle Provıda SOLeETSGUE; den Fur-
sten warti VOTIL, sich einer Verständigung mit dem aps über die Kandidaten
eın Nominationsrecht angemalst en un: dem aps lediglich noch eın Bestatı-
gungsrecht zuzubilligen; eın landesherrliches Ernennungsrecht ber musse KRKom ab-
lehnen; 1M übrigen reiche bereits die Verpflichtung der Designierten aul die Kirchen-
pragmatık mıi1t ihren mehrfach verurteilten Grundsätzen dQus, sS1€e als Bischöfe
rückzuweisen und Consalvi egte seiner ote pikanterweise 1Nne Abschrilft der
Kirchenpragmatik bel (S 632)

Ehe sich die Regierungen der vereinten Staaten noch über weıltere Schritte
schlüssıg werden konnten, STtar August 1823 Piıus Y Consalvi, se1it Mona-
ten schwerkrank, folgte ihm wen1g spater Januasr 1824 Miıt beider Tod g1Ng
ine Ara Ende, endeten ber uch die eigentlichen „Frankfurter Konfieren-
zen  W: Miıt dem Nach{folger Pıus’ VIL;; Annıibale della enga, der sich LeO XIL 1823—-
1329 nannte, un: seinem Staatssekretär, dem neunundsiebzigjährigen Kardinal
Giulhio Marla Somaglia, eizten sich In der Kurle endgültig die 7Zelantı durch
Eın „harter KUurs  4 WarTr TWi  e die Staaten ber vermochten sich aufi keinen e
meinsamen Verhandlungsweg mehr ein1gen. en verfolgte seine eigenen Zie-
le, nach dem Tod ankers 1824 mıt dem Erzbischofskandidaten Bernhard
Boll DIie Verhandlungen der anderen Staaten schleppten sich hin, bis die Kurle
1825 eın vVvon Burg angestoßenes Ultimatum tellte massıvem Druck Ba-
dens stimmten schließlich die Staaten auft der Basıs dieses Ultimatums einer Lösung
Z die In der Ergänzungsbulle Domuinıicı gregıs custodiam VO 11 April 1827 mıt
der Regelung der künftigen Bischofswahlen (kanonische Wahl durch das jewellige
Domkapitel nach Vorlage einer Kandidatenliste, VOIN der der jeweilige Landesherr
ihm minder genehme Kandidaten streichen konnte) un der Bewerkstelligung des
Informativprozesses (durch einen VO aps bestellenden Bischof der Kirchen-
DrOVINZ der einen „ın Würde stehenden Geistlichen der betreifenden Diöcese“) In=
LC  - Niederschlag fand?*, nochmals ergänzt durch das Breve Re VO Mal
1827, das die Domkapitel VO vornherein 4-U4: Verzicht auft minder genehme Bı1-
schofskandidaten verpflichtete”??. ach un! nach wurden 1U uch die Designier-
ten Boll für reiburg, Brand für Limburg und Rieger für Fulda konfirmiert; Drey

Bulle . Dominicı gregls custodiam“, Rom, FT prL 1827. Mercati, accolta
(wıe Anm. 7) 700—703; uber-Huber, aa un! Kirche (wie Anm. 11) D Z

- Breve „Re sacra“”, Rom, Maı 1827. Mercatı, accolta (wie Anm.7 703;
Huber-Huber, aa un: Kirche (wıe Anm 11) ED
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und Wreden ber blieben zurückgewiesen. Fuür Rottenburg wurde schließlich Gene-
ralvikar Keller designiert un: bestätigt; un: nach TrTedens Tod tiel die Maınzer Ka-
thedra Burg

Nachdem ber endlich alle Bischo{fsstühle besetzt 4, ogriffen die betrolienen
Staaten autf hre Iruheren Beschlüsse zurück un:! erhelsen un dem atum des

Janılar 1830 1ne gleichlautende „Landesherrliche Verordnung“ bezüglich der
„Ausübung des oberhoheitlichen Schutz- und Auf{fsichts-Rechts über die katholische
Landeskirche“>® entsprechend den rundsätzen der VOoO  — Rom verworienen Kirchen-
pragmatık, wWOomıt s1e nach dem Vorbild der „Organischen Artikel“ Napoleons VO.  —
1801 un des Bayerischen Religionsedikts VO  — 1818 die mıit dem getroffe-

Konvention einselt1ig „organisch“ erganzten und dem „Frankiurter >ystem“
juristische Gültigkeit verliehen. DIieses VO  e den Staaten praktizierte „oberhoheitli-
che Schutz- un Au{fsichts-Recht“ empfanden viele als unerträgliche Knebelung der
Kirche Die olge WarT massıve Opposition, auch Bischöfe, die dagegen nicht
aufbegehrten un: deshalb als „Staatsbischöfe beschimpft wurden, 1wa INn Wurt-
temberg VO  . seiten der zweıten Generation der katholischen „Tübinger“ Johann
dam Möhler, Carl Joseph Hefiele, Johann Evangelist Kuhn), der ung-MöOöhlerianer
un der SOoOgenannten „Donzdorier Fakultät“/, bis schlieflßlich die Revolution VO  .
18458 einen ersten „Befreiungsschlag“ einleitete. Hefiele und uhn sahen damit inr
Kampftziel 1Im wesentlichen erreicht und gaben sich zufrieden, N1C jedoch ihre

Donzdortfer Mitstreiter, die unter Führung Joseph asts, arl Erhard
Schmögers un anderer „aufs Ganze“ gingen un: VO  a denen sich Hefiele un
uhn alsbald „rechts“ überholt sahen. Zu welchen mystizistischen Exzessen diese
„streng-kirchlichen“ Zirkel sich hinreißen ließen, beleuchtet gre. der wesentlich
VO  — chmöger über viele Jahr hin inszenlerte, welılteste Kreise ziehende Fall der „Se-
herin VO  — Altötting“?®,

Landesherrliche Verordnung, die Ausübung des oberhoheitlichen Schutz- un!
Aufsichts-Rechts über die katholische Landeskirche betreifend, anuar 1830
Huber-Huber, aa un Kirche (wıe Anm 11) 280284

Rudolf Reinhardt, Dıie Katholisch-Theologische Tübingen 1mM ersten Jahr-
hundert ihres Bestehens aktoren und Phasen der Entwicklung, In Ders. Hrg.) Tübin-
ger Theologen und ihre Theologie. Quellen un! Forschungen ZUI Geschichte deri
lisch-Theologischen FPakultät übingen E ontubernium 16), Tübingen LE 1—42;
Hubert Wolt. Ketzer der Kirchenlehrer? Der übinger Theologe Johannes VO  w uhn
(  —1  ) In den kirchenpolitischen Auseinandersetzungen seiner Zeit n Veröffent-
lichungen der Kommıiıssiıon TÜr Zeitgeschichte. Reihe Forschungen 58), Maınz 1992:;
ders., Im Zeichen der „Donzdortfer FPakultät“ Staatskirchenregiment „Liberale“ Theo-
logie Katholische UOpposition, ıIn Hohenstaufen/Helfenstein. Historisches Jahrbuch
TÜr den Kreılis GOppingen 1993 96—  E E Dominik Burkard Zeichen Irommen Lebens
oder Instrument der Ol Bruderschaften, „Donzdorier akultät  44 un! Versuche Ka
tholischer Milieubildung. Ebd 1998 B 1-186

Ea Joseph Mast 8-—1 593), dem nachmaligen Rottenburger Kegens und Ver-
Tauten des Kardinals arl August Graien VO  - Reisach, un: arl Erhard Schmöger
9—1  ), dem Hofmeister des Sohnes OUtto des Grafifen Albert VO  - EeC|  erg auf
dessen tammsıtz Donzdortf un! nachmaligen Provinzial der suddeutschen Red-
emptoristen (ın Altötting), SOWIE A unglaublichen Szenarlılo die „Seherin VO  -
Altötting“ Lou1lse Beck siehe die auifschlußreiche Darstellung: TtO Weils, Dıie Re-
demptoristen In Bayern (  0-1  ) Eın Beıitrag E: Geschichte des Ultramontanis-
I11US AA Münchener Theologische Studien Historische Abt 22); ST Ottilien 1983, Des
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Im zweıten Teil „Epilog“ S 637—744) reflektiert der VT „einzelne Entwicklungs-
linien, andelnde ersonen, Institutionen un! tragende ecen  M In diesem VO ihm
quellennah rekonstrulerten „JeEU dramatıque der Verhandlungen“: nämlich das
Informatıions- un Agıtationsnetz der Römischen Kurilie VO  - der publizistischen Of-
fentlichkeit über mitteilungs- un: kontaktireudige Diplomaten un! Politiker er
Ouleurs his den Dıiıensten stehenden enunzlanten un! Intrıganten; fer-
er die Taktıik un Strategıe der Kurle nach der Devise „Divide el impera  { ZULE Ver-

hinderung einer deutschen Primatialkirche un eines Wiedererwachens gallikani-
scher Tendenzen 1mM Deutschen Bund; ber uch die Taktik un: Strategle der x  atı
protestantı unıt1ı”, die WarTr VO  3 Anfang dem römischen „Divide el impera  { VOI-

zubauen suchten (1 Grunde hne recht registrieren, dals INla  > ihm mıiıt der ADb-
lehnung einer alle deutschen Bundesstaaten umgreifenden Kirchenverfassung be-
reits VO  — vornherein erlegen War), deshalb au{l iıne rasche LOsung rängten und
Geheimhaltung ihrer staatskirchlichen Beschluüsse (vergeblich) verordneten, ber
doch 1mM einzelnen voneinander abweichende Ziele veriolgten un: der Kurie 1m
entscheidenden Augenblick, bel der ersten Bischofsbestellung, In die Hände spiel-
te  5 Eın zweıter Punkt betrilit die hınter den angeblichen un wirklichen Maxımen
der Kurıie einerseılts und der taaten andererseits verborgenen Ideologien: au{i romı1-
scher eıte wohl kaum noch „weltliche Mitherrschaft“, Der doch der Anspruch auft
kirchliche Autonomuie und offensiver Ausbau des kurlalen Zentralismus, denen die
Staaten 1ne „geläuterte“ Theorie VO  — den „Jura majestatica Grca Sacra“” N-
eIzZtien In diesem Spannungsverhältnis tanden die Verhandlungen. och Be=
gensätzlich uch die Standpunkte 11, I1L1all mu aufeinander zugehen: Denn
der aa War au{i die Loyalität der Kirche, au{f ihr Engagement Tür Bildung, Erzile-
hung und Formung VO  — olk un Gesellschafit (Kanzel und Schule) angewlesen
und die Kirche ihrerseits auft Schutz und Privilegierung durch den aat; S1E zogerte
Ja uch nicht, diese Orte1ıle als inr verbrieites Recht VO aa einzuifordern. Im
Licht dieses gegenseltigen Aufeinanderverwiesenselns sSind Der uch die „Staats-
kirchler“ Wessenberg, Werkmeister, Jaumann, och un! andere sehen, die sich
zudem allesamt VOT die verantwortungsvolle Au{fgabe gestellt sahen, der Kirche
ihrer Kirche nach dem Zusammenbruch, In 1ne ungewisse Zukunft hinein, ıne
1ICHT Gestalt geben mussen. S1e bildeten gewiß keine omogene Gruppe; jedoch
„versuchten s1e nicht  4 Je auf ihre Weıise, gemäßigt der adıkal AIn einer Zeit des
fundamentalen Umbruchs und andels, den aa AL Stabilisierung der deutschen
Kirche und für innerkirchliche Reformen instrumentalisieren?“ L5 701) wobel
der her negatıv eseizte Begriff „instrumentalisieren“ den Sachverhalt wohl kaum
AaNgEMESSCI umschreibt Fur Consalvi bDer diese katholischen Geistlichen
„schlechte Katholiken“, Ja 1mM Vergleich ihnen „die Protestanten gülden“ (S 703)
och dieses Urteil üchtet sich selbst; enn gerade der BEinflufß dieser Theologen auf
die Frankfurter Koniferenzen gab deren Ergebnissen, IN den Vorstellun-
BECI der Regierungen, iıne gemälsigte Wendung, und ihnen, keineswegs iwa römı1-
scher Forderung, Wadl nicht uletzt danken, dafs die Staaten für den Prie-
sternachwuchs, ihn bildungsmäßig eDen, genere gymnasiale Vorbildung
un! eın akademisch-theologisches Studium In der ege der Universitat, un

45 1—524, 55225671 dazu melne Rezension 1n Rottenburger Jahrbuch für Kirchenge-
schıchte |1986]| 449—453); Heinrich Melıer, 12 OSse Mast als Schlols$kaplan 1n Wech-
selburg (Sachsen). Eın Beitrag se1iner Biographie, In 1986) 357364
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staatlıchem Schutz und nicht Hn abgeschotteten Seminar, vorschrieben un die
Priesterkandidaten ganz 1mM Sinne der Reformtätigkeit Wessenbergs?”?) azu VCI-

pflichteten, neben der Einübung In die (nic selten allzu vergängliche) gen der
„pletas“ (ım ebentfalls VO aa Tundierten Priıesterseminar) sich für ihren küntfti-
BCH Beruf mıt olider theologischer „scıentla“ rüsten, und ‚Wäal In der TIreieren
geistigen tmosphäre der Universita DIie Kurie dagegen blieb aui ihrer Forderung
StrenNg geschlossener „tridentinischer“ Anstalten Semminar un Studium In einem
estehen, WI1e S1Ee 1843 1 Eichstätter Seminar, 1851 (erneut) 1m Maiınzer Seminar
verwirklicht un: 1864 In Speyer durch Einschreiten der Bayerischen Regierung
verhindert wurdeit9. Man erinnere sich In diesem usammenhang: Universitatsaus-
bildung War zumindest beim niederen Klerus uıch noch 1M aufgeklärten Jahr-
hundert bei weıtem N1IC die egel, und uch diese se1lt dem Refiforma-
tionsjahrhundert überwiegend In Händen der Gesellschafit esu gelegen, die zweilel-
10s über eın Potential hochgescheiter Köpfe verfügte; dennoch Wal der
Jesuiten erstes Erziehungsziel bei ihren nicht ordenseigenen Zöglingen In der Un1i-
versitäat der In ihren Kollegien mıiıt Bedacht N1IC streng wissenschafiftliche Schu-
lung, geschweige enn Selbständigkeit des Denkens SEWESCI), sondern gelst1ig-geist-
IC „Abrichtung“ nach Malsgabe ihrer atıo studiorum“ VO  — 1599, und nach der
Wiederbelebung ihrer Gesellschait 1814 knüpften S1E ın ihren Anstalten (zumal In
Rom selber) ziemlich Konsequent diese Lehrtradition wieder mi1t verheeren-
den Folgen für die theologische und innerkirchliche Entwicklung 1m fortschreiten-
den Jahrhundert**. Dıe säkularisierten Fuüurstenstaaten (und N1IC ROom)

Manired Weitlaufif, gnaz Heinrich VO  - Wessenbergs Bemühungen 1ine zelt-
gemälse Priesterbildung. Au{fgezeigt seiner Korresponden mıiıt dem Luzerner $-
pfarrer un!: Bischöflichen Kommissar Thaddäus üller, 1n Ders. ar Hausberger
(Hrg.) Papsttum und Kirchenreform. 1storısche eıtrage. Festschrift für eorg
Schwaiger ZU 65 Geburtstag, ST ılıen 1990, 585565

1e dazu: Gatz, Priesterausbildungsstätten (wıe Anm 21) 60—62 (Bruno Len-
gen{felder) 138—140 Regına Schwerdtfieger 205 Erwın Gatz); Erich arhammer,
Seminaridee un Klerusbildung bei arl August raf VOoO  — Reisach Eıne pastoralge-
schichtliche Studie Z Ultramontanismus des 19. Jahrhunderts Münchener Kır-
chenhistorische Studien 5} Stuttgart-Berlin-Köln 1990 Zum Speyerer Versuch siehe
außerdem: Ludwig Stamer, Der Streit zwischen aa un Kirche den Ausbau des
peyerer Priıesterseminars VOTL hundert Jahren 1864/1964, 1N: AmrhKG 249—
280 Nnaz VO  - Döllinger, Dıe Speyerische Seminarirage und der yllabus, 1n Ders.,
Kleinere Cchrılten, gedruckte un ungedruckte. Gesammelt un herausgegeben VO
F[ranz] Hl[einrich]. Reusch, Stuttgart 1890, O HZ

41 1e azu eier Schmidt, Das Collegium Germanıcum In Rom un die ermanı-
ker. Zur un  1075 eines romischen Ausländerseminars (  2-1  ) AT Bibliothek des
Deutschen Historischen Instituts ın Rom 56), Tübingen 1984 Manitred Weitlauit. ZUT
Entstehung des „Denzinger“. Der Germaniker KT Heinrich Joseph Dominikus Denzin-
SC (  9—-1  ) In den ersten Jahren se1INES akademischen Wirkens der Universita:
urzburg, 1ın Historisches ahrbuc 1976 312-—-371; erS.. Dıe ründung der Ge-
sellschaft esu un ihre Anfänge 1n Süddeutschland, 17 Jahrbuch des Historischen Ver-
1Nns Dillingen 1992 1 5—66; ders., DIie Anfänge der Ludwig-Maximilians-Universität
Munchen un ihrer Theologischen Fakultät 1n Ingolstadt 1472 un! deren Schicksal 1mM
Reformationsjahrhundert, 1n etier Neuner Manired Weitlau{it (Hrg Theologie
der Universitäa Zum 52 Stiftungsfest der Ludwigs-Maximilians-Universität München
Er MThZ 45, elt 3/4), ST ıllıen 1997, 333—369
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CS die VO  — Kandidaten IUr das Bischofifsamt qualifizierte wissenschaftlich-theologi-
sche Bildung un! pastorale Erfahrung verlangten. DIie taaten CS die deshalb
auch die katholische Theologie gleichberechtigt In ihre protestantisch gepragten
Landesuniversitäten (Tübingen, Gießen*“) eingliederten un: wissenschaftlichem
Wetistreit miı1t den übrigen Fakultäten, zumal der evangelisch-theologischen, Waäall-

sCIl Dıe Staaten CSD; die die Domkapitel, 1ın der en Reichskirche de aCcto
VO  e Bischof un Bıstum unabhängige Korporationen, häufig Versorgungsstätten
nachgeborener eliger, einem Mitarbeitergrem1um des Bischoi{is In der DIOze-
sanverwaltung umgestalteten un: kollegialer Kooperatıion mıiıt ihnhm verpflichte-
en und 1mM übrigen den jahrhundertealten Mißstand der Pfiruündenkumulationen
und zahlreicher Exemtionen abstellten. DIies es gewils nicht uneigennutzl-

Verfügungen, ber S1€e en ine Jängst überfällige kirchliche „Flurbereinigung“
bewerkstelligt (Z der die Kirche AduUs$s eigener Kralit, tridentinischer Reformbe-
stiımmungen, offensichtlich nicht fähig BEeWESCH War) und der Kirche SallZ entschie-
den geholfen, sich den Anforderungen einer veränderten Zeıt (allmählich) stel-
len während der Römischen Kurle In ersier Linlie WI1eEe schon 1M Bayerischen
Konkordat die Verteidigung un! möglichste Durchsetzung ihrer beanspruch-
ten jurisdiktionellen Prarogatıven ging, jedenfalls „Testgeschrieben“ au{tf dem Papıer.
Was ber schließlich das anstölige 99  acetum regium“ bezüglich päpstlicher der
bischöflicher Verlautbarungen betrifft, das N1IC 1L1UT diese evangelischen SOouveräa-

sondern uch der katholische Ön1g VO Bayern und se1ın Ministerium als SOU-
veränitätsrecht selbstverständlich ausübten, eichte auch dieses zumindest In
unkonventionellen Voriormen weit 1NSs Mittelalter zurück *> un Wal nichts anderes
als 1nNe€e geordnete Überwachung der geistlichen Jurisdiktion, die INall 1mM Jahr-
hundert der Wahrung des konfessionellen Friedens DZW. der konfessionel-
len Befriedung willen, ber uch In Anbetracht zunehmender und leicht 1ın Revolu-
tiıon umschlagender sozlaler Unruhen staatlicherseits mıiıt Grund Iür notwendig
1e TO Wirkungen hat der staatliche „Hebel“ des Plazets infolge der
Informationsmöglichkeiten der Presse, und se1 VO benachbarten „Ausland“ aus

(im „S1o0N  M  $ 1M Maınzer „Katholik“, ın den „Historisch-Politischen Blättern  4 der In
ampl- un: Flugblättern, In denen 1wa die „Donzdorfer“ die „josephin1-
sche“ Rottenburger Bistumsleitung un: den Polizeistaat schürten“**) ohnehin nicht
mehr gezelitigt INa  = en beispielsweise den vergeblichen Versuch, In Bayern
die Publikation der dogmatischen Dekrete des Ersten Vatikanums durch erweige-
rung des königlichen Plazets verhindern®?. (Angesichts einzelner IICHeTC Ver-
lautbarungen der römischen Glaubenskongregation wWwW1e das „Sanctum Officium“
euftfe heißt 1st I1la  —_ freilich zuweilen Tast versucht, sich eın staatliches Plazet der
äahnliches „Instrument“ zurückwünschen.) Hellere Gelster wWI1e beispielsweise der
Freiburger Moraltheologe Johann Baptıst Hirscher (  8-1  ) erkannten üDrI1-

Uwe Scharfenecker, DIie Katholisch-Theologische Gileßen (  0-1  )
Ereignisse, Strukturen, Personen DE AT e Veröffentlichungen der Kommıissıon für Zeitge-
schıiıchte Reihe Forschungen S 1 Paderborn 1998

Reinhardt, Bemerkungen (wıe Anm 33 161
WolIL, Ketzer der Kirchenlehrer? Anm 37 70—76

45 Franz Xaver BischoT(, Theologie un Geschichte gnaz VO  — DöllingerQ
1n der zweıten Hälfte se1nes Lebens Eın Beıtrag seiner Biographie Münchener Kir-
chenhistorische tudien 9) Stuttgart-Berlin-Köln 1997, DA DE
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gCI1S nach Erringung der Freiheiten VO  — 1848, als die innerkirchliche tmosphäre
durch Parteikämpfe, Verleumdungen, Denunzlationen un: Verurteilungen zuneh-
mend auigeheizt wurde, die Vorteile des Iwa dreißig re UV! grundgelegten
und 1mM Gesamthorizont damaliger polizeistaatlicher Überwachung er Untertanen

durchaus gemäßigten Staatskirchentums iur die ırchen VOT Ort un die Geflahren
einer völlig ihrer Freiheit überlassenen Kirche un: versaumten NIC| darauf hinzu-
welsen. Und Hirscher egte nachdrücklich den Finger auft den Tatbestand, dals Kır-
che und aa se1it Iunifzehnhundert Jahren, as eiıtdem die Staaten christ-
Llich geworden“, In mehr oder minder A Symbiose mıl]teinander verbunden
reI, das Staatskirchentum SOMILItT, N1IC hne zahlreiche orte1ue Tur die Kirche, ine
sehr lange Tradition hatte4® womıt bDber implizit noch eın anderer Tatbestand aus-

gesprochen WAaIl, nämlich daf „die angeblichen Neuerer: her Bewahrer äalterer
Vorstellungen“H „während die ‚Traditionalisten jJüngeren een huldigten“*/,

Letztlich prallten In den Verhandlungen mıiıt Rom WwWel Ekklesiologien aufeinan-
der eın „nNierarchisch VO  3 oben nach durchgeführtes Papalsystem“ und eın
a  on nach oben sich aufbauendes reprasentatives Episkopalsystem“ (S WE
Schließlich Tand 111a  z einen gewıissen Ausgleich der Machtverhältnisse A Kraite-
dreieck VO Bischof, aps un: andesherr, wobei INa  e darauft bedacht WAr, keine
der Parteien STtar werden lassen“: Stärkte der aa einerseılts den Landes-)
Bischof „Nnach außen“ gegenüber dem apst, „zähmte“ ihn andererseits „Nnach
innen“ HTrC seine „oberhoheitliche Auisicht“ und durch das als ena des 1SCHNOIS
fungierende, mıiıt ihm kollegial das Bıstum leitende Domkapıitel, auft welches wlieder-

Diözesanklerus, Bischof und aa Eintfluls hatten VOr allem bDer kann VO e1-
LE Unkirchlichkeit des „Frankfurter 5Systems wWI1e oft behauptet schon iInsofern
keine ede se1n, als die vereinten Staaten VOoO  - Anfang entschlossen 3L die
Kirchenirage mıiıt dem apst, keineswegs ihn regeln; dals 1mM Mittelpunkt
ihres Interesses €1 der verfassungsmäßige Wiederaulfbau der „deutschen Kirche
stan! und War In I1 Anschlufß die reichskirchlichen Reiormbemühungen
des 8. Jahrhunderts, un: nicht das kuriale Interesse, ste dem N1C
S 726—729). Insofern plädier: der VT mit ec Tür 1InNne entsprechende Revısıon
des Geschichtsbildes un nın In diesem usammenhang ine Reihe diesbezüglich
„klärender“ Forschungsdesiderate (S 741—744).

Das Staatskirchentum des Jahrhunderts hat sich längst uberholt Dıe kathaoli-
sche Kirche genielst heute unter dem (konkordatär verbrieften) Schutz des weltan-
schaulich neutralen demokratischen Staates, der a11s nahezu alle überkommenen
„Jura CIrCca CacTa” verzichtet hat, ine reıneılt, WI1E S1Ce diese In ihrer Sganzen Ge-
schichte N1ıe€e UV! besessenf In der Bundesrepublik Deutschland aber uch iın
anderen westlichen Ländern, In denen keine radıkale Irennung VO  — aa und KIr-
che durchgeführt wurde) Bewahrung aller ihr einst VO aa eingeraumten
Vorteile, zumal finanzieller Art Dıie rage ist MNUTFr, 018 S1E nunmehr, ın ihre Freiheit
entlassen, hne Korrektiv, ber dafür Jetz „einseltig“ VO ihrer romischen entrale
dominiert und Immer un dem Pratext der Bewahrung des allein VO aps wn
hüteten wahren katholischen Glaubens un der Einheit der e  Tla Sanctia catholica ei

Johann Baptist Hirscher In seiner 1849 ıIn übingen erschienenen Schrift „Die
kirchlichen ustande der Gegenwart“”, die noch 1 selben Janr indiziert wurde. 1e
das ausführliche 1fa AdUs$ dieser Schrift 17 Burkard, Staatsknechte (wıe Anm 16) 248

Ebd Z&
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apostolica Komana Ecclesia“ Dis 1Ns einzelne reglementiert, ihrer ureigensten Sen-
dung un: gesellschaltlichen Verantwortung wirklich besser gerecht werden VCI-

INa Bel der Lektüre SaAaNzZCI assagen dieser ausgezeichneten Darstellung, die als
Standardwerk bleiben wird, un: vieler In S1E eingestreuter Zıitate me1ılint I1la  - jeden-

unwillkürlich mıiıt Fragen, Problemen un Vorgängen aktuellster Art koniron-
Jer‘ se1n.

%-

DIie des Verhältnisses VO  — Kirche un Staat un seiner Klärung hat das a  S  u und die
katholische Kirche (NiC| I1UI 1n Deutschland) das I1 ahrhundert hindurch und DIS
weıit In das ahrhundert herein zutieist bewegt un immer wieder wechselseitige Spannun-
gCIL ausgelöst. ES Wal eines der erregendsten Themen jener elıt. bedauerlicher 1st S, dals
In Zzwel VOT em für Studienanfänger gedachten LWGFE „Nachschlagewerken“, nämlich In
dem „Kleinen Lexikon der Kirchengeschichte“ VO  - Manfred Heim‘ (Stichwörter Kirche und
Staat“, ulturkampf”, „Staatskirche, Staatskırchentum“ Umfang Zeilen!], „Josephinismus“
[einseılt1g negativ]) un! 1n der „Einführung In die Kirchengeschichte“ desselben Verfassers?*,
diese Problematik, deren Kenntnis IUr das Verständnis des gegenwartigen Staat-Kirche-Ver-
hältnisses unverzichtbar lSt, aum der überhaupt nicht angesprochen wird. €]€l ( 1mM
Umschlagstext des letzteren erkes ausdrücklich: „Im Mittelpun: dieser Einführung steht
ıne Kurzdarstellung der Kirchengeschichte VO  - der DIS A€S 41—1 3210 die
ebenso fundiert wıe allgemeinverständlich die wichtigsten Entwicklungslinien der katholi-
cschen Kirche und der VO  - der Reformation gepragten protestantischen Kirchen zeichnet.“ Be1l
der Lektüre dieses geschichtlichen Überblicks Tappiert den „Kenner 1mM übrigen nicht I1UTL, WI1IE
vollendet der Autor sich die unverwechselbare Diktion se1nes Lehrers eOrg Schwaiger ALLSC-
eignet hat der (SO der Autor mıit dem USCTUC| selnes w Herzen kommenden ankf[es]“)
„diese Einführung und ihr Entstehen mıt Kat un Laft begleitet Hat“ (S 10)
sondern stellt HCH: nicht hne Verwunderung, passagenwelse eın (Nic. gekennzeichnetes)
wortliches und Tast wörtliches Zusammenklingen mI1T Texten iest, die bereits ın Publikatio-
LICIH Schwaigers elesen hat. Man vergleiche eLiwa, 1L1LULI eın paar Beispiele 1111 1=
3 D mıiıt: Schwaiger, Das chrıstlıche Oonchtum In der Geschichte, 1n Ders. (Hrg.)
Mönchtum, €r Oster. Von den nfängen bis ZUTr Gegenwart. Eın Lexikon, München

9—13, 1 /7-—22, 28 c 30—33; der 68 ebenso Stichwort „Universitat“ 1n Kleines
Lexikon 438—440) mıit. Schwaiger, Das Herzogliche Georgianum 1n Ingolstadt, ‚andshAut,
München 4-—1 Regensburg 1994, LG der: 102-106 mIt: Schwaiger, Aufklärung 1n
katholischer 1C| 17 Concilium 1967 [!]) 5>9—56 Von Verlagsseite rfährt INall, da diese
„Textgestaltung“ ın Ordnung un UrTC| die Wendung 1mM Vorwort „mıiıt Rat un Tat begleitet  /
WEn Ila  - diese MNUrTr wörtlich nehme, „ausreichend“ abgedeckt sel, Wäas TE1LNC nicht AduUu$Ss-

SC  16 dals 1M Rahmen einer Neuauflage „für ine deutlichere Klarstellung gesorgt werde.
Demnach annn [11d.  - ja se1n, ob diese Neuauflage ann, WE sich ennn der Verlag
azu entschlielsen sollte, als „Heim-Schwaiger“ der als „Schwaiger-Heim“ erscheinen wird.
VOrTr kurzem konnte I1la  - ıIn der Suddeutschen Zeitung lesen: Der tel eines Buches sSE1 WI1eEe eın
Scheck, der UrC den Inhalt eingelöst werden musse. Eın trefflicher Vergleich!

Manired Heıiım, Kleines Lexikon der Kirchengeschichte, München Verlag Beck)
1998 4586 eın Werk, das auch erhebliche Deflizite un! ängel aufweist: werden
ler beispielsweise Duns SCOTIUS und Johannes Kapistran Dominikanern emacht S 14),
der die „aufschlußrei:  en“ Stichworter „Papstgeschichtsschreibung“ (S5 SWAr „Tridentinum“
(S 433), VOTL em „Scholastik“ (S y USW. Man vergleiche Harm Kluetings Rezension H:
ZKG L:FO 109—1 E un die bekanntermaßen bestellte, AdUs$ fachifremder Duzfreundestfe-
der geflossene „Gegenanzeige“ ın MThZ 1999 S E eine Laudatio, 1n der der Autor
Z7U ordentlichen itglie: der Bayerischen ademıle der Wissenschaften ‚erhoben“ wIrd.

Manired Heiım, Einführung In die Kirchengeschichte, Muünchen Verlag Beck 2000,
234
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